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Gesamte Rechtsvorschrift für Doppelbesteuerung – Einkommen- und Vermögensteuern 
(Frankreich), Fassung vom 22.02.2024 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Änderungen auf Grund des MLI (BGBl. III Nr. 93/2018) können nicht eindeutig zugeordnet werden, 
vgl. daher die „synthetisierte“ Version des DBA Frankreich plus MLI, als Anlage 3 dokumentiert. 

Langtitel 

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER FRANZÖSISCHEN 
REPUBLIK ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR VERHINDERUNG 
DER STEUERUMGEHUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM 
VERMÖGEN 
StF: BGBl. Nr. 613/1994 (NR: GP XVIII RV 1034 AB 1177 S. 131. BR: AB 4634 S. 574.) 
 

Änderung 

BGBl. III Nr. 77/2012 (NR: GP XXIV RV 1331 AB 1401 S. 118. BR: AB 8572 S. 800.) 
BGBl. III Nr. 93/2018 (NR: GP XXV RV 1670 AB 1732 S. 190. BR: AB 9848 S. 870.) 

Sonstige Textteile 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt. 

Ratifikationstext 

Die Mitteilungen gemäß Art. 31 Abs. 1 des Abkommens erfolgten am 14. April bzw. 5. Juli 1994; 
das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 31 Abs. 1 mit 1. September 1994 in Kraft. 

Präambel/Promulgationsklausel 

Der Bundespräsident der Republik Österreich und der Präsident der Französischen Republik sind, 
von dem Wunsche geleitet, auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen die 
Doppelbesteuerung zu vermeiden und die Steuerumgehung zu verhindern, übereingekommen, ein 
Abkommen abzuschließen. Zu diesem Zwecke haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Bundespräsident der Republik Österreich: 

Herrn Sektionschef Dr. Wolfgang Nolz 

im Bundesministerium für Finanzen. 

Der Präsident der Französischen Republik: 

S.E. Herrn Andre Lewin 

außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter. 

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten folgendes vereinbart: 

Text 
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Artikel 1 

PERSÖNLICHER GELTUNGSBEREICH 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskörperschaften erhoben 
werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder 
unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) a) Hinsichtlich der Französischen Republik gehören zu den bestehenden Steuern, für die das 
Abkommen gilt, insbesondere: 

 i) l'impot sur le revenu (die Einkommensteuer); 

 ii) l'impot sur les societes (die Körperschaftsteuer); 

 iii) la taxe sur les salaires (die Lohnsteuer); 

 iv) l'impot de solidarite sur la fortune (die Solidaritätsabgabe auf Vermögen); 

 v) la taxe professionnelle (die Berufesteuer); 

einschließlich aller Abzugsteuern und aller Vorauszahlungen, die auf die vorgenannten Steuern 
angerechnet werden (im folgenden als „französische Steuer“ bezeichnet). 

 b) Hinsichtlich der Republik Österreich gehören zu den bestehenden Steuern, für die das 
Abkommen gilt, insbesondere: 

 i) die Einkommensteuer; 

 ii) die Körperschaftsteuer; 

 iii) die Vermögensteuer; 

 iv) die Abgabe von Vermögen, die der Erbschaftssteuer entzogen sind; 

 v) die Gewerbesteuer einschließlich der Lohnsummensteuer; 

 (im folgenden als „österreichische Steuer“ bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im wesentlichen ähnlicher Art, die nach 
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben 
werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen 
eingetretenen wesentlichen Änderungen mit. 

Artikel 3 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) umfaßt der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personenvereinigungen; 

 b) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 c) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaats“ und „Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats“, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird; 

 d) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem 
Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich 
zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

 e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

 i) in der Französischen Republik: den Budgetminister oder seinen bevollmächtigten Vertreter; 

 ii) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder seinen bevollmächtigten Vertreter. 
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(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem 
Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt. Der Ausdruck „Recht dieses 
Staates“ bezieht sich im allgemeinen auf das bei der Abkommensanwendung den anderen Rechtszweigen 
dieses Staates vorgehende Steuerrecht. 

Artikel 4 

ANSÄSSIGE PERSON 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person“ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist. 
Der Ausdruck umfaßt jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in 
diesem Staat oder mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

 a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt; 
verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Staat ansässig, 
zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der 
Lebensinteressen); 

 b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

 c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

 d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so werden sich die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem Einvernehmen 
zu regeln. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 

Artikel 5 

BETRIEBSTÄTTE 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Betriebstätte“ eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte“ umfaßt insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung, 

 b) eine Zweigniederlassung, 

 c) eine Geschäftsstelle, 

 d) eine Fabrikationsstätte, 

 e) eine Werkstätte und 

 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen; 
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 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a) bis e) genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß die sich daraus ergebende 
Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit 
darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 - für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens 
Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das 
Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
(entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden 
Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 

Artikel 6 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zubehör 
zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 
oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe 
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen 
Arbeit dient. 

(5) Sind mit dem Eigentum an Aktien, Anteilen oder anderen Rechten an Gesellschaften oder an 
sonstigen juristischen Personen Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen verbunden, das sich in 
Frankreich befindet und dieser Gesellschaft oder sonstigen juristischen Person gehört, dürfen die 
Einkünfte, die der Eigentümer aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder jeder anderen Art der 
Nutzung der Nutzungsrechte erzielt, in Frankreich besteuert werden. 

Artikel 7 

UNTERNEHMENSGEWINNE 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 
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(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, 
zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo 
entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt 
Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muß jedoch derart sein, daß das Ergebnis mit den Grundsätzen 
dieses Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür bestehen, 
anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 

Artikel 8 

SEESCHIFFAHRT, BINNENSCHIFFAHRT UND LUFTFAHRT 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschiffahrt dienen, dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der See- oder 
Binnenschiffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der 
Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem 
die Person ansässig ist, die das Schiff betreibt. 

(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft 
oder einer internationalen Betriebsstelle. 

Beachte für folgende Bestimmung 

vgl. die „synthetisierte“ Version des DBA Frankreich plus MLI (BGBl. III Nr. 93/2018) in Anlage 3 

Artikel 9 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

(1) Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an 
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die, eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne 
zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in 
diesem anderen Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um 
solche, die das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden 
Unternehmen vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen 
miteinander vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von 
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diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor, wenn er diese Änderung als gerechtfertigt erachtet. Bei dieser 
Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls 
werden die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander konsultieren. 

Artikel 10 

DIVIDENDEN 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

 (2) a) Die unter Absatz 1 fallenden Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die 
die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber, wenn der Empfänger der Dividenden der Nutzungsberechtigte ist, 
15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen; 

 b) wenn der Nutzungsberechtigte eine der Körperschaftsbesteuerung unterworfene Gesellschaft ist, 
die unmittelbar oder mittelbar über mindestens 10 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden 
zahlenden Gesellschaft verfügt, dürfen diese Dividenden nur in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem der Nutzungsberechtigte ansässig ist. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus denen die 
Dividenden gezahlt werden. 

 (3) a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person von einer in Frankreich ansässigen Gesellschaft 
Dividenden, die bei Bezug durch eine in Frankreich ansässige Person einen Anspruch auf ein 
Steuerguthaben („avoir fiscal“) begründen würden, so erhält diese in Österreich ansässige Person 
das Recht, von der französischen Steuerverwaltung einen diesem Steuerguthaben entsprechenden 
Vergütungsbetrag zu fordern, der jedoch um die in Absatz 2 genannte Steuer gekürzt werden 
kann. 

 b) Lit. a ist auf eine in Österreich ansässige Person nur anzuwenden, wenn diese 

 i) eine natürliche Person ist, oder 

 ii) eine Gesellschaft ist, die unmittelbar oder mittelbar über weniger als 10 vom Hundert des 
Kapitals der die Dividenden zahlenden französischen Gesellschaft verfügt. 

 c) Lit. a ist nicht anzuwenden, wenn eine andere als in Z 1 lit. b des Protokolls genannte Person, die 
in Österreich ansässig ist, mit den Dividenden und dem Vergütungsbetrag der französischen 
Steuerverwaltung nicht der österreichischen Steuer unterliegt. 

 d) Für die Anwendung dieses Abkommens gelten die in lit. a vorgesehenen Vergütungsbeträge der 
französischen Steuerverwaltung als Dividenden. 

(4) Bezieht eine in Österreich ansässige Person von einer in Frankreich ansässigen Gesellschaft 
Dividenden und steht ihr gegenüber der französischen Steuerverwaltung kein Vergütungsanspruch im 
Sinn von Absatz 3 zu, so ist sie berechtigt, die Rückerstattung der von der Gesellschaft im 
Zusammenhang mit der Dividendenzahlung tatsächlich geleisteten Steuervorauszahlung („precomte“) zu 
fordern. Der Bruttobetrag der Rückerstattung der Steuervorauszahlung („precomte“) gilt bei Anwendung 
dieses Abkommens als Dividende. Er unterliegt gemäß Absatz 2 der französischen Besteuerung. 

(5) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - ausgenommen 
Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, 
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus 
Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

(6) Die Absätze 1, 2, 3 und 4 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch 
eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(7) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden 
besteuern, es sei denn, daß diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden 
oder daß die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für 
nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die 
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nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

ZINSEN 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen nur im anderen Staat besteuert werden, wenn diese ansässige Person 
nutzungsberechtigter Empfänger ist. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder 
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteiligung 
am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen, 
sowie andere Erträgnisse, die nach dem Recht des Staates, aus dem sie stammen, den Darlehenszinsen 
gleichgestellt werden. Der Ausdruck „Zinsen“ umfaßt keine Einkünfte, die bei Anwendung von 
Artikel 10 als Dividenden beurteilt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort 
gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt 
und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen 
Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem 
Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem 
Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste Einrichtung 
und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte oder der festen 
Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so 
gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder die feste Einrichtung liegt. 

(5) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der 
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

LIZENZGEBÜHREN 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person gezahlt werden, dürfen nur im anderen Staat besteuert werden, wenn diese ansässige 
Person nutzungsberechtigter Empfänger ist. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzgebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer Filme, von Patenten, 
Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung 
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung 
ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in 
diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob 
er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste 
Einrichtung und ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der Betriebstätte oder 
der festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die 
Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder 
die feste Einrichtung liegt. 
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(5) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, gemessen 
an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Gewinne, die aus der Veräußerung von Aktien, Anteilen oder anderen Rechten an einer 
Gesellschaft oder einer anderen juristischen Person stammen, deren unmittelbar oder unter 
Zwischenschaltung einer oder mehrerer Gesellschaften oder anderer juristischen Personen gehaltenes 
Aktivvermögen hauptsächlich aus in einem Vertragsstaat gelegenem unbeweglichem Vermögen oder 
diesbezüglichen Rechten besteht, darf in diesem Staat besteuert werden. Bei Anwendung dieser 
Bestimmung bleibt unbewegliches Vermögen dieser Gesellschaft oder anderen juristischen Person außer 
Betracht, das der industriellen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder einer anderen betrieblichen 
Eigennutzung dient. 

 (3) a) Gewinne aus der Veräußerung von nicht unter Absatz 2 fallenden Aktien, Anteilen oder 
anderen Rechten, die zu einer wesentlichen Beteiligung an einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Gesellschaft gehören, dürfen in diesem Staat besteuert werden. Eine wesentliche 
Beteiligung liegt vor, wenn der Veräußerer allein oder zusammen mit seinen Angehörigen zu 
irgendeinem Zeitpunkt innerhalb der der Veräußerung vorangehenden fünf Jahre unmittelbar 
oder mittelbar über Aktien, Anteile oder andere Rechte verfügt hat, die insgesamt Anspruch auf 
mindestens 25 vom Hundert der Gewinne dieser Gesellschaft einräumen. 

 b) Wird für Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung von 
Aktien, Anteilen oder anderen Rechten, die zu einer wesentlichen Beteiligung an einer im 
anderen Vertragsstaat ansässigen Gesellschaft gehören, in dem erstgenannten Staat nach seinem 
inländischen Recht ein Steueraufschub gewährt, der auf Grund von steuerlichem Sonderrecht für 
Gesellschaften im Unternehmensverbund, für Verschmelzungen, Spaltungen, Einbringungen 
oder Anteilstausch erfolgt, dürfen diese Gewinne nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 
Diese Bestimmung gilt nur, wenn die dem Steueraufschub zugrundeliegenden Vorgänge auf 
beachtliche wirtschaftliche Ursachen zurückzuführen sind und nicht hauptsächlich zur Erlangung 
der Vorteile dieser Bestimmung gesetzt wurden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer 
festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die 
bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer 
solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(5) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen 
Verkehr betrieben werden, von Schiffen, die der Binnenschiffahrt dienen, und von beweglichem 
Vermögen, das dem Betrieb dieser Seeschiffe, Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(6) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2, 3, 4 und 5 nicht genannten Vermögens 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

SELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus 
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß 
der Person im anderen Vertragsstaat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung 
zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die Einkünfte im 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden 
können. 
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(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfaßt insbesondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit 
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 17, 18, 19 und 20 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche 
Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in 
diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die 
Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während eines 12 
aufeinanderfolgende Monate nicht übersteigenden Zeitraumes aufhält und 

 b) die Vergütungen von einem oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im anderen 
Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die 
der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person für unselbständige Arbeit bezogen werden, die an Bord eines Seeschiffes 
oder Luftfahrzeuges, das im internationalen Verkehr betrieben wird, oder an Bord eines Schiffes, das der 
Binnenschiffahrt dient, ausgeübt wird, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

Artikel 16 

MITGLIEDER EINES AUFSICHTSRATS ODER VERWALTUNGSRATS 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats 
einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 

Artikel 17 

KÜNSTLER UND SPORTLER 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als 
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Einkünfte, die ein in einem Vertragsstaat ansässiger Künstler 
oder Sportler aus einer im anderen Vertragsstaat in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit 
bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn die zuständige Behörde des erstgenannten 
Staates eine Bestätigung erteilt, derzufolge diese Tätigkeiten im anderen Staat überwiegend aus 
öffentlichen Mitteln des erstgenannten Staates, seiner Gebietskörperschaften oder seiner Körperschaften 
des öffentlichen Rechts finanziert werden. 

(4) Ungeachtet des Absatzes 2 und ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die aus 
einer Tätigkeit stammen, die von einem in einem Vertragsstaat ansässigen Künstler oder Sportler in dem 
anderen Vertragsstaat in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübt wird, und die nicht dem Künstler oder 
Sportler selbst, sondern einer anderen Person zufließen, nur in dem erstgenannten Staat besteuert werden, 
wenn die zuständige Behörde dieses Staates eine Bestätigung erteilt, derzufolge diese andere Person 
überwiegend aus öffentlichen Mitteln dieses Staates, seiner Gebietskörperschaften oder seiner 
Körperschaften des öffentlichen Rechts finanziert wird. 
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Artikel 18 

RUHEGEHÄLTER 

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 1 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

Artikel 19 

ÖFFENTLICHER DIENST 

 (1) a) Vergütungen und Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einer seiner 
Gebietskörperschaften oder einer anderen Körperschaft des öffentlichen Rechts unmittelbar oder 
im Wege der von ihnen errichteten Fonds an eine natürliche Person für die diesem Staat, der 
Gebietskörperschaft oder der Körperschaft des öffentlichen Rechts geleisteten Dienste gezahlt 
werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

 b) Diese Vergütungen und Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert 
werden, wenn im Fall der Vergütungen die Dienste in diesem Staat geleistet werden und wenn 
die natürliche Person in diesem anderen Staat ansässig und ein Staatsangehöriger dieses Staates 
ist, ohne gleichzeitig Staatsangehöriger des erstgenannten Staates zu sein. 

(2) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer 
gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaats, einer seiner Gebietskörperschaften oder einer ihrer 
Körperschaften des öffentlichen Rechts erbracht werden, sind die Artikel 15, 16 und 18 anzuwenden. 

Artikel 20 

STUDENTEN UND PROFESSOREN 

 (1) a) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat 
ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, für 
seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht 
besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 

 b) Vergütungen an in einem der Vertragsstaaten ansässige Studenten, die bei einem Unternehmen 
des anderen Staates nicht länger als sechs Monate während eines Kalenderjahres beschäftigt 
werden, um die notwendige praktische Ausbildung zu erhalten, dürfen in diesem anderen Staat 
nicht besteuert werden. 

(2) Professoren und andere Lehrpersonen eines Vertragsstaates, die sich in dem Gebiet des anderen 
Staates für einen Zeitraum von höchstens zwei Jahren aufhalten, um dort an einer Hochschule, einer 
Mittelschule oder einer sonstigen Lehranstalt dieses anderen Staates zu unterrichten, dürfen mit den ihnen 
für diese Lehrtätigkeit zufließenden Vergütungen nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 

Artikel 21 

ANDERE EINKÜNFTE 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht 
behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne des 
Artikel 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen 
Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die 
die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

Artikel 22 

VERMÖGEN 

 (1) a) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert 
werden. 

 b) Vermögen, das aus Aktien, Anteilen oder anderen Rechten an einer Gesellschaft oder einer 
anderen juristischen Person besteht, deren unmittelbar oder unter Zwischenschaltung einer oder 
mehrerer anderer Gesellschaften oder anderer juristischer Personen gehaltenes Aktivvermögen 
hauptsächlich aus in einem Vertragsstaat gelegenem unbeweglichem Vermögen oder 



 Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at Seite 11 von 49 

diesbezüglichen Rechten besteht, darf in diesem Staat besteuert werden. Bei Anwendung dieser 
Bestimmung bleibt unbewegliches Vermögen dieser Gesellschaft oder dieser anderen juristischen 
Person außer Betracht, das der industriellen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder einer 
anderen betrieblichen Eigennutzung dient. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen 
Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und Schiffe, die 
der Binnenschiffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser Seeschiffe, Schiffe 
oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

(5) Ungeachtet der vorstehenden Absätze dieses Artikels bleiben für Zwecke der Erhebung der 
Solidaritätsabgabe auf Vermögen einer in Frankreich ansässigen natürlichen Person mit österreichischer 
Staatsangehörigkeit, die nicht gleichzeitig auch die französische Staatsangehörigkeit besitzt, die 
außerhalb Frankreichs gelegenen Vermögenswerte, die dieser Person am 1. Jänner eines jeden auf die 
Begründung der französischen Ansässigkeit folgenden fünf Kalenderjahre gehören, bei der 
Steuererhebung für diese fünf Jahre außer Ansatz. Scheidet diese Person aus der französischen 
Ansässigkeit für mindestens drei Jahre aus und wird sie in der Folge wieder in Frankreich ansässig, 
bleiben die außerhalb Frankreichs gelegenen Vermögenswerte, die dieser Person am 1. Jänner eines jeden 
der neuerlichen Begründung der französischen Ansässigkeit folgenden fünf Kalenderjahre gehören, bei 
der Steuererhebung für diese fünf Jahre außer Ansatz. 

Artikel 23 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

(1) Die Französische Republik vermeidet die Doppelbesteuerung wie folgt: 

 a) Aus Österreich stammende Einkünfte, die nach diesem Abkommen in diesem Staat besteuert 
werden dürfen, oder die nur in diesem Staat besteuert werden dürfen, werden für die Berechnung 
der französischen Steuer berücksichtigt, wenn ihr Nutzungsberechtigter in Frankreich ansässig ist 
und wenn sie nicht nach französischem Recht von der Körperschaftsteuer befreit sind. In diesem 
Fall ist die österreichische Steuer von diesen Einkünften nicht abzugsfähig, sondern der 
Nutzungsberechtigte hat Anrecht, daß sie auf die französische Steuer angerechnet wird. Dieser 
Anrechnungsbetrag entspricht: 

 i) für die in ii) nicht genannten Einkünfte dem Betrag der französischen Steuer, der auf diese 
Einkünfte entfällt; 

 ii) für die unter Artikel 10 Absatz 2, unter Artikel 13 Absätze 1, 2 und 3, unter Artikel 15 Absatz 
3, unter Artikel 16 und unter Artikel 17 Absätze 1 und 2 fallenden Einkünfte jener Steuer, die 
in Österreich nach den Bestimmungen dieser Artikel gezahlt wurde; der Anrechnungsbetrag 
darf aber den Betrag der französischen Steuer nicht übersteigen, der auf diese Einkünfte 
entfällt. 

Der Ausdruck „Betrag der in Österreich gezahlten Steuer“ bedeutet den österreichischen 
Steuerbetrag, der von dem in Frankreich ansässigen Nutzungsberechtigten dieser Einkünfte in 
Übereinstimmung mit diesem Abkommen tatsächlich und endgültig getragen wurde. 

 b) Das Abkommen hindert Frankreich nicht: 

 i) Artikel 209 quinquies und 209 B des Code General des Impots oder andere ähnliche 
Bestimmungen, die jene der genannten Artikel ändern oder ersetzen, anzuwenden; 

 ii) Verluste von in Österreich ansässigen Tochtergesellschaften oder von in Österreich gelegenen 
Betriebstätten bei der Ermittlung der Gewinne von in Frankreich ansässigen Personen 
abzuziehen und Gewinne dieser Tochtergesellschaften oder dieser Betriebstätten in Höhe 
solcher Verluste den Gewinnen zuzurechnen. 

 c) Eine in Frankreich ansässige Person, der Vermögen gehört, das nach Artikel 22 Absätze 1 und 2 
in Österreich besteuert werden darf, darf hinsichtlich dieses Vermögens auch in Frankreich 
besteuert werden. Die französische Steuer wird unter Abzug eines Steueranrechnungsbetrages 
ermittelt, der der Höhe der österreichischen Steuer auf diesem Vermögen entspricht. Dieser 
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Steueranrechnungsbetrag darf den Betrag der französischen Steuer nicht übersteigen, der auf 
dieses Vermögen entfällt. 

(2) Die Republik Österreich wird die Doppelbesteuerung wie folgt beseitigen: 

 a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Frankreich besteuert werden, so 
nimmt Österreich vorbehaltlich der lit. b und c diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der 
Besteuerung aus. 

 b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10 und 13 Absätze 
2 und 3 in Frankreich besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom Einkommen 
dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Frankreich gezahlten Steuer 
entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten 
Steuer nicht übersteigen, der auf die aus Frankreich bezogenen Einkünfte entfällt. 

 c) Einkünfte oder Vermögen einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem Abkommen von 
der Besteuerung in Österreich auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in Österreich bei der 
Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen 
werden. 

Artikel 24 

GLEICHBEHANDLUNG 

(1) Natürliche Personen, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats besitzen, dürfen im anderen 
Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, 
die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, 
denen natürliche Personen mit Staatsangehörigkeit des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen, 
insbesondere in Bezug auf die Ansässigkeit, unterworfen sind oder unterworfen werden können. Diese 
Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für natürliche Personen, die in keinem Vertragsstaat 
ansässig sind. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -
vergünstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu 
gewähren, die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 5 oder Artikel 12 Absatz 5 anzuwenden ist, 
sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige 
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden 
gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer 
Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(5) Beiträge, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person, die vorher in dem anderen 
Vertragsstaat ansässig war, zur gesetzlichen Sozialversicherung oder zu einer ergänzenden Alters oder 
Todfallsversicherung dieses anderen Vertragsstaates zahlt, werden in dem erstgenannten Staat steuerlich 
in gleicher Weise behandelt, wie die in diesem erstgenannten Staat zu gleichen Zwecken geleisteten 
Zahlungen. 

(6) Die vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten ungeachtet des Artikels 2 für Steuern 
jeder Art und Bezeichnung. 

(7) Vorbehaltlich einer einzelfallbezogenen Verständigung zwischen den zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten gelten die nach dem Recht eines Vertragsstaates zugunsten dieses Staates, seiner 
Gebietskörperschaften oder einer anderen Körperschaft des öffentlichen Rechts für andere als industrielle 
oder gewerbliche Tätigkeiten vorgesehenen Steuerbefreiungen und -begünstigungen unter den 
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entsprechend gleichen Bedingungen auch zugunsten des anderen Staates, dessen Gebietskörperschaften 
und von Körperschaften des öffentlichen Rechts mit gleicher oder entsprechender Tätigkeit. Dieser 
Absatz gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung, ausgenommen die Steuern 
auf Erbschaften und Schenkungen sowie die Abgaben, die als Gegenleistung für erbrachte 
Dienstleistungen zu entrichten sind. 

Beachte für folgende Bestimmung 

vgl. die „synthetisierte“ Version des DBA Frankreich plus MLI (BGBl. III Nr. 93/2018) in Anlage 3 

Artikel 25 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten 
für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann 
sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall 
der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 
Absatz 1 erfaßt wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger 
sie ist. Der Fall muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme unterbreitet 
werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten, die bei 
der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu 
beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen 
vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein mündlicher 
Meinungsaustausch für die Herbeiführung der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher 
Meinungsaustausch in einer Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten besteht. 

Artikel 26 

Informationsaustausch 

1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur Durchführung 
dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts betreffend 
Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer 
Gebietskörperschaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht 
entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch 
Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 
 

2. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie 
die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den 
Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht 
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder mit der 
Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der Aufsicht 
darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke 
verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 
Gerichtsentscheidung offen legen. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat 
die erhaltenen Informationen für andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem Recht 
beider Staaten für solche andere Zwecke verwendet werden dürfen und die zuständige Behörde 
desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, dieser anderen Verwendung zustimmt. 
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3. Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maßnahmen um sicherzustellen, dass die Informationen 
verfügbar sind und für die zuständige Behörde zugänglich sind und der ersuchenden Behörde übermittelt 
werden können. Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses 
oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspräche. 
 

4. Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der andere Vertragsstaat 
die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen Informationen, selbst 
wenn dieser andere Staat diese Informationen für seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die 
im vorhergehenden Satz enthaltene Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen nach Absatz 3, wobei 
diese jedoch in keinem Fall so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen 
nur deshalb ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches steuerliches Interesse an solchen Informationen 
hat. 
 

5. Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen 
nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen Kreditinstitut, einem 
Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder befinden oder weil sie sich auf das Eigentum an einer 
Person beziehen. 

Artikel 27 

VOLLSTRECKUNGSRECHTSHILFE 

(1) Die beiden Vertragsstaaten unterstützen sich gegenseitig bei der Abgabeneinhebung nach 
Maßgabe der gesetzlichen und verwaltungsbehördlichen Vorschriften hinsichtlich der unter dieses 
Abkommen fallenden Steuern sowie hinsichtlich der Abgabenerhöhungen, der Abgabenzuschläge, der 
Säumniszuschläge und hinsichtlich der Zinsen und Verfahrenskosten in bezug auf diese Steuern. 

(2) Auf Antrag des ersuchenden Staates führt der ersuchte Staat die Vollstreckung der 
Steueransprüche des erstgenannten Staates in Übereinstimmung mit dem Recht und der 
Verwaltungspraxis bezüglich der Vollstreckung seiner eigenen Steueransprüche durch, soweit das 
Abkommen nichts anderes vorsieht. 

(3) Der vorstehende Absatz gilt nur für Steueransprüche, die Gegenstand eines im ersuchenden Staat 
gültigen Vollstreckungstitels und unangefochten sind. 

(4) Die Amtshilfe bei der Vollstreckung von Steueransprüchen gegen einen Erblasser oder seinen 
Nachlaß ist auf den Wert des Nachlasses oder den Teil des Vermögens beschränkt, der auf jeden 
Nachlaßbegünstigten entfällt, je nachdem, ob die Ansprüche aus dem Nachlaß oder gegenüber den 
Nachlaßbegünstigten zu befriedigen sind. 

(5) Der ersuchte Staat ist nicht verpflichtet, dem Antrag stattzugeben, 

 a) wenn der ersuchende Staat im eigenen Hoheitsgebiet nicht alle Mittel zur Vollstreckung seiner 
Steueransprüche ausgeschöpft hat, es sei denn, die Vollstreckung im ersuchenden Staat würde 
große Schwierigkeiten bereiten, oder 

 b) wenn und soweit er der Auffassung ist, daß die Steueransprüche im Widerspruch zu diesem oder 
einem anderen Abkommen stehen, dessen Parteien beide Staaten sind. 

(6) Dem Ersuchen um Amtshilfe bei der Vollstreckung eines Steueranspruchs sind beizufügen: 

 a) eine Erklärung, daß der Steueranspruch eine unter das Abkommen fallende Steuer betrifft und 
unangefochten ist; 

 b) eine amtliche Ausfertigung des im ersuchenden Staat gültigen Vollstreckungstitels; 

 c) alle anderen für die Vollstreckung erforderlichen Schriftstücke und 

 d) gegebenenfalls eine beglaubigte Ausfertigung aller damit in Verbindung stehenden 
Entscheidungen von Verwaltungsbehörden oder Gerichten. 

(7) Auf Antrag des ersuchenden Staates trifft der ersuchte Staat Sicherungsmaßnahmen, um die 
Vollstreckung der Steueransprüche zu gewährleisten, selbst wenn dagegen Einwendungen erhoben 
worden sind oder ein Vollstreckungstitel noch nicht ausgestellt worden ist. 
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(8) Der im ersuchenden Staat gültige Vollstreckungstitel wird gegebenenfalls gemäß den im 
ersuchten Staat geltenden Bestimmungen nach Eingang des Amtshilfeersuchens so bald wie möglich 
entgegengenommen, anerkannt, ergänzt oder durch einen Vollstreckungstitel des letztgenannten Staates 
ersetzt. 

(9) Für Fragen im Zusammenhang mit Verjährungsfristen bei Steueransprüchen ist ausschließlich 
das Recht des ersuchenden Staates maßgebend. Das Ersuchen um Amtshilfe bei der Vollstreckung enthält 
Angaben über die für die Steueransprüche geltende Verjährungsfrist. 

(10) Vollstreckungsmaßnahmen, die vom ersuchten Staat auf Grund eines Amthilfeersuchens 
durchgeführt werden und die nach dem Recht dieses Staates die Verjährungsfrist hemmen oder 
unterbrechen würden, haben nach dem Recht des ersuchenden Staates dieselbe Wirkung. Der ersuchte 
Staat unterrichtet den ersuchenden Staat über die zu diesem Zweck getroffenen Maßnahmen. 

(11) Der ersuchte Staat kann einem Zahlungsaufschub oder Ratenzahlungen zustimmen, wenn sein 
Recht oder seine Verwaltungspraxis dies in ähnlichen Fällen zuläßt; er wird hierüber den ersuchenden 
Staat unterrichten. 

(12) Einwendungen gegen den Bestand oder die Höhe des Steueranspruches können nur bei den 
zuständigen Behörden des ersuchenden Staates erhoben werden. 

(13) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er den ersuchten Staat: 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von seinen Gesetzen oder von seiner 
Verwaltungspraxis oder von den Gesetzen oder der Verwaltungspraxis des ersuchenden Staates 
abweichen; 

 b) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die aus seiner Sicht gegen den Ordre public verstoßen. 

Artikel 28 

DIPLOMATEN UND KONSULARBEAMTE 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Diplomaten und 
Konsularbeamten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer 
Übereinkünfte zustehen. 

(2) Ungeachtet des Artikels 4 gilt bei Anwendung dieses Abkommens eine natürliche Person, die 
Mitglied einer diplomatischen oder konsularischen Vertretung oder einer ständigen Vertretung eines 
Vertragsstaates ist, die im anderen Vertragsstaat oder in einem dritten Staat gelegen ist, als im 
Entsendestaat ansässig, wenn sie dort den gleichen Verpflichtungen bezüglich der Steuer von ihrem 
gesamten Einkommen oder vom Vermögen unterworfen ist wie die in diesem Staat ansässigen Personen. 

(3) Dieses Abkommen gilt nicht für internationale Organisationen, deren Organe oder Beamte und 
für Personen, die Mitglieder einer diplomatischen Mission, einer konsularischen Vertretung oder einer 
ständigen Vertretung eines dritten Staates sind und die sich in einem Vertragsstaat aufhalten und weder in 
dem einen noch in dem anderen Vertragsstaat den gleichen Verpflichtungen bezüglich der Steuer von 
ihrem gesamten Einkommen oder Vermögen unterworfen sind wie die in diesen Staaten ansässigen 
Personen. 

Artikel 29 

DURCHFÜHRUNGSVERFAHREN 

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Staaten können gemeinsam oder gesondert das Verfahren 
zur Durchführung dieses Abkommens regeln und hiebei insbesondere die Formerfordernisse festlegen, 
die zur Erlangung der Abkommensvorteile zu erfüllen sind. 

(2) Keine Bestimmung dieses Abkommens ist so auszulegen, daß sie einen Vertragsstaat daran 
hindert, die aus diesem Staat stammenden und einer im anderen Staat ansässigen Person zufließenden 
Einkünfte nach seinem innerstaatlichen Recht dem Steuerabzug zu unterwerfen. Sieht das Abkommen 
eine Ermäßigung oder Befreiung von dieser Besteuerung vor, so ist der zu hoch erhobene Steuerbetrag 
auf Grund eines Antrages des Einkünfteempfängers rückzuerstatten. 

(3) Um die Steuerbefreiungen oder -ermäßigungen sowie die anderen abkommensgemäßen 
Steuervorteile in einem Vertragsstaat zu erlangen, müssen die im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Personen, sofern die zuständigen Behörden nichts anderes vorsehen, eine Ansässigkeitsbescheinigung 
vorweisen, in der insbesondere Art und Höhe der betroffenen Einkünfte oder des betroffenen Vermögens 
angegeben sind und die eine Bestätigung der Steuerbehörden des anderen Staates enthalten. 
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Artikel 30 

RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

(1) Dieses Abkommen findet Anwendung 

 a) auf die europäischen und überseeischen Departements der Französischen Republik einschließlich 
des Küstenmeeres und darüber hinausreichender Zonen, in denen die Französische Republik in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht Hoheitsbefugnisse in bezug auf das Aufsuchen und die 
Ausbeutung der Bodenschätze des Meeresbodens und des Meeresuntergrundes sowie der 
darüberliegenden Gewässer besitzt; 

 b) auf das Gebiet der Republik Österreich. 

(2) Dieses Abkommen kann entweder als Ganzes oder mit den erforderlichen Änderungen auf 
Überseegebiete und andere Gebietskörperschaften der Französischen Republik ausgedehnt werden, in 
denen Steuern erhoben werden, die im wesentlichen den Steuern ähnlich sind, für die das Abkommen gilt. 
Eine solche Ausdehnung wird von dem Zeitpunkt an und mit den Änderungen und Bedingungen, 
einschließlich der Bedingung für die Beendigung wirksam, die zwischen den Vertragsstaaten durch auf 
diplomatischem Weg auszutauschende Noten oder auf andere, den Verfassungen dieser Staaten 
entsprechende Weise vereinbart werden. 

(3) Haben die beiden Vertragsstaaten nichts anderes vereinbart, so wird mit der Kündigung durch 
einen Vertragsstaat nach Artikel 32 die Anwendung des Abkommens in der in jenem Artikel 
vorgesehenen Weise auch für alle Gebiete und Gebietskörperschaften beendet, auf die das Abkommen 
nach diesem Artikel ausgedehnt worden ist. 

Artikel 31 

INKRAFTTRETEN 

(1) Jeder der Vertragsstaaten teilt dem anderen die Erfüllung der für das Inkrafttreten dieses 
Abkommens erforderlichen Maßnahmen mit. Das Abkommen tritt sodann am ersten Tag des zweiten 
Monats in Kraft, der auf den Tag der Entgegennahme der letzten dieser Mitteilungen folgt. 

(2) Dieses Abkommen ist erstmals anzuwenden: 

 a) hinsichtlich der Steuern vom Einkommen auf Einkünfte, die in dem Kalenderjahr zugeflossen 
sind, das dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Abkommens folgt oder die einem 
Wirtschaftsjahr zuzurechnen sind, das in diesem Kalenderjahr begonnen hat; 

 b) hinsichtlich der anderen Steuern für Steuererhebungen, deren zugrundeliegender Steuertatbestand 
ab dem 1. Jänner des Kalenderjahres verwirklicht worden ist, das dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Abkommens folgt. 

(3) Das am 8. Oktober 1959 *) in Wien unterzeichnete und durch die Protokolle vom 30. Oktober 
1970 **) und vom 26. Februar 1986 ***) geänderte Abkommen zwischen der Republik Österreich und 
der Französischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung sowie über gegenseitige 
Hilfeleistung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der 
Erbschaftssteuern ist auf Einkünfte und Vermögen nicht mehr anzuwenden, für die die entsprechenden 
Bestimmungen dieses Abkommens gelten. 

____________________ 

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 246/1961 

**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 147/1972 

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 588/1988 

Artikel 32 

KÜNDIGUNG 

(1) Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft. Jedoch kann es jeder Vertragsstaat auf 
diplomatischem Weg unter Wahrung einer mindestens sechsmonatigen Kündigungsfrist zum Ende eines 
Kalenderjahres kündigen. 

(2) In diesem Fall ist das Abkommen letztmalig anzuwenden: 

 a) hinsichtlich der Steuern vom Einkommen auf Einkünfte, die in dem Kalenderjahr zugeflossen 
sind, auf dessen Ende die Kündigung erfolgt ist, oder die einem Wirtschaftsjahr zuzurechnen 
sind, das in diesem Jahr geendet hat; 

 b) hinsichtlich der anderen Steuern für Steuererhebungen, deren zugrundeliegender Steuertatbestand 
in dem Kalenderjahr verwirklicht worden ist, auf dessen Ende die Kündigung erfolgt ist. 
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ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten dieses Abkommen unterzeichnet 
und mit Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Wien, am 26. März 1993, in zwei Urschriften, jede in deutscher und französischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
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Protokoll 

zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Französischen Republik zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der 
Französischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 
Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen haben die 
Bevollmächtigten der beiden Staaten das Einvernehmen über folgende Bestimmungen hergestellt, die 
einen Bestandteil des Abkommens bilden: 

1. In bezug auf Artikel 4 Absatz 1 besteht Einvernehmen, daß der Ausdruck „eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person“ umfaßt: 

 a) diesen Staat, seine Gebietskörperschaften und seine juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts; 

 b) Pensions- und Versorgungskassen sowie Pensionsfonds, die für steuerliche Belange nach dem 
Recht dieses Staates anerkannt sind; 

 c) Personengesellschaften und andere Personenvereinigungen, die nach französischem Recht einem 
Besteuerungsverfahren wie Personengesellschaften unterzogen werden, die ihren Sitz in 
Frankreich haben und nicht zur Körperschaftsteuer herangezogen werden. 

2. In bezug auf Artikel 8 besteht Einvernehmen, daß ein Unternehmen, das Seeschiffe oder 
Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr betreibt und dessen Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung sich 
in Österreich befindet, in Frankreich von Amts wegen von der Berufesteuer hinsichtlich dieses Betriebes 
entlastet wird. Ein Unternehmen, das Seeschiffe oder Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr betreibt 
und dessen Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung sich in Frankreich befindet, wird reziprok in Österreich 
von der Gewerbesteuer einschließlich der Lohnsummensteuer entlastet. 

3. In bezug auf Artikel 10 dürfen die unter Absatz 2 lit. B fallenden Dividenden, solange Österreich 
nicht Mitglied der Europäischen Gemeinschaft ist, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die die 
Gewinne auszahlende Gesellschaft ansässig ist; die Steuer darf aber, wenn der Empfänger der Dividenden 
der Nutzungsberechtigte ist, 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen. 

4. In bezug auf Artikel 10 Absatz 5 besteht Einvernehmen, daß der Ausdruck „Dividenden“ auch 
Einkünfte umfaßt, die nach dem Steuerrecht des Vertragsstaates, in dem die ausschüttende Gesellschaft 
ansässig ist, den für Ausschüttungen geltenden Regeln unterworfen werden, daß er aber nicht die unter 
Artikel 16 fallenden Einkünfte umfaßt. 

5. In bezug auf Artikel 10 und 11 darf eine Investmentgesellschaft oder ein Investmentfonds, der in 
einem Vertragsstaat errichtet ist, wo er keiner in Artikel 2 Absatz 3 lit. a i) oder ii) oder lit. b i) oder ii) 
genannten Steuer unterliegt, und der aus dem anderen Vertragsstaat stammende Dividenden oder Zinsen 
bezieht, die im Abkommen vorgesehenen Steuerermäßigungen, Steuerbefreiungen und anderen Vorteile 
für jenen Teil dieser Einkünfte global in Anspruch nehmen, die den Gesellschafts- oder Fondsrechten 
entsprechen, die die im erstgenannten Staat ansässigen Personen halten und die hinsichtlich dieser 
Personen besteuert werden. 

6. In bezug auf Artikel 19 besteht Einvernehmen, 

 a) daß die Bestimmungen des Absatzes 1 auch auf Vergütungen Anwendung finden, die dem 
Personal der österreichischen Handelsdelegationen in Frankreich zufließen; 

 b) daß über Antrag des Steuerpflichtigen und vorbehaltlich eines Verständigungsverfahrens 
zwischen den zuständigen Behörden die Bestimmungen des Absatzes 1 auf Steuerjahre, die vor 
dem Wirksamwerden des Abkommens liegen und hinsichtlich derer noch keine Verjährung 
eingetreten ist, angewendet werden. 

7. In bezug auf Artikel 23 Absatz 1 besteht Einvernehmen, daß der Ausdruck „Betrag der 
französischen Steuer, der auf diese Einkünfte entfällt“ bedeutet: 

 a) wenn die auf diese Einkünfte entfallende Steuer auf der Grundlage eines Proportionalsteuersatzes 
ermittelt wird, den Betrag, der sich aus der Anwendung des jeweiligen Steuersatzes auf die 
Reineinkünfte ergibt; 

 b) wenn die auf diese Einkünfte entfallende Steuer auf der Grundlage eines progressiven 
Steuertarifes ermittelt wird, den Betrag, der sich ergibt, wenn auf die Reineinkünfte jener 
Steuersatz angewendet wird, der dem Verhältnis zwischen der auf das nach französischem Recht 
ermittelte steuerpflichtige Gesamteinkommen entfallenden Steuer und diesem Einkommen 
entspricht. 
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Diese Auslegung gilt sinngemäß für den Ausdruck „Betrag der französischen Steuer, der auf 
dieses Vermögen entfällt“. 

8. Frankreich ist durch das Abkommen nicht daran gehindert, die Bestimmungen des Artikels 212 
des Code General des Impots oder andere ähnliche, diese ändernde oder ersetzende Bestimmungen 
anzuwenden. 

9. Jeder Vertragsstaat kann an Personen, die sich auf dem Gebiet des anderen Vertragsstaates 
aufhalten, die Zustellung von Schriftstücken unmittelbar auf dem Postweg veranlassen. 

10. Jeder Vertragsstaat behält das Recht, die Einkünfte der bei ihm ansässigen Personen nach seinem 
Recht zu besteuern, wenn die Besteuerung dem anderen Vertragsstaat zugeteilt ist, die Einkünfte aber in 
diesem Staat nicht in die Besteuerungsgrundlage einbezogen werden und eine solche doppelte Entlastung 
auf eine unterschiedliche Einkünftequalifikation zurückzuführen ist. 
 

GESCHEHEN zu Wien, am 26. März 1993, in zweifacher Ausfertigung, in deutscher und 
französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
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ZUSATZPROTOKOLL 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Protokolls zur Abänderung des am 26. März 1993 in Wien 
unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 
Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, das heute zwischen 
der Republik Österreich und der Französischen Republik abgeschlossen wurde, sind die Gefertigten 
übereingekommen, dass die folgenden Bestimmungen einen integrierenden Bestandteil des Protokolls 
bilden: 
 

Zu Artikel 26: 

1. In Bezug auf Artikel 26 sind die Informationsquellen, die üblicherweise zur Verfügung stehen, 
auszuschöpfen, bevor ein Auskunftsersuchen gestellt wird. 

2. Die Bezugnahme auf „voraussichtlich erhebliche“ Informationen soll für einen Informationsaustausch 
in Steuersachen in weitest möglichem Umfang sorgen, wenngleich es den Vertragsstaaten nicht freisteht, 
um Auskünfte zu ersuchen, von denen angenommen werden kann, dass sie für die Steuerangelegenheiten 
eines bestimmten Steuerpflichtigen nicht erheblich sind („fishing expeditions“). 

3. Die ersuchende Steuerbehörde stellt der ersuchten Steuerbehörde die folgenden Informationen zur 
Verfügung: 

a) die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt; 

b) den Zeitraum, für den die Informationen erbeten werden; 

c) eine Stellungnahme betreffend die erbetenen Auskünfte einschließlich der Art und der Form, in 
der der ersuchende Staat die Auskünfte vorzugsweise vom ersuchten Staat erhalten möchte; 

d) den steuerlichen Zweck, für den um die Auskünfte ersucht wird; 

e) soweit bekannt, den Namen und die Anschrift von Personen, in deren Besitz sich die erbetenen 
Auskünfte vermutlich befinden sowie alle Einzelheiten, welche die Beschaffung der Informationen 
erleichtern. 

4. Es besteht Einvernehmen darüber, dass Artikel 26 die Vertragsstaaten nicht dazu verpflichtet, 
Informationen auf automatischer oder spontaner Basis auszutauschen. Es besteht ferner Einvernehmen 
darüber, dass diese verfahrensrechtlichen Erfordernisse weit auszulegen sind, um einen wirksamen 
Informationsaustausch nicht zu vereiteln. 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig bevollmächtigten Unterfertigten dieses 
Zusatzprotokoll unterzeichnet. 
 

GESCHEHEN zu Paris, am 23. Mai 2011, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher und 
französischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2018 Ausgegeben am 11. Juni 2018 Teil III 

93. Mehrseitiges Übereinkommen zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen zur 
Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung 

 (NR: GP XXV RV 1670 AB 1732 S. 190. BR: AB 9848 S. 870.) 

93. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG 

genehmigt. 

Mehrseitiges Übereinkommen zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen 
zur Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung 
 

[Übereinkommen in deutschsprachiger Übersetzung, siehe Anlagen] 
[Übereinkommen in englischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[Übereinkommen in französischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[Vorbehalte und Notifikationen der Republik Österreich in englischer Sprache, siehe Anlagen] 
[Vorbehalte und Notifikationen der Republik Österreich in deutschsprachiger Übersetzung, siehe 

Anlagen] 
 

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete 
Ratifikationsurkunde wurde am 22. September 2017 beim Generalsekretär der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) als Verwahrer des Übereinkommens 
hinterlegt; das Mehrseitige Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 34 Abs. 1 mit 1. Juli 2018 in Kraft. 

Das Mehrseitige Übereinkommen wurde neben Österreich von folgenden Staaten und 
Hoheitsgebieten ratifiziert: Isle of Man1, Jersey1, Polen1 und Slowenien1. 

Kurz 

                                                           
1 Vorbehalte und Notifikationen anderer Vertragsstaaten sowie Einsprüche und Einwendungen zu diesem 
Übereinkommen sind in englischer und französischer Sprache auf der Website der OECD unter 
http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf abrufbar. 

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf


  

GENERIERTER TEXT DES MLI UND DES ABKOMMENS ZWISCHEN DER REPUBLIK 

ÖSTERREICH UND DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK ZUR VERMEIDUNG DER 

DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR VERHINDERUNG DER STEUERUMGEHUNG AUF 

DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN 

 

 

Allgemeine haftungsausschließende Erklärung zum generierten Textdokument 

 

Dieses Dokument stellt den generierten Text für die Anwendung des am 26. März 1993 unterzeichneten 

Abkommens zwischen des Republik Österreich und der Französischen Republik zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom 

Einkommen und vom Vermögen in der Fassung des am 23. Mai 2011 unterzeichneten Protokolls (das 

„Abkommen“) und des von der Republik Österreich und der Französischen Republik am 7. Juni 2017 

unterzeichneten Mehrseitigen Übereinkommens zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen 

zur Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (das „MLI“) dar. 

Das Dokument wurde auf der Grundlage der von der Republik Österreich am 22. September 2017 und 

von der Französischen Republik am 26. September 2018 aus Anlass der Ratifikation dem Depositar 

übermittelten Vorbehalte und Notifikationen („MLI-Positionen“) erstellt. Diese MLI-Positionen sind den 

im MLI vorgesehenen Modifizierungen vorbehalten. Die Modifizierung der MLI-Positionen kann die 

Wirkung des MLI auf das Abkommen verändern.  

Die authentischen Vertragstexte des Abkommens und des MLI sind vorrangig und als einzig maßgebliche 

Rechtsquellen anzuwenden. 

Die Bestimmungen des MLI, welche in Bezug auf die Bestimmungen des Abkommens anwendbar sind, 

werden in diesem Dokument durchgehend in Form von eingerahmten Feldern im Zusammenhang mit den 

entsprechenden Bestimmungen des Abkommens dargestellt. Die eingerahmten Felder, welche die 

Bestimmungen des MLI enthalten, wurden im Allgemeinen in Übereinstimmung mit der Reihenfolge der 

Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 

Vermögen in das Abkommen eingefügt. 

Der Text der Bestimmungen des MLI wurde zur Vereinheitlichung der im MLI verwendeten Begriffe mit 

jenen des Abkommens (zB „unter das Übereinkommen fallendes Steuerabkommen“ und „Abkommen“, 

„Vertragspartei dieses Übereinkommens“ und „Vertragsstaaten“) im Interesse des einfacheren 

Verständnisses der Bestimmungen des MLI verändert. Die Veränderungen der Begriffe dienen der 

leichteren Lesbarkeit des Dokuments und zielen nicht auf eine Änderung des Inhalts der Bestimmungen 

des MLI ab. In ähnlicher Weise wurden Teile der Bestimmungen des MLI verändert, die bestehende 

Bestimmungen des Abkommens umschreiben: umschreibende Wortfolgen wurden durch rechtliche 

Verweise auf die bestehenden Abkommensbestimmungen im Interesse der leichteren Lesbarkeit ersetzt. 

In allen Fällen sind Verweise auf die Bestimmungen des Abkommens oder auf das Abkommen in dem 

Sinne zu verstehen, dass sie sich auf das Abkommen in der durch das MLI geänderten Fassung beziehen, 

vorausgesetzt, die Bestimmungen des MLI wurden wirksam. 

Hinweise 

Die authentischen Texte des MLI und des Abkommens sind über die Webseite des 

Bundesministeriums für Finanzen abrufbar (https://www.bmf.gv.at).  

Die MLI-Positionen der Republik Österreich wurden am 22. September 2017 aus Anlass der 

Ratifikation und jene der Französischen Republik am 26. September 2018 aus Anlass der 

Ratifikation an den Depositar übermittelt und sind über die Webseite des Depositars des MLI 

(OECD) abrufbar (http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf).  

  



  

Haftungsausschließende Erklärung zum Wirksamkeitsbeginn der MLI – Bestimmungen 

 
Wirksamkeitsbeginn der Bestimmungen des MLI 

Die Bestimmungen des MLI, die auf das Abkommen anzuwenden sind, werden nicht im selben 

Zeitpunkt wie die ursprünglichen Bestimmungen des Abkommens wirksam. Jede Bestimmung des 

MLI kann zu unterschiedlichen Zeitpunkten wirksam werden, abhängig von den betroffenen 

Steuerarten (im Abzugsweg erhobene Steuern oder andere Steuern) und von den Wahlmöglichkeiten, 

welche die Republik Österreich und die Französische Republik in ihren MLI-Positionen ausgeübt 

haben. 

Zeitpunkt der Hinterlegung der Ratifizierungs-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde: 

22. September 2017 für die Republik Österreich und 26. September 2018 für die Französische 

Republik. 

Zeitpunkt des Inkrafttretens des MLI: 1. Juli 2018 für die Republik Österreich und 1. Jänner 2019 für 

die Französische Republik. 

Dieses Dokument enthält durchgehend spezifische Informationen über den Zeitpunkt, an dem oder 

nach dem die Bestimmungen des MLI in Bezug auf das Abkommen Wirksamkeit erlangen. 

  



  

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER FRANZÖSISCHEN 
REPUBLIK ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR VERHINDERUNG 

DER STEUERUMGEHUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND 
VOM VERMÖGEN 

 
 

Der Bundespräsident der Republik Österreich und der Präsident der Französischen Republik sind, 
[ERSETZT durch Artikel 6 Absatz 1 des MLI][von dem Wunsche geleitet, auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen die Doppelbesteuerung zu vermeiden und die 
Steuerumgehung zu verhindern,]  

 

Der folgende Absatz 1 des Artikels 6 des MLI ersetzt den Text betreffend die Absicht zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung in der Präambel dieses Abkommens:1 

ARTIKEL 6 DES MLI - ZWECK EINES UNTER DAS ÜBEREINKOMMEN FALLENDEN 
STEUERABKOMMENS 

in der Absicht, in Bezug auf die unter dieses Abkommen fallenden Steuern eine Doppelbesteuerung 
zu beseitigen, ohne Möglichkeiten zur Nicht- oder Niedrigbesteuerung durch Steuerverkürzung oder -
umgehung (unter anderem durch missbräuchliche Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem 
Abkommen vorgesehenen Erleichterungen zum mittelbaren Nutzen von in Drittstaaten oder -gebieten 
ansässigen Personen) zu schaffen, 

 

übereingekommen, ein Abkommen abzuschließen. Zu diesem Zwecke haben zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt: 

Der Bundespräsident der Republik Österreich: 

Herrn Sektionschef Dr. Wolfgang Nolz 

im Bundesministerium für Finanzen. 

Der Präsident der Französischen Republik: 

S.E. Herrn André Lewin 

außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter. 

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

PERSÖNLICHER GELTUNGSBEREICH 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

                                                           
1 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 6 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 2020 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 6 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses Abkommens 

durch die Französische Republik wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Französische Republik erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Juli 2019 beginnen. 

 



  

Artikel 2 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskörperschaften erhoben 
werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder 
unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) a) Hinsichtlich der Französischen Republik gehören zu den bestehenden Steuern, für die das 
Abkommen gilt, insbesondere: 

 i) l'impot sur le revenu (die Einkommensteuer); 

 ii) l'impot sur les societes (die Körperschaftsteuer); 

 iii) la taxe sur les salaires (die Lohnsteuer); 

 iv) l'impot de solidarite sur la fortune (die Solidaritätsabgabe auf Vermögen); 

 v) la taxe professionnelle (die Berufesteuer); 

einschließlich aller Abzugsteuern und aller Vorauszahlungen, die auf die vorgenannten Steuern 
angerechnet werden (im folgenden als „französische Steuer“ bezeichnet). 

 b) Hinsichtlich der Republik Österreich gehören zu den bestehenden Steuern, für die das 
Abkommen gilt, insbesondere: 

 i) die Einkommensteuer; 

 ii) die Körperschaftsteuer; 

 iii) die Vermögensteuer; 

 iv) die Abgabe von Vermögen, die der Erbschaftssteuer entzogen sind; 

 v) die Gewerbesteuer einschließlich der Lohnsummensteuer; 

 (im folgenden als „österreichische Steuer“ bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im wesentlichen ähnlicher Art, die nach 
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben 
werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen 
eingetretenen wesentlichen Änderungen mit. 

Artikel 3 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) umfaßt der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personenvereinigungen; 

 b) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 c) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaats“ und „Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats“, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird; 

 d) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem 
Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich 
zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

 e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

 i) in der Französischen Republik: den Budgetminister oder seinen bevollmächtigten Vertreter; 

 ii) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder seinen bevollmächtigten Vertreter. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem 
Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt. Der Ausdruck „Recht dieses 
Staates“ bezieht sich im allgemeinen auf das bei der Abkommensanwendung den anderen Rechtszweigen 
dieses Staates vorgehende Steuerrecht. 



  

Artikel 4 

ANSÄSSIGE PERSON 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person“ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist. 
Der Ausdruck umfaßt jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in 
diesem Staat oder mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

 a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt; 
verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Staat ansässig, 
zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der 
Lebensinteressen); 

 b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

 c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

 d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so werden sich die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem Einvernehmen 
zu regeln. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 

Artikel 5 

BETRIEBSTÄTTE 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Betriebstätte“ eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte“ umfaßt insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung, 

 b) eine Zweigniederlassung, 

 c) eine Geschäftsstelle, 

 d) eine Fabrikationsstätte, 

 e) eine Werkstätte und 

 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen; 

 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a) bis e) genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß die sich daraus ergebende 
Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit 
darstellt. 



  

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 - für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens 
Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das 
Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
(entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden 
Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 

Artikel 6 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zubehör 
zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 
oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe 
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen 
Arbeit dient. 

(5) Sind mit dem Eigentum an Aktien, Anteilen oder anderen Rechten an Gesellschaften oder an 
sonstigen juristischen Personen Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen verbunden, das sich in 
Frankreich befindet und dieser Gesellschaft oder sonstigen juristischen Person gehört, dürfen die 
Einkünfte, die der Eigentümer aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder jeder anderen Art der 
Nutzung der Nutzungsrechte erzielt, in Frankreich besteuert werden. 

Artikel 7 

UNTERNEHMENSGEWINNE 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, 
zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo 
entstanden sind. 



  

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt 
Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muß jedoch derart sein, daß das Ergebnis mit den Grundsätzen 
dieses Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür bestehen, 
anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 

Artikel 8 

SEESCHIFFAHRT, BINNENSCHIFFAHRT UND LUFTFAHRT 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschiffahrt dienen, dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der See- oder 
Binnenschiffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der 
Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem 
die Person ansässig ist, die das Schiff betreibt. 

(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft 
oder einer internationalen Betriebsstelle. 

Artikel 9 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

(1) Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an 
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die, eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) [ERSETZT durch Artikel 17 Absatz 1 des MLI] [Werden in einem Vertragsstaat den 
Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit 
denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in diesem anderen Staat besteuert worden ist, und 
handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen des erstgenannten 
Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen die gleichen 
gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so nimmt der andere 
Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor, wenn er diese 
Änderung als gerechtfertigt erachtet. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses 
Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten einander konsultieren.] 



  

Der folgende Absatz 1 des Artikels 17 des MLI ersetzt Artikel 9 Absatz 2 dieses Abkommens:2 

ARTIKEL 17 DES MLI – GEGENBERICHTIGUNG 

Rechnet ein Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Vertragsstaats Gewinne zu, mit 

denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in diesem anderen Vertragsstaat besteuert worden ist, 

und besteuert diese Gewinne entsprechend und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um 

solche, die das Unternehmen des erstgenannten Vertragsstaats erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden 

Unternehmen vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen 

miteinander vereinbart hätten, so nimmt dieser andere Vertragsstaat eine entsprechende Berichtigung der 

Höhe der dort von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei der Ermittlung dieser Berichtigung sind 

die übrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu berücksichtigen und erforderlichenfalls konsultieren 

die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander. 

Artikel 10 

DIVIDENDEN 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

 (2) a) Die unter Absatz 1 fallenden Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die 
die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber, wenn der Empfänger der Dividenden der Nutzungsberechtigte ist, 
15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen; 

 b) wenn der Nutzungsberechtigte eine der Körperschaftsbesteuerung unterworfene Gesellschaft ist, 
die unmittelbar oder mittelbar über mindestens 10 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden 
zahlenden Gesellschaft verfügt, dürfen diese Dividenden nur in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem der Nutzungsberechtigte ansässig ist. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus denen die 
Dividenden gezahlt werden. 

 (3) a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person von einer in Frankreich ansässigen Gesellschaft 
Dividenden, die bei Bezug durch eine in Frankreich ansässige Person einen Anspruch auf ein 
Steuerguthaben („avoir fiscal“) begründen würden, so erhält diese in Österreich ansässige Person 
das Recht, von der französischen Steuerverwaltung einen diesem Steuerguthaben entsprechenden 
Vergütungsbetrag zu fordern, der jedoch um die in Absatz 2 genannte Steuer gekürzt werden 
kann. 

 b) Lit. a ist auf eine in Österreich ansässige Person nur anzuwenden, wenn diese 

 i) eine natürliche Person ist, oder 

 ii) eine Gesellschaft ist, die unmittelbar oder mittelbar über weniger als 10 vom Hundert des 
Kapitals der die Dividenden zahlenden französischen Gesellschaft verfügt. 

 c) Lit. a ist nicht anzuwenden, wenn eine andere als in Z 1 lit. b des Protokolls genannte Person, die 
in Österreich ansässig ist, mit den Dividenden und dem Vergütungsbetrag der französischen 
Steuerverwaltung nicht der österreichischen Steuer unterliegt. 

 d) Für die Anwendung dieses Abkommens gelten die in lit. a vorgesehenen Vergütungsbeträge der 
französischen Steuerverwaltung als Dividenden. 

                                                           
2 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 17 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 2020 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 17 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses 

Abkommens durch die Französische Republik wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Französische Republik erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Juli 2019 beginnen. 



  

(4) Bezieht eine in Österreich ansässige Person von einer in Frankreich ansässigen Gesellschaft 
Dividenden und steht ihr gegenüber der französischen Steuerverwaltung kein Vergütungsanspruch im 
Sinn von Absatz 3 zu, so ist sie berechtigt, die Rückerstattung der von der Gesellschaft im 
Zusammenhang mit der Dividendenzahlung tatsächlich geleisteten Steuervorauszahlung („precomte“) zu 
fordern. Der Bruttobetrag der Rückerstattung der Steuervorauszahlung („precomte“) gilt bei Anwendung 
dieses Abkommens als Dividende. Er unterliegt gemäß Absatz 2 der französischen Besteuerung. 

(5) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - ausgenommen 
Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, 
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus 
Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

(6) Die Absätze 1, 2, 3 und 4 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch 
eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(7) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden 
besteuern, es sei denn, daß diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden 
oder daß die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für 
nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die 
nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

ZINSEN 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen nur im anderen Staat besteuert werden, wenn diese ansässige Person 
nutzungsberechtigter Empfänger ist. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder 
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteiligung 
am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen, 
sowie andere Erträgnisse, die nach dem Recht des Staates, aus dem sie stammen, den Darlehenszinsen 
gleichgestellt werden. Der Ausdruck „Zinsen“ umfaßt keine Einkünfte, die bei Anwendung von 
Artikel 10 als Dividenden beurteilt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort 
gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt 
und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen 
Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 

Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem 
Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem 
Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste Einrichtung 
und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte oder der festen 
Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so 
gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder die feste Einrichtung liegt. 

(5) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der 
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 



  

Artikel 12 

LIZENZGEBÜHREN 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person gezahlt werden, dürfen nur im anderen Staat besteuert werden, wenn diese ansässige 
Person nutzungsberechtigter Empfänger ist. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzgebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer Filme, von Patenten, 
Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung 
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung 
ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in 
diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob 
er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste 
Einrichtung und ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der Betriebstätte oder 
der festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die 
Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder 
die feste Einrichtung liegt. 

(5) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, gemessen 
an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Gewinne, die aus der Veräußerung von Aktien, Anteilen oder anderen Rechten an einer 
Gesellschaft oder einer anderen juristischen Person stammen, deren unmittelbar oder unter 
Zwischenschaltung einer oder mehrerer Gesellschaften oder anderer juristischen Personen gehaltenes 
Aktivvermögen hauptsächlich aus in einem Vertragsstaat gelegenem unbeweglichem Vermögen oder 
diesbezüglichen Rechten besteht, darf in diesem Staat besteuert werden. Bei Anwendung dieser 
Bestimmung bleibt unbewegliches Vermögen dieser Gesellschaft oder anderen juristischen Person außer 
Betracht, das der industriellen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder einer anderen betrieblichen 
Eigennutzung dient. 

 (3) a) Gewinne aus der Veräußerung von nicht unter Absatz 2 fallenden Aktien, Anteilen oder 
anderen Rechten, die zu einer wesentlichen Beteiligung an einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Gesellschaft gehören, dürfen in diesem Staat besteuert werden. Eine wesentliche 
Beteiligung liegt vor, wenn der Veräußerer allein oder zusammen mit seinen Angehörigen zu 
irgendeinem Zeitpunkt innerhalb der der Veräußerung vorangehenden fünf Jahre unmittelbar 
oder mittelbar über Aktien, Anteile oder andere Rechte verfügt hat, die insgesamt Anspruch auf 
mindestens 25 vom Hundert der Gewinne dieser Gesellschaft einräumen. 

 b) Wird für Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung von 
Aktien, Anteilen oder anderen Rechten, die zu einer wesentlichen Beteiligung an einer im 
anderen Vertragsstaat ansässigen Gesellschaft gehören, in dem erstgenannten Staat nach seinem 
inländischen Recht ein Steueraufschub gewährt, der auf Grund von steuerlichem Sonderrecht für 
Gesellschaften im Unternehmensverbund, für Verschmelzungen, Spaltungen, Einbringungen 
oder Anteilstausch erfolgt, dürfen diese Gewinne nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 
Diese Bestimmung gilt nur, wenn die dem Steueraufschub zugrundeliegenden Vorgänge auf 



  

beachtliche wirtschaftliche Ursachen zurückzuführen sind und nicht hauptsächlich zur Erlangung 
der Vorteile dieser Bestimmung gesetzt wurden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer 
festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die 
bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer 
solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(5) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen 
Verkehr betrieben werden, von Schiffen, die der Binnenschiffahrt dienen, und von beweglichem 
Vermögen, das dem Betrieb dieser Seeschiffe, Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(6) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2, 3, 4 und 5 nicht genannten Vermögens 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

SELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus 
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß 
der Person im anderen Vertragsstaat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung 
zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die Einkünfte im 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden 
können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfaßt insbesondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit 
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 17, 18, 19 und 20 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche 
Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in 
diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die 
Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während eines 12 
aufeinanderfolgende Monate nicht übersteigenden Zeitraumes aufhält und 

 b) die Vergütungen von einem oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im anderen 
Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die 
der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person für unselbständige Arbeit bezogen werden, die an Bord eines Seeschiffes 
oder Luftfahrzeuges, das im internationalen Verkehr betrieben wird, oder an Bord eines Schiffes, das der 
Binnenschiffahrt dient, ausgeübt wird, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

Artikel 16 

MITGLIEDER EINES AUFSICHTSRATS ODER VERWALTUNGSRATS 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats 
einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 



  

Artikel 17 

KÜNSTLER UND SPORTLER 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als 
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Einkünfte, die ein in einem Vertragsstaat ansässiger Künstler 
oder Sportler aus einer im anderen Vertragsstaat in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit 
bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn die zuständige Behörde des erstgenannten 
Staates eine Bestätigung erteilt, derzufolge diese Tätigkeiten im anderen Staat überwiegend aus 
öffentlichen Mitteln des erstgenannten Staates, seiner Gebietskörperschaften oder seiner Körperschaften 
des öffentlichen Rechts finanziert werden. 

(4) Ungeachtet des Absatzes 2 und ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die aus 
einer Tätigkeit stammen, die von einem in einem Vertragsstaat ansässigen Künstler oder Sportler in dem 
anderen Vertragsstaat in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübt wird, und die nicht dem Künstler oder 
Sportler selbst, sondern einer anderen Person zufließen, nur in dem erstgenannten Staat besteuert werden, 
wenn die zuständige Behörde dieses Staates eine Bestätigung erteilt, derzufolge diese andere Person 
überwiegend aus öffentlichen Mitteln dieses Staates, seiner Gebietskörperschaften oder seiner 
Körperschaften des öffentlichen Rechts finanziert wird. 

Artikel 18 

RUHEGEHÄLTER 

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 1 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

Artikel 19 

ÖFFENTLICHER DIENST 

 (1) a) Vergütungen und Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einer seiner 
Gebietskörperschaften oder einer anderen Körperschaft des öffentlichen Rechts unmittelbar oder 
im Wege der von ihnen errichteten Fonds an eine natürliche Person für die diesem Staat, der 
Gebietskörperschaft oder der Körperschaft des öffentlichen Rechts geleisteten Dienste gezahlt 
werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

 b) Diese Vergütungen und Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert 
werden, wenn im Fall der Vergütungen die Dienste in diesem Staat geleistet werden und wenn 
die natürliche Person in diesem anderen Staat ansässig und ein Staatsangehöriger dieses Staates 
ist, ohne gleichzeitig Staatsangehöriger des erstgenannten Staates zu sein. 

(2) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer 
gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaats, einer seiner Gebietskörperschaften oder einer ihrer 
Körperschaften des öffentlichen Rechts erbracht werden, sind die Artikel 15, 16 und 18 anzuwenden. 

Artikel 20 

STUDENTEN UND PROFESSOREN 

 (1) a) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat 
ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, für 
seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht 
besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 

 b) Vergütungen an in einem der Vertragsstaaten ansässige Studenten, die bei einem Unternehmen 
des anderen Staates nicht länger als sechs Monate während eines Kalenderjahres beschäftigt 
werden, um die notwendige praktische Ausbildung zu erhalten, dürfen in diesem anderen Staat 
nicht besteuert werden. 



  

(2) Professoren und andere Lehrpersonen eines Vertragsstaates, die sich in dem Gebiet des anderen 
Staates für einen Zeitraum von höchstens zwei Jahren aufhalten, um dort an einer Hochschule, einer 
Mittelschule oder einer sonstigen Lehranstalt dieses anderen Staates zu unterrichten, dürfen mit den ihnen 
für diese Lehrtätigkeit zufließenden Vergütungen nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 

Artikel 21 

ANDERE EINKÜNFTE 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht 
behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne des 
Artikel 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen 
Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die 
die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

Artikel 22 

VERMÖGEN 

 (1) a) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert 
werden. 

 b) Vermögen, das aus Aktien, Anteilen oder anderen Rechten an einer Gesellschaft oder einer 
anderen juristischen Person besteht, deren unmittelbar oder unter Zwischenschaltung einer oder 
mehrerer anderer Gesellschaften oder anderer juristischer Personen gehaltenes Aktivvermögen 
hauptsächlich aus in einem Vertragsstaat gelegenem unbeweglichem Vermögen oder 
diesbezüglichen Rechten besteht, darf in diesem Staat besteuert werden. Bei Anwendung dieser 
Bestimmung bleibt unbewegliches Vermögen dieser Gesellschaft oder dieser anderen juristischen 
Person außer Betracht, das der industriellen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder einer 
anderen betrieblichen Eigennutzung dient. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen 
Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und Schiffe, die 
der Binnenschiffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser Seeschiffe, Schiffe 
oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

(5) Ungeachtet der vorstehenden Absätze dieses Artikels bleiben für Zwecke der Erhebung der 
Solidaritätsabgabe auf Vermögen einer in Frankreich ansässigen natürlichen Person mit österreichischer 
Staatsangehörigkeit, die nicht gleichzeitig auch die französische Staatsangehörigkeit besitzt, die 
außerhalb Frankreichs gelegenen Vermögenswerte, die dieser Person am 1. Jänner eines jeden auf die 
Begründung der französischen Ansässigkeit folgenden fünf Kalenderjahre gehören, bei der 
Steuererhebung für diese fünf Jahre außer Ansatz. Scheidet diese Person aus der französischen 
Ansässigkeit für mindestens drei Jahre aus und wird sie in der Folge wieder in Frankreich ansässig, 
bleiben die außerhalb Frankreichs gelegenen Vermögenswerte, die dieser Person am 1. Jänner eines jeden 
der neuerlichen Begründung der französischen Ansässigkeit folgenden fünf Kalenderjahre gehören, bei 
der Steuererhebung für diese fünf Jahre außer Ansatz. 

Artikel 23 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

(1) Die Französische Republik vermeidet die Doppelbesteuerung wie folgt: 

 a) Aus Österreich stammende Einkünfte, die nach diesem Abkommen in diesem Staat besteuert 
werden dürfen, oder die nur in diesem Staat besteuert werden dürfen, werden für die Berechnung 
der französischen Steuer berücksichtigt, wenn ihr Nutzungsberechtigter in Frankreich ansässig ist 
und wenn sie nicht nach französischem Recht von der Körperschaftsteuer befreit sind. In diesem 



  

Fall ist die österreichische Steuer von diesen Einkünften nicht abzugsfähig, sondern der 
Nutzungsberechtigte hat Anrecht, daß sie auf die französische Steuer angerechnet wird. Dieser 
Anrechnungsbetrag entspricht: 

 i) für die in ii) nicht genannten Einkünfte dem Betrag der französischen Steuer, der auf diese 
Einkünfte entfällt; 

 ii) für die unter Artikel 10 Absatz 2, unter Artikel 13 Absätze 1, 2 und 3, unter Artikel 15 Absatz 
3, unter Artikel 16 und unter Artikel 17 Absätze 1 und 2 fallenden Einkünfte jener Steuer, die 
in Österreich nach den Bestimmungen dieser Artikel gezahlt wurde; der Anrechnungsbetrag 
darf aber den Betrag der französischen Steuer nicht übersteigen, der auf diese Einkünfte 
entfällt. 

Der Ausdruck „Betrag der in Österreich gezahlten Steuer“ bedeutet den österreichischen 
Steuerbetrag, der von dem in Frankreich ansässigen Nutzungsberechtigten dieser Einkünfte in 
Übereinstimmung mit diesem Abkommen tatsächlich und endgültig getragen wurde. 

 b) Das Abkommen hindert Frankreich nicht: 

 i) Artikel 209 quinquies und 209 B des Code General des Impots oder andere ähnliche 
Bestimmungen, die jene der genannten Artikel ändern oder ersetzen, anzuwenden; 

 ii) Verluste von in Österreich ansässigen Tochtergesellschaften oder von in Österreich gelegenen 
Betriebstätten bei der Ermittlung der Gewinne von in Frankreich ansässigen Personen 
abzuziehen und Gewinne dieser Tochtergesellschaften oder dieser Betriebstätten in Höhe 
solcher Verluste den Gewinnen zuzurechnen. 

 c) Eine in Frankreich ansässige Person, der Vermögen gehört, das nach Artikel 22 Absätze 1 und 2 
in Österreich besteuert werden darf, darf hinsichtlich dieses Vermögens auch in Frankreich 
besteuert werden. Die französische Steuer wird unter Abzug eines Steueranrechnungsbetrages 
ermittelt, der der Höhe der österreichischen Steuer auf diesem Vermögen entspricht. Dieser 
Steueranrechnungsbetrag darf den Betrag der französischen Steuer nicht übersteigen, der auf 
dieses Vermögen entfällt. 

(2) Die Republik Österreich wird die Doppelbesteuerung wie folgt beseitigen: 

 a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Frankreich besteuert werden, so 
nimmt Österreich vorbehaltlich der lit. b und c diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der 
Besteuerung aus. 

 b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10 und 13 Absätze 
2 und 3 in Frankreich besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom Einkommen 
dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Frankreich gezahlten Steuer 
entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten 
Steuer nicht übersteigen, der auf die aus Frankreich bezogenen Einkünfte entfällt. 

 c) Einkünfte oder Vermögen einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem Abkommen von 
der Besteuerung in Österreich auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in Österreich bei der 
Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen 
werden. 

Artikel 24 

GLEICHBEHANDLUNG 

(1) Natürliche Personen, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats besitzen, dürfen im anderen 
Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, 
die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, 
denen natürliche Personen mit Staatsangehörigkeit des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen, 
insbesondere in Bezug auf die Ansässigkeit, unterworfen sind oder unterworfen werden können. Diese 
Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für natürliche Personen, die in keinem Vertragsstaat 
ansässig sind. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -
vergünstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu 
gewähren, die er seinen ansässigen Personen gewährt. 



  

(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 5 oder Artikel 12 Absatz 5 anzuwenden ist, 
sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige 
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden 
gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer 
Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(5) Beiträge, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person, die vorher in dem anderen 
Vertragsstaat ansässig war, zur gesetzlichen Sozialversicherung oder zu einer ergänzenden Alters oder 
Todfallsversicherung dieses anderen Vertragsstaates zahlt, werden in dem erstgenannten Staat steuerlich 
in gleicher Weise behandelt, wie die in diesem erstgenannten Staat zu gleichen Zwecken geleisteten 
Zahlungen. 

(6) Die vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten ungeachtet des Artikels 2 für Steuern 
jeder Art und Bezeichnung. 

(7) Vorbehaltlich einer einzelfallbezogenen Verständigung zwischen den zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten gelten die nach dem Recht eines Vertragsstaates zugunsten dieses Staates, seiner 
Gebietskörperschaften oder einer anderen Körperschaft des öffentlichen Rechts für andere als industrielle 
oder gewerbliche Tätigkeiten vorgesehenen Steuerbefreiungen und -begünstigungen unter den 
entsprechend gleichen Bedingungen auch zugunsten des anderen Staates, dessen Gebietskörperschaften 
und von Körperschaften des öffentlichen Rechts mit gleicher oder entsprechender Tätigkeit. Dieser 
Absatz gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung, ausgenommen die Steuern 
auf Erbschaften und Schenkungen sowie die Abgaben, die als Gegenleistung für erbrachte 
Dienstleistungen zu entrichten sind. 

Artikel 25 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten 
für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann 
sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall 
der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 
Absatz 1 erfaßt wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger 
sie ist. Der Fall muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme unterbreitet 
werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) [Der erste Satz des Artikels 25 Absatz 3 dieses Abkommens wird durch den ersten Satz von 
Artikel 16 Absatz 3 des MLI ERSETZT] [Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich 
bemühen, Schwierigkeiten, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in 
gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen.] Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine 
Doppelbesteuerung in Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

Der folgende erste Satz des Artikels 16 Absatz 3 des MLI ersetzt den ersten Satz des Artikels 25 Absatz 3 

dieses Abkommens:3
 

 

                                                           
3 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 16 Absatz 3 des MLI in Bezug auf die 

Anwendung dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  



  

ARTIKEL 16 DES MLI - VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel 
hinsichtlich der Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens durch Verständigung auszuräumen.  

 (4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein mündlicher 
Meinungsaustausch für die Herbeiführung der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher 
Meinungsaustausch in einer Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten besteht. 

 

Der folgende Teil VI des MLI ist auf dieses Abkommen anzuwenden:4 

TEIL VI DES MLI (SCHIEDSVERFAHREN) 

Absätze 1 bis 10 und 12 des Artikels 19 (Obligatorisches verbindliches Schiedsverfahren) des MLI 

 

(1) Wenn  

a) eine Person aufgrund Artikel 25 Absatz 1 dieses Abkommens der zuständigen Behörde 

eines Vertragsstaats einen Fall vorgelegt hat, weil die Maßnahmen eines oder beider 

Vertragsstaaten für sie zu einer diesem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung 

geführt haben, und 

b) die zuständigen Behörden nicht innerhalb von drei Jahren ab dem in Artikel 19 Absatz 8 

oder, je nach Sachlage, Absatz 9 des MLI genannten Fristbeginn (es sei denn, die 

zuständigen Behörden der Vertragsstaaten haben vor Ablauf dieser Frist eine andere Frist 

für diesen Fall vereinbart und die Person, die den Fall vorgelegt hat, darüber unterrichtet) 

eine Verständigungsregelung zur Regelung des Falles nach Artikel 25 Absatz 2 dieses 

Abkommens erzielen können,  

werden auf schriftlichen Antrag der Person noch offene Fragen des Falles auf die in diesem Teil 

beschriebene Weise und im Einklang mit den von den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten nach 

Artikel 19 Absatz 10 des MLI vereinbarten Vorschriften oder Verfahren einem Schiedsverfahren 

unterworfen.  

(2) Hat eine zuständige Behörde das in Artikel 19 Absatz 1 des MLI erwähnte 

Verständigungsverfahren ausgesetzt, da bei einem Gericht ein Fall betreffend eine oder mehrere gleiche 

Fragen anhängig ist, so ist der Lauf der in Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b des MLI vorgesehenen Frist 

gehemmt, bis entweder eine abschließende Gerichtsentscheidung ergangen ist oder der Fall eingestellt 

                                                                                                                                                                          
a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 2020 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 16 Absatz 3 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses 

Abkommens durch die Französische Republik wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Französische Republik erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Juli 2019 beginnen. 
4 Gemäß Artikel 36 Absatz 1 des MLI gilt Teil VI (Schiedsverfahren) des MLI in Bezug auf dieses Abkommen nur 

für einen Fall, welcher der zuständigen Behörde eines Vertragsstaats am oder nach dem 1. Jänner 2019 vorgelegt 

wird. 

Gemäß Artikel 36 Absatz 2 des MLI gilt Teil VI (Schiedsverfahren) des MLI nur insoweit für einen Fall, welcher der 

zuständigen Behörde eines Vertragsstaats vor dem 1. Jänner 2019 vorgelegt wird, als die zuständigen Behörden 

beider Vertragsstaaten übereinkommen, dass er für diesen bestimmten Fall gilt. 



  

oder zurückgezogen wurde. Auch wenn eine Person, die einen Fall vorgelegt hat, und eine zuständige 

Behörde eine Aussetzung des Verständigungsverfahrens vereinbart haben, ist der Lauf der in Artikel 19 

Absatz 1 Buchstabe b des MLI vorgesehenen Frist gehemmt, bis die Aussetzung aufgehoben wurde.  

(3) Kommen beide zuständigen Behörden überein, dass eine unmittelbar von dem Fall betroffene 

Person es versäumt hat, zusätzliche wesentliche Informationen, die nach Beginn der in Artikel 19 

Absatz 1 Buchstabe b des MLI vorgesehenen Frist von einer der beiden zuständigen Behörden 

angefordert wurden, rechtzeitig bereitzustellen, so wird die in Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b des MLI 

vorgesehene Frist um eine Dauer verlängert, die dem Zeitraum entspricht, der an dem Tag beginnt, bis zu 

dem die Informationen angefordert waren, und an dem Tag endet, an dem sie bereitgestellt wurden. 

(4) a) Der Schiedsspruch über die einem Schiedsverfahren unterworfenen Fragen wird durch 

die Verständigungsregelung in Bezug auf den in Artikel 19 Absatz 1 des MLI genannten Fall umgesetzt. 

Der Schiedsspruch ist endgültig.  

b) Der Schiedsspruch ist für beide Vertragsstaaten verbindlich, es sei denn,  

i) eine unmittelbar von dem Fall betroffene Person erkennt die Verständigungsregelung, 

durch die der Schiedsspruch umgesetzt wird, nicht an. In diesem Fall kommt der Fall 

für eine weitere Prüfung durch die zuständigen Behörden nicht in Betracht. Die 

Verständigungsregelung, durch die der Schiedsspruch über den Fall umgesetzt wird, 

gilt als von einer unmittelbar von dem Fall betroffenen Person nicht anerkannt, sofern 

nicht eine unmittelbar von dem Fall betroffene Person innerhalb von 60 Tagen nach 

Übermittlung der Mitteilung über die Verständigungsregelung an die Person alle in der 

Verständigungsregelung, durch die der Schiedsspruch umgesetzt wird, geklärten 

Fragen von der Prüfung durch ein Gericht zurückzieht oder alle gegebenenfalls 

anhängigen Gerichtsverfahren und außergerichtlichen Rechtsbehelfsverfahren in 

Bezug auf diese Fragen in einer mit dieser Verständigungsregelung 

übereinstimmenden Weise beendet;  

ii) der Schiedsspruch wird in einer abschließenden Entscheidung der Gerichte eines der 

Vertragsstaaten für ungültig erklärt. In diesem Fall gilt der Schiedsantrag nach 

Artikel 19 Absatz 1 des MLI als nicht gestellt und das Schiedsverfahren als nicht 

durchgeführt (außer für die Zwecke der Artikel 21 (Vertraulichkeit von 

Schiedsverfahren) und 25 (Kosten von Schiedsverfahren) des MLI. In diesem Fall 

kann ein neuer Schiedsantrag gestellt werden, sofern die zuständigen Behörden nicht 

übereinkommen, dass ein solcher neuer Antrag nicht zulässig sein soll;  

iii) eine unmittelbar von dem Fall betroffene Person strengt ein Gerichtsverfahren zu den 

in der Verständigungsregelung, durch die der Schiedsspruch umgesetzt wird, geklärten 

Fragen an.  

(5) Die zuständige Behörde, bei welcher der ursprüngliche Antrag auf ein 

Verständigungsverfahren nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe a des MLI eingegangen ist, übermittelt 

innerhalb von zwei Kalendermonaten nach Eingang des Antrags 

a) eine Mitteilung über den Eingang des Antrags an die Person, die den Fall vorgelegt hat, 

sowie 

b) eine Mitteilung über diesen Antrag mit einer Abschrift desselben an die zuständige Behörde 

des anderen Vertragsstaats. 

(6) Innerhalb von drei Kalendermonaten, nachdem eine zuständige Behörde den Antrag auf ein 

Verständigungsverfahren (oder eine Abschrift desselben von der zuständigen Behörde des anderen 

Vertragsstaats) erhalten hat, wird sie  



  

a) entweder der Person, die den Fall vorgelegt hat, und der anderen zuständigen Behörde 

mitteilen, dass sie die für eine sachliche Prüfung des Falles erforderlichen Informationen 

erhalten hat, oder 

b) zu diesem Zweck von dieser Person zusätzliche Informationen anfordern.  

(7) Haben nach Artikel 19 Absatz 6 Buchstabe b des MLI eine oder beide zuständigen Behörden 

von der Person, die den Fall vorgelegt hat, zusätzliche Informationen angefordert, die für eine sachliche 

Prüfung des Falles erforderlich sind, so teilt die zuständige Behörde, welche die zusätzlichen 

Informationen angefordert hat, dieser Person und der anderen zuständigen Behörde innerhalb von drei 

Kalendermonaten nach Erhalt der zusätzlichen Informationen von dieser Person entweder mit, 

a) dass sie die angeforderten Informationen erhalten hat 

b) oder dass einige der angeforderten Informationen noch fehlen. 

(8) Hat keine der beiden zuständigen Behörden nach Artikel 19 Absatz 6 Buchstabe b des MLI 

zusätzliche Informationen angefordert, so ist der in Artikel 19 Absatz 1 des MLI genannte Fristbeginn der 

frühere der beiden folgenden Tage: 

a) der Tag, an dem beide zuständigen Behörden der Person, die den Fall vorgelegt hat, eine 

Mitteilung nach Artikel 19 Absatz 6 Buchstabe a des MLI übermittelt haben, oder 

b) der Tag, der drei Kalendermonate nach der Mitteilung an die zuständige Behörde des 

anderen Vertragsstaats nach Artikel 19 Absatz 5 Buchstabe b des MLI liegt.  

(9) Wurden nach Artikel 19 Absatz 6 Buchstabe b des MLI zusätzliche Informationen angefordert, 

so ist der in Artikel 19 Absatz 1 des MLI genannte Fristbeginn der frühere der beiden folgenden Tage: 

a) der letzte Tag, an dem die zuständigen Behörden, die zusätzliche Informationen angefordert 

haben, der Person, die den Fall vorgelegt hat, und der anderen zuständigen Behörde eine 

Mitteilung nach Artikel 19 Absatz 7 Buchstabe a des MLI übermittelt haben, oder 

b) der Tag, der drei Kalendermonate nach dem Zeitpunkt liegt, zu dem beide zuständigen 

Behörden von der Person, die den Fall vorgelegt hat, alle von einer der beiden zuständigen 

Behörden angeforderten Informationen erhalten haben. 

Übermitteln jedoch eine oder beide zuständigen Behörden die Mitteilung nach Artikel 19 Absatz 7 

Buchstabe b des MLI, so gilt diese als Anforderung zusätzlicher Informationen nach Artikel 19 Absatz 6 

Buchstabe b des MLI.  

(10) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten regeln durch Verständigung nach Artikel 25 

dieses Abkommens, wie dieser Teil anzuwenden ist und welche Informationen jede zuständige Behörde 

für eine sachliche Prüfung des Falles mindestens benötigt. Diese Verständigungsregelung ist vor dem Tag 

zu treffen, an dem noch offene Fragen im Rahmen eines Falles erstmals in Betracht kommen, einem 

Schiedsverfahren unterworfen zu werden, und kann danach erforderlichenfalls geändert werden.  

(12) Ungeachtet der anderen Bestimmungen dieses Artikels des MLI  

a) darf eine noch offene Frage die sich aus einem Fall ergibt, der Gegenstand eines 

Verständigungsverfahrens ist und der anderenfalls in den Anwendungsbereich des in 

diesem Übereinkommen vorgesehenen Schiedsverfahrens fallen würde, nicht einem 

Schiedsverfahren unterworfen werden, wenn in einem der beiden Vertragsstaaten bereits 

eine Gerichtsentscheidung zu dieser Frage ergangen ist;  

b) endet das Schiedsverfahren, wenn zu irgendeinem Zeitpunkt nach Stellung eines 

Schiedsantrags und vor Übermittlung des Schiedsspruchs an die zuständigen Behörden der 



  

Vertragsstaaten durch die Schiedsstelle in einem der Vertragsstaaten eine 

Gerichtsentscheidung zu der Frage ergeht. 

Artikel 20 (Bestellung der Schiedsrichter) des MLI 

 
(1) Soweit sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten nicht auf andere Vorschriften 

verständigen, gelten für die Zwecke dieses Teiles die Absätze 2 bis 4 des Artikels 20 des MLI.  

(2) Für die Bestellung der Mitglieder einer Schiedsstelle gelten folgende Vorschriften: 

a) Die Schiedsstelle besteht aus drei Einzelmitgliedern mit Fachkenntnis oder 

Erfahrung auf dem Gebiet internationaler Steuersachen.  

b) Jede zuständige Behörde bestellt innerhalb von 60 Tagen nach dem Tag des 

aufgrund des Artikels 19 Absatz 1 des MLI gestellten Schiedsantrags ein Mitglied der 

Schiedsstelle. Die beiden auf diese Weise bestellten Mitglieder der Schiedsstelle bestellen 

innerhalb von 60 Tagen nach der letzten dieser beiden Bestellungen ein drittes Mitglied, 

das den Vorsitz der Schiedsstelle ausübt. Der Vorsitzende darf nicht Staatsangehöriger 

eines der beiden Vertragsstaaten oder in einem der beiden Vertragsstaaten ansässig sein.  

c) Jedes bestellte Mitglied der Schiedsstelle muss zum Zeitpunkt der Annahme 

einer Bestellung unparteilich und von den zuständigen Behörden, Steuerverwaltungen und 

Finanzministerien der Vertragsstaaten sowie allen unmittelbar von dem Fall betroffenen 

Personen (und deren Beratern) unabhängig sein, während des gesamten Verfahrens seine 

Unparteilichkeit und Unabhängigkeit wahren und während eines angemessenen Zeitraums 

danach jedes Verhalten vermeiden, das Anlass zu Zweifeln an der Unparteilichkeit und 

Unabhängigkeit der Schiedsrichter in Bezug auf das Verfahren geben kann.  

(3) Versäumt es die zuständige Behörde eines Vertragsstaats, in der Weise und innerhalb der Frist, 

die in Artikel 20 Absatz 2 des MLI genannt oder zwischen den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 

vereinbart sind, ein Mitglied der Schiedsstelle zu bestellen, so wird durch den ranghöchsten 

Funktionsträger des Zentrums für Steuerpolitik und -verwaltung der Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung, der nicht Staatsangehöriger eines der beiden Vertragsstaaten ist, im 

Namen dieser zuständigen Behörde ein Mitglied bestellt.  

(4) Versäumen es die beiden ersten Mitglieder der Schiedsstelle, in der Weise und innerhalb der 
Frist, die in Artikel 20 Absatz 2 des MLI genannt oder zwischen den zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten vereinbart sind, den Vorsitzenden zu bestellen, so wird der Vorsitzende durch den 
ranghöchsten Funktionsträger des Zentrums für Steuerpolitik und -verwaltung der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung bestellt, der nicht Staatsangehöriger eines der beiden 
Vertragsstaaten ist. 

 

Artikel 21 (Vertraulichkeit von Schiedsverfahren) des MLI 

(1) Mitglieder der Schiedsstelle und höchstens drei Mitarbeiter je Mitglied (sowie vorgesehene 

Schiedsrichter, jedoch nur, soweit dies für die Überprüfung ihrer Fähigkeit zur Erfüllung der 

Voraussetzungen für eine Tätigkeit als Schiedsrichter erforderlich ist) gelten ausschließlich für die 

Anwendung dieses Teiles und dieses Abkommens sowie der innerstaatlichen Rechtsvorschriften der 

Vertragsstaaten in Bezug auf Informationsaustausch, Vertraulichkeit und Amtshilfe als Personen oder 

Behörden, an die Informationen weitergegeben werden dürfen. Informationen, welche die Schiedsstelle 

oder vorgesehene Schiedsrichter erhalten, sowie Informationen, welche die zuständigen Behörden von der 

Schiedsstelle erhalten, gelten als nach den Bestimmungen dieses Abkommens in Bezug auf 

Informationsaustausch und Amtshilfe ausgetauschte Informationen.  

(2) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten stellen sicher, dass Mitglieder der Schiedsstelle 
und ihre Mitarbeiter sich vor ihrem Tätigwerden im Rahmen eines Schiedsverfahrens schriftlich 
verpflichten, Informationen zum Schiedsverfahren im Einklang mit den in den Bestimmungen dieses 



  

Abkommens in Bezug auf Informationsaustausch und Amtshilfe beschriebenen und den im anwendbaren 
Recht der Vertragsstaaten vorgesehenen Vertraulichkeits- und Geheimhaltungspflichten zu behandeln. 

 

Artikel 22 (Regelung eines Falles vor Abschluss des Schiedsverfahrens) des MLI 

Für die Zwecke dieses Teiles und der Bestimmungen dieses Abkommens zur Regelung von Fällen 

durch Verständigung enden das Verständigungsverfahren und das Schiedsverfahren in Bezug auf einen 

Fall, wenn zu irgendeinem Zeitpunkt nach Stellung eines Schiedsantrags und vor Übermittlung des 

Schiedsspruchs an die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten durch die Schiedsstelle  

a) die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten den Fall durch Verständigung regeln oder 

b) die Person, die den Fall vorgelegt hat, den Schiedsantrag oder den Antrag auf ein 

Verständigungsverfahren zurückzieht. 

 
Absätze 1 und 5 des Artikels 23 (Art des Schiedsverfahrens) des MLI 
(Option 1 – endgültiger Regelungsvorschlag) 

(1) Soweit sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten nicht auf andere Vorschriften 

verständigen, gelten bei einem Schiedsverfahren nach diesem Teil folgende Vorschriften: 

a) Nachdem ein Fall einem Schiedsverfahren unterworfen wurde, legt die zuständige Behörde 

jedes Vertragsstaats der Schiedsstelle bis zu einem vereinbarten Tag einen 

Regelungsvorschlag vor, in dem alle noch offenen Fragen des Falles behandelt werden 

(unter Berücksichtigung aller zuvor zwischen den zuständigen Behörden der 

Vertragsstaaten in diesem Fall erzielten Verständigungsregelungen). Der 

Regelungsvorschlag ist für jede Berichtigung oder vergleichbare Frage des Falles auf die 

Festlegung bestimmter Geldbeträge (zum Beispiel von Einkünften oder Aufwendungen) 

oder, wenn angegeben, des höchsten aufgrund dieses Abkommens erhobenen Steuersatzes 

zu beschränken. Konnten die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten in einem Fall über 

eine Frage betreffend die Voraussetzungen für die Anwendung einer Bestimmung dieses 

Abkommens (im Folgenden als „Schwellenfrage” bezeichnet) keine 

Verständigungsregelung erzielen, zum Beispiel darüber, ob eine natürliche Person eine 

ansässige Person ist oder ob eine Betriebsstätte besteht, so können die zuständigen 

Behörden alternative Regelungsvorschläge zu Fragen vorlegen, bei denen die Entscheidung 

von der Regelung dieser Schwellenfragen abhängt. 

b) Die zuständige Behörde jedes Vertragsstaats kann außerdem ein erläuterndes 

Positionspapier zur Prüfung durch die Schiedsstelle vorlegen. Jede zuständige Behörde, die 

einen Regelungsvorschlag oder ein erläuterndes Positionspapier vorlegt, übermittelt der 

anderen zuständigen Behörde bis zu dem Tag, bis zu dem der Regelungsvorschlag und das 

erläuternde Positionspapier vorgelegt werden müssen, eine Abschrift. Jede zuständige 

Behörde kann der Schiedsstelle außerdem bis zu einem vereinbarten Tag eine Erwiderung 

zu dem von der anderen zuständigen Behörde vorgelegten Regelungsvorschlag und 

erläuternden Positionspapier übermitteln. Der anderen zuständigen Behörde wird bis zu 

dem Tag, bis zu dem die Erwiderung vorgelegt werden muss, eine Abschrift davon 

übermittelt.  

c) Die Schiedsstelle wählt als Entscheidung einen der von den zuständigen Behörden in Bezug 

auf jede Frage und eventuelle Schwellenfragen vorgelegten Regelungsvorschläge für den 

Fall aus und nimmt in ihre Entscheidung keine Begründung oder sonstige Erläuterung auf. 

Der Schiedsspruch wird mit einfacher Mehrheit der Mitglieder der Schiedsstelle erlassen. 

Die Schiedsstelle übermittelt den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten schriftlich ihre 

Entscheidung. Der Schiedsspruch hat keine Präzedenzwirkung.  

  



  

(5) Vor Beginn eines Schiedsverfahrens stellen die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 

sicher, dass jede Person, die den Fall vorgelegt hat, und ihre Berater sich schriftlich verpflichten, im 

Laufe des Schiedsverfahrens von einer der zuständigen Behörden oder der Schiedsstelle erhaltene 

Informationen nicht an eine andere Person weiterzugeben. Das Verständigungsverfahren nach diesem 

Abkommen sowie das Schiedsverfahren nach diesem Teil enden in Bezug auf den Fall, wenn nach 

Stellung eines Schiedsantrags und vor Übermittlung des Schiedsspruchs an die zuständigen Behörden der 

Vertragsstaaten durch die Schiedsstelle eine Person, die den Fall vorgelegt hat, oder einer der Berater 

dieser Person erheblich gegen diese Erklärung verstößt. 

Absatz 2 des Artikels 24 (Verständigung auf eine andere Regelung) des MLI 

(2) Ungeachtet des Artikels 19 Absatz 4 des MLI ist ein nach diesem Teil ergangener 

Schiedsspruch für die Vertragsstaaten nicht verbindlich und wird nicht umgesetzt, wenn sich die 

zuständigen Behörden der Vertragsstaaten innerhalb von drei Kalendermonaten, nachdem ihnen der 

Schiedsspruch übermittelt wurde, auf eine andere Regelung aller noch offenen Fragen verständigen. 

Artikel 25 (Kosten von Schiedsverfahren) des MLI 

In einem Schiedsverfahren nach diesem Teil werden die Vergütungen und Aufwendungen der 

Mitglieder der Schiedsstelle sowie sämtliche den Vertragsstaaten im Zusammenhang mit dem 

Schiedsverfahren entstandenen Kosten von den Vertragsstaaten in einer zwischen den zuständigen 

Behörden der Vertragsstaaten durch Verständigung zu regelnden Weise getragen. In Ermangelung einer 

entsprechenden Verständigungsregelung trägt jeder Vertragsstaat seine eigenen Aufwendungen und die 

seines bestellten Mitglieds der Schiedsstelle. Die Kosten des Vorsitzenden der Schiedsstelle und sonstige 

mit der Durchführung des Schiedsverfahrens verbundene Aufwendungen tragen die Vertragsstaaten zu 

gleichen Teilen. 

Absätze 2 und 3 des Artikels 26 (Vereinbarkeit) des MLI 

(2) Jede noch offene Frage, die sich aus einem Fall ergibt, der Gegenstand eines 

Verständigungsverfahrens ist und der anderenfalls in den Anwendungsbereich des in diesem Teil 

vorgesehenen Schiedsverfahrens fallen würde, wird nicht einem Schiedsverfahren unterworfen, wenn die 

Frage im Rahmen eines Falles zu betrachten ist, für den in Übereinstimmung mit einer zwei- oder 

mehrseitigen Übereinkunft, die für noch offene Fragen, die sich aus einem Fall ergeben, der Gegenstand 

eines Verständigungsverfahrens ist, ein obligatorisches verbindliches Schiedsverfahren vorsieht, bereits 

eine Schiedsstelle oder ein ähnliches Gremium eingerichtet wurde. 

(3) Dieser Teil berührt nicht die Erfüllung weiter reichender Verpflichtungen, die sich in Bezug 

auf das Schiedsverfahren für noch offene Fragen im Rahmen eines Verständigungsverfahrens aus anderen 

Übereinkünften, denen die Vertragsstaaten als Vertragsparteien angehören oder angehören werden, 

ergeben können. 

Absatz 2 Buchstabe a des Artikels 28 (Vorbehalte) des MLI 

Gemäß Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe a des MLI bringt die Republik Österreich den nachstehenden 

Vorbehalt in Bezug auf die Art der Fälle an, die nach Teil VI einem Schiedsverfahren unterworfen 

werden können.  

Die Republik Österreich behält sich vor, Fälle, die die Anwendung ihrer in der 
Bundesabgabenordnung enthaltenen innerstaatlichen allgemeinen Missbrauchsregeln, insbesondere die 
§§ 21 und 22, zur Folge haben, vom Anwendungsbereich des Teiles VI auszunehmen. Dies gilt auch für 
alle nachträglichen Bestimmungen, mit denen diese Missbrauchsregeln ersetzt, abgeändert oder 
aktualisiert werden. Die Republik Österreich notifiziert dem Verwahrer alle derartigen nachträglichen 
Bestimmungen. 

 

Gemäß Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe a des MLI bringt die Französische Republik den 
nachstehenden Vorbehalt in Bezug auf die Art der Fälle an, die nach Teil VI einem Schiedsverfahren 
unterworfen werden können.  

 



  

1. Frankreich behält sich vor, Fälle vom Anwendungsbereich des Teils VI auszunehmen, welche 

Arten von Einkünften oder Vermögen betreffen, die in einem Vertragsstaat keiner Besteuerung 

unterliegen, weil sie entweder in diesem Vertragsstaat nicht in die Steuerbemessungsgrundlage 

einbezogen werden oder nach dem innerstaatlichen Recht dieses Vertragsstaats einer 

Steuerbefreiung oder Nullsatzregelung unterliegen. 

2. Frankreich behält sich vor, Fälle vom Anwendungsbereich des Teils VI auszunehmen, 

hinsichtlich derer ein Steuerpflichtiger einer verwaltungsbehördlichen oder strafrechtlichen 

Sanktion in Bezug auf Steuerbetrug, vorsätzliche Unterlassung oder grobe Verletzung einer 

Erklärungspflicht unterliegt. 

3. Frankreich behält sich vor, Fälle vom Anwendungsbereich des Teils VI auszunehmen, welche 

sich im Durchschnitt pro Geschäftsjahr oder Steuerjahr auf eine Steuerbemessungsgrundlage von 

weniger als 150.000 Euro belaufen. 

4. Frankreich behält sich vor, Fälle vom Anwendungsbereich des Teils VI auszunehmen, die in den 

Anwendungsbereich eines in einem von der Europäischen Union ausgearbeiteten Rechtsinstrument, 

wie zum Beispiel dem Übereinkommen über die Beseitigung der Doppelbesteuerung im Falle von 

Gewinnberichtigungen zwischen verbundenen Unternehmen (90/436/EWG) oder einem anderem 

späteren Instrument vorgesehenen Schiedsverfahrens fallen. 

5. Frankreich behält sich vor, Fälle vom Anwendungsbereich des Teils VI im gegenseitigen 

Einvernehmen mit der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats auszunehmen. Dieses 

Einvernehmen wird vor Einleitung des Schiedsverfahrens hergestellt und der Person, welche den 

Fall unterbreitet hat, mitgeteilt.  

6. Wenn sich ein von einem anderen Staat gemäß Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe a des MLI 

eingebrachter Vorbehalt auf dessen innerstaatliches Recht bezieht, behält sich Frankreich vor, Fälle 

vom Anwendungsbereich des Teils VI auszunehmen, welche vom Anwendungsbereich desselben 

Teils VI auszunehmen wären, wenn die Vorbehalte des anderen Staats Bezug auf ähnliche 

Bestimmungen des französischen Rechts oder auf zukünftige Bestimmungen, welche diese 

Bestimmungen ersetzen, abändern oder modifizieren, nähmen. Die zuständigen französischen 

Behörden konsultieren die zuständigen Behörden des anderen Staats, um im Wege einer 

Verständigung nach Artikel 19 Absatz 10 des MLI jede dieser ähnlichen, im französischen Recht 

bestehenden Bestimmungen genau anzugeben. 

 

Artikel 26  

Informationsaustausch 

1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur Durchführung 
dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts betreffend 
Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer 
Gebietskörperschaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht 
entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch 
Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 
 

2. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie 
die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den 
Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht 
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder mit der 
Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der Aufsicht 
darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke 
verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 
Gerichtsentscheidung offen legen. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat 
die erhaltenen Informationen für andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem Recht 
beider Staaten für solche andere Zwecke verwendet werden dürfen und die zuständige Behörde 
desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, dieser anderen Verwendung zustimmt. 
 



  

3. Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maßnahmen um sicherzustellen, dass die Informationen 
verfügbar sind und für die zuständige Behörde zugänglich sind und der ersuchenden Behörde übermittelt 
werden können. Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses 
oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspräche. 
 

4. Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der andere Vertragsstaat 
die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen Informationen, selbst 
wenn dieser andere Staat diese Informationen für seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die 
im vorhergehenden Satz enthaltene Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen nach Absatz 3, wobei 
diese jedoch in keinem Fall so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen 
nur deshalb ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches steuerliches Interesse an solchen Informationen 
hat. 
 

5. Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen 
nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen Kreditinstitut, einem 
Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder befinden oder weil sie sich auf das Eigentum an einer 
Person beziehen. 

Artikel 27 

VOLLSTRECKUNGSRECHTSHILFE 

(1) Die beiden Vertragsstaaten unterstützen sich gegenseitig bei der Abgabeneinhebung nach 
Maßgabe der gesetzlichen und verwaltungsbehördlichen Vorschriften hinsichtlich der unter dieses 
Abkommen fallenden Steuern sowie hinsichtlich der Abgabenerhöhungen, der Abgabenzuschläge, der 
Säumniszuschläge und hinsichtlich der Zinsen und Verfahrenskosten in bezug auf diese Steuern. 

(2) Auf Antrag des ersuchenden Staates führt der ersuchte Staat die Vollstreckung der 
Steueransprüche des erstgenannten Staates in Übereinstimmung mit dem Recht und der 
Verwaltungspraxis bezüglich der Vollstreckung seiner eigenen Steueransprüche durch, soweit das 
Abkommen nichts anderes vorsieht. 

(3) Der vorstehende Absatz gilt nur für Steueransprüche, die Gegenstand eines im ersuchenden Staat 
gültigen Vollstreckungstitels und unangefochten sind. 

(4) Die Amtshilfe bei der Vollstreckung von Steueransprüchen gegen einen Erblasser oder seinen 
Nachlaß ist auf den Wert des Nachlasses oder den Teil des Vermögens beschränkt, der auf jeden 
Nachlaßbegünstigten entfällt, je nachdem, ob die Ansprüche aus dem Nachlaß oder gegenüber den 
Nachlaßbegünstigten zu befriedigen sind. 

(5) Der ersuchte Staat ist nicht verpflichtet, dem Antrag stattzugeben, 

 a) wenn der ersuchende Staat im eigenen Hoheitsgebiet nicht alle Mittel zur Vollstreckung seiner 
Steueransprüche ausgeschöpft hat, es sei denn, die Vollstreckung im ersuchenden Staat würde 
große Schwierigkeiten bereiten, oder 

 b) wenn und soweit er der Auffassung ist, daß die Steueransprüche im Widerspruch zu diesem oder 
einem anderen Abkommen stehen, dessen Parteien beide Staaten sind. 

(6) Dem Ersuchen um Amtshilfe bei der Vollstreckung eines Steueranspruchs sind beizufügen: 

 a) eine Erklärung, daß der Steueranspruch eine unter das Abkommen fallende Steuer betrifft und 
unangefochten ist; 

 b) eine amtliche Ausfertigung des im ersuchenden Staat gültigen Vollstreckungstitels; 

 c) alle anderen für die Vollstreckung erforderlichen Schriftstücke und 

 d) gegebenenfalls eine beglaubigte Ausfertigung aller damit in Verbindung stehenden 
Entscheidungen von Verwaltungsbehörden oder Gerichten. 

(7) Auf Antrag des ersuchenden Staates trifft der ersuchte Staat Sicherungsmaßnahmen, um die 
Vollstreckung der Steueransprüche zu gewährleisten, selbst wenn dagegen Einwendungen erhoben 
worden sind oder ein Vollstreckungstitel noch nicht ausgestellt worden ist. 



  

(8) Der im ersuchenden Staat gültige Vollstreckungstitel wird gegebenenfalls gemäß den im 
ersuchten Staat geltenden Bestimmungen nach Eingang des Amtshilfeersuchens so bald wie möglich 
entgegengenommen, anerkannt, ergänzt oder durch einen Vollstreckungstitel des letztgenannten Staates 
ersetzt. 

(9) Für Fragen im Zusammenhang mit Verjährungsfristen bei Steueransprüchen ist ausschließlich 
das Recht des ersuchenden Staates maßgebend. Das Ersuchen um Amtshilfe bei der Vollstreckung enthält 
Angaben über die für die Steueransprüche geltende Verjährungsfrist. 

(10) Vollstreckungsmaßnahmen, die vom ersuchten Staat auf Grund eines Amthilfeersuchens 
durchgeführt werden und die nach dem Recht dieses Staates die Verjährungsfrist hemmen oder 
unterbrechen würden, haben nach dem Recht des ersuchenden Staates dieselbe Wirkung. Der ersuchte 
Staat unterrichtet den ersuchenden Staat über die zu diesem Zweck getroffenen Maßnahmen. 

(11) Der ersuchte Staat kann einem Zahlungsaufschub oder Ratenzahlungen zustimmen, wenn sein 
Recht oder seine Verwaltungspraxis dies in ähnlichen Fällen zuläßt; er wird hierüber den ersuchenden 
Staat unterrichten. 

(12) Einwendungen gegen den Bestand oder die Höhe des Steueranspruches können nur bei den 
zuständigen Behörden des ersuchenden Staates erhoben werden. 

(13) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er den ersuchten Staat: 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von seinen Gesetzen oder von seiner 
Verwaltungspraxis oder von den Gesetzen oder der Verwaltungspraxis des ersuchenden Staates 
abweichen; 

 b) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die aus seiner Sicht gegen den Ordre public verstoßen. 

Artikel 28 

DIPLOMATEN UND KONSULARBEAMTE 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Diplomaten und 
Konsularbeamten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer 
Übereinkünfte zustehen. 

(2) Ungeachtet des Artikels 4 gilt bei Anwendung dieses Abkommens eine natürliche Person, die 
Mitglied einer diplomatischen oder konsularischen Vertretung oder einer ständigen Vertretung eines 
Vertragsstaates ist, die im anderen Vertragsstaat oder in einem dritten Staat gelegen ist, als im 
Entsendestaat ansässig, wenn sie dort den gleichen Verpflichtungen bezüglich der Steuer von ihrem 
gesamten Einkommen oder vom Vermögen unterworfen ist wie die in diesem Staat ansässigen Personen. 

(3) Dieses Abkommen gilt nicht für internationale Organisationen, deren Organe oder Beamte und 
für Personen, die Mitglieder einer diplomatischen Mission, einer konsularischen Vertretung oder einer 
ständigen Vertretung eines dritten Staates sind und die sich in einem Vertragsstaat aufhalten und weder in 
dem einen noch in dem anderen Vertragsstaat den gleichen Verpflichtungen bezüglich der Steuer von 
ihrem gesamten Einkommen oder Vermögen unterworfen sind wie die in diesen Staaten ansässigen 
Personen. 

Artikel 29 

DURCHFÜHRUNGSVERFAHREN 

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Staaten können gemeinsam oder gesondert das Verfahren 
zur Durchführung dieses Abkommens regeln und hiebei insbesondere die Formerfordernisse festlegen, 
die zur Erlangung der Abkommensvorteile zu erfüllen sind. 

(2) Keine Bestimmung dieses Abkommens ist so auszulegen, daß sie einen Vertragsstaat daran 
hindert, die aus diesem Staat stammenden und einer im anderen Staat ansässigen Person zufließenden 
Einkünfte nach seinem innerstaatlichen Recht dem Steuerabzug zu unterwerfen. Sieht das Abkommen 
eine Ermäßigung oder Befreiung von dieser Besteuerung vor, so ist der zu hoch erhobene Steuerbetrag 
auf Grund eines Antrages des Einkünfteempfängers rückzuerstatten. 

(3) Um die Steuerbefreiungen oder -ermäßigungen sowie die anderen abkommensgemäßen 
Steuervorteile in einem Vertragsstaat zu erlangen, müssen die im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Personen, sofern die zuständigen Behörden nichts anderes vorsehen, eine Ansässigkeitsbescheinigung 
vorweisen, in der insbesondere Art und Höhe der betroffenen Einkünfte oder des betroffenen Vermögens 
angegeben sind und die eine Bestätigung der Steuerbehörden des anderen Staates enthalten. 



  

Artikel 30 

RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

(1) Dieses Abkommen findet Anwendung 

 a) auf die europäischen und überseeischen Departements der Französischen Republik einschließlich 
des Küstenmeeres und darüber hinausreichender Zonen, in denen die Französische Republik in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht Hoheitsbefugnisse in bezug auf das Aufsuchen und die 
Ausbeutung der Bodenschätze des Meeresbodens und des Meeresuntergrundes sowie der 
darüberliegenden Gewässer besitzt; 

 b) auf das Gebiet der Republik Österreich. 

(2) Dieses Abkommen kann entweder als Ganzes oder mit den erforderlichen Änderungen auf 
Überseegebiete und andere Gebietskörperschaften der Französischen Republik ausgedehnt werden, in 
denen Steuern erhoben werden, die im wesentlichen den Steuern ähnlich sind, für die das Abkommen gilt. 
Eine solche Ausdehnung wird von dem Zeitpunkt an und mit den Änderungen und Bedingungen, 
einschließlich der Bedingung für die Beendigung wirksam, die zwischen den Vertragsstaaten durch auf 
diplomatischem Weg auszutauschende Noten oder auf andere, den Verfassungen dieser Staaten 
entsprechende Weise vereinbart werden. 

(3) Haben die beiden Vertragsstaaten nichts anderes vereinbart, so wird mit der Kündigung durch 
einen Vertragsstaat nach Artikel 32 die Anwendung des Abkommens in der in jenem Artikel 
vorgesehenen Weise auch für alle Gebiete und Gebietskörperschaften beendet, auf die das Abkommen 
nach diesem Artikel ausgedehnt worden ist. 

 

Der folgende Absatz 1 des Artikels 7 des MLI ist anzuwenden und geht den Bestimmungen dieses 

Abkommens vor::5  

 

ARTIKEL 7 DES MLI – VERHINDERUNG VON ABKOMMENSMISSBRAUCH 

(Principal Purposes Test) 

 

Ungeachtet der Bestimmungen dieses Abkommens wird eine Vergünstigung nach diesem Abkommen 

nicht für bestimmte Einkünfte oder Vermögenswerte gewährt, wenn unter Berücksichtigung aller 

maßgeblichen Tatsachen und Umstände die Feststellung gerechtfertigt ist, dass der Erhalt dieser 

Vergünstigung einer der Hauptzwecke einer Gestaltung oder Transaktion war, die unmittelbar oder 

mittelbar zu dieser Vergünstigung geführt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die Gewährung 

dieser Vergünstigung unter diesen Umständen mit dem Ziel und Zweck der einschlägigen Bestimmungen 

dieses Abkommens im Einklang steht. 

                                                           
5 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 7 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 2020 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 7 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses Abkommens 

durch die Französische Republik wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Französische Republik erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Juli 2019 beginnen. 

 



  

 

Artikel 31 

INKRAFTTRETEN 

(1) Jeder der Vertragsstaaten teilt dem anderen die Erfüllung der für das Inkrafttreten dieses 
Abkommens erforderlichen Maßnahmen mit. Das Abkommen tritt sodann am ersten Tag des zweiten 
Monats in Kraft, der auf den Tag der Entgegennahme der letzten dieser Mitteilungen folgt. 

(2) Dieses Abkommen ist erstmals anzuwenden: 

 a) hinsichtlich der Steuern vom Einkommen auf Einkünfte, die in dem Kalenderjahr zugeflossen 
sind, das dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Abkommens folgt oder die einem 
Wirtschaftsjahr zuzurechnen sind, das in diesem Kalenderjahr begonnen hat; 

 b) hinsichtlich der anderen Steuern für Steuererhebungen, deren zugrundeliegender Steuertatbestand 
ab dem 1. Jänner des Kalenderjahres verwirklicht worden ist, das dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Abkommens folgt. 

(3) Das am 8. Oktober 1959  in Wien unterzeichnete und durch die Protokolle vom 30. Oktober 1970  
und vom 26. Februar 1986 geänderte Abkommen zwischen der Republik Österreich und der 
Französischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung sowie über gegenseitige Hilfeleistung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der Erbschaftssteuern ist auf 
Einkünfte und Vermögen nicht mehr anzuwenden, für die die entsprechenden Bestimmungen dieses 
Abkommens gelten. 

Artikel 32 

KÜNDIGUNG 

(1) Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft. Jedoch kann es jeder Vertragsstaat auf 
diplomatischem Weg unter Wahrung einer mindestens sechsmonatigen Kündigungsfrist zum Ende eines 
Kalenderjahres kündigen. 

(2) In diesem Fall ist das Abkommen letztmalig anzuwenden: 

 a) hinsichtlich der Steuern vom Einkommen auf Einkünfte, die in dem Kalenderjahr zugeflossen 
sind, auf dessen Ende die Kündigung erfolgt ist, oder die einem Wirtschaftsjahr zuzurechnen 
sind, das in diesem Jahr geendet hat; 

 b) hinsichtlich der anderen Steuern für Steuererhebungen, deren zugrundeliegender Steuertatbestand 
in dem Kalenderjahr verwirklicht worden ist, auf dessen Ende die Kündigung erfolgt ist. 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten dieses Abkommen unterzeichnet 
und mit Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Wien, am 26. März 1993, in zwei Urschriften, jede in deutscher und französischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

 

Für die Republik Österreich:     Für die Französische Republik: 

Dr. Wolfgang Nolz      André Lewin 

 

Protokoll 

zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Französischen Republik zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der 
Französischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 
Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen haben die 
Bevollmächtigten der beiden Staaten das Einvernehmen über folgende Bestimmungen hergestellt, die 
einen Bestandteil des Abkommens bilden: 

1. In bezug auf Artikel 4 Absatz 1 besteht Einvernehmen, daß der Ausdruck „eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person“ umfaßt: 

 a) diesen Staat, seine Gebietskörperschaften und seine juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts; 



  

 b) Pensions- und Versorgungskassen sowie Pensionsfonds, die für steuerliche Belange nach dem 
Recht dieses Staates anerkannt sind; 

 c) Personengesellschaften und andere Personenvereinigungen, die nach französischem Recht einem 
Besteuerungsverfahren wie Personengesellschaften unterzogen werden, die ihren Sitz in 
Frankreich haben und nicht zur Körperschaftsteuer herangezogen werden. 

2. In bezug auf Artikel 8 besteht Einvernehmen, daß ein Unternehmen, das Seeschiffe oder 
Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr betreibt und dessen Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung sich 
in Österreich befindet, in Frankreich von Amts wegen von der Berufesteuer hinsichtlich dieses Betriebes 
entlastet wird. Ein Unternehmen, das Seeschiffe oder Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr betreibt 
und dessen Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung sich in Frankreich befindet, wird reziprok in Österreich 
von der Gewerbesteuer einschließlich der Lohnsummensteuer entlastet. 

3. In bezug auf Artikel 10 dürfen die unter Absatz 2 lit. B fallenden Dividenden, solange Österreich 
nicht Mitglied der Europäischen Gemeinschaft ist, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die die 
Gewinne auszahlende Gesellschaft ansässig ist; die Steuer darf aber, wenn der Empfänger der Dividenden 
der Nutzungsberechtigte ist, 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen. 

4. In bezug auf Artikel 10 Absatz 5 besteht Einvernehmen, daß der Ausdruck „Dividenden“ auch 
Einkünfte umfaßt, die nach dem Steuerrecht des Vertragsstaates, in dem die ausschüttende Gesellschaft 
ansässig ist, den für Ausschüttungen geltenden Regeln unterworfen werden, daß er aber nicht die unter 
Artikel 16 fallenden Einkünfte umfaßt. 

5. In bezug auf Artikel 10 und 11 darf eine Investmentgesellschaft oder ein Investmentfonds, der in 
einem Vertragsstaat errichtet ist, wo er keiner in Artikel 2 Absatz 3 lit. a i) oder ii) oder lit. b i) oder ii) 
genannten Steuer unterliegt, und der aus dem anderen Vertragsstaat stammende Dividenden oder Zinsen 
bezieht, die im Abkommen vorgesehenen Steuerermäßigungen, Steuerbefreiungen und anderen Vorteile 
für jenen Teil dieser Einkünfte global in Anspruch nehmen, die den Gesellschafts- oder Fondsrechten 
entsprechen, die die im erstgenannten Staat ansässigen Personen halten und die hinsichtlich dieser 
Personen besteuert werden. 

6. In bezug auf Artikel 19 besteht Einvernehmen, 

 a) daß die Bestimmungen des Absatzes 1 auch auf Vergütungen Anwendung finden, die dem 
Personal der österreichischen Handelsdelegationen in Frankreich zufließen; 

 b) daß über Antrag des Steuerpflichtigen und vorbehaltlich eines Verständigungsverfahrens 
zwischen den zuständigen Behörden die Bestimmungen des Absatzes 1 auf Steuerjahre, die vor 
dem Wirksamwerden des Abkommens liegen und hinsichtlich derer noch keine Verjährung 
eingetreten ist, angewendet werden. 

7. In bezug auf Artikel 23 Absatz 1 besteht Einvernehmen, daß der Ausdruck „Betrag der 
französischen Steuer, der auf diese Einkünfte entfällt“ bedeutet: 

 a) wenn die auf diese Einkünfte entfallende Steuer auf der Grundlage eines Proportionalsteuersatzes 
ermittelt wird, den Betrag, der sich aus der Anwendung des jeweiligen Steuersatzes auf die 
Reineinkünfte ergibt; 

 b) wenn die auf diese Einkünfte entfallende Steuer auf der Grundlage eines progressiven 
Steuertarifes ermittelt wird, den Betrag, der sich ergibt, wenn auf die Reineinkünfte jener 
Steuersatz angewendet wird, der dem Verhältnis zwischen der auf das nach französischem Recht 
ermittelte steuerpflichtige Gesamteinkommen entfallenden Steuer und diesem Einkommen 
entspricht. 

Diese Auslegung gilt sinngemäß für den Ausdruck „Betrag der französischen Steuer, der auf 
dieses Vermögen entfällt“. 

8. Frankreich ist durch das Abkommen nicht daran gehindert, die Bestimmungen des Artikels 212 
des Code General des Impots oder andere ähnliche, diese ändernde oder ersetzende Bestimmungen 
anzuwenden. 

9. Jeder Vertragsstaat kann an Personen, die sich auf dem Gebiet des anderen Vertragsstaates 
aufhalten, die Zustellung von Schriftstücken unmittelbar auf dem Postweg veranlassen. 

10. Jeder Vertragsstaat behält das Recht, die Einkünfte der bei ihm ansässigen Personen nach seinem 
Recht zu besteuern, wenn die Besteuerung dem anderen Vertragsstaat zugeteilt ist, die Einkünfte aber in 
diesem Staat nicht in die Besteuerungsgrundlage einbezogen werden und eine solche doppelte Entlastung 
auf eine unterschiedliche Einkünftequalifikation zurückzuführen ist. 
 



  

GESCHEHEN zu Wien, am 26. März 1993, in zweifacher Ausfertigung, in deutscher und 
französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

 

Für die Republik Österreich:     Für die Französische Republik: 

Dr. Wolfgang Nolz      André Lewin 

 

ZUSATZPROTOKOLL 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Protokolls zur Abänderung des am 26. März 1993 in Wien 
unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 
Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, das heute zwischen 
der Republik Österreich und der Französischen Republik abgeschlossen wurde, sind die Gefertigten 
übereingekommen, dass die folgenden Bestimmungen einen integrierenden Bestandteil des Protokolls 
bilden: 
 

Zu Artikel 26: 

1. In Bezug auf Artikel 26 sind die Informationsquellen, die üblicherweise zur Verfügung stehen, 
auszuschöpfen, bevor ein Auskunftsersuchen gestellt wird. 

2. Die Bezugnahme auf „voraussichtlich erhebliche“ Informationen soll für einen Informationsaustausch 
in Steuersachen in weitest möglichem Umfang sorgen, wenngleich es den Vertragsstaaten nicht freisteht, 
um Auskünfte zu ersuchen, von denen angenommen werden kann, dass sie für die Steuerangelegenheiten 
eines bestimmten Steuerpflichtigen nicht erheblich sind („fishing expeditions“). 

3. Die ersuchende Steuerbehörde stellt der ersuchten Steuerbehörde die folgenden Informationen zur 
Verfügung: 

a) die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt; 

b) den Zeitraum, für den die Informationen erbeten werden; 

c) eine Stellungnahme betreffend die erbetenen Auskünfte einschließlich der Art und der Form, in 
der der ersuchende Staat die Auskünfte vorzugsweise vom ersuchten Staat erhalten möchte; 

d) den steuerlichen Zweck, für den um die Auskünfte ersucht wird; 

e) soweit bekannt, den Namen und die Anschrift von Personen, in deren Besitz sich die erbetenen 
Auskünfte vermutlich befinden sowie alle Einzelheiten, welche die Beschaffung der Informationen 
erleichtern. 

4. Es besteht Einvernehmen darüber, dass Artikel 26 die Vertragsstaaten nicht dazu verpflichtet, 
Informationen auf automatischer oder spontaner Basis auszutauschen. Es besteht ferner Einvernehmen 
darüber, dass diese verfahrensrechtlichen Erfordernisse weit auszulegen sind, um einen wirksamen 
Informationsaustausch nicht zu vereiteln. 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig bevollmächtigten Unterfertigten dieses 
Zusatzprotokoll unterzeichnet. 
 

GESCHEHEN zu Paris, am 23. Mai 2011, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher und 
französischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. 

 

Für die Republik Österreich:     Für die Französische Republik: 

Andreas Schieder       Christine Lagarde 

 



  1 von 1 

www.ris.bka.gv.at 

BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2012 Ausgegeben am 23. April 2012 Teil III 

77. Protokoll und Zusatzprotokoll zwischen der Republik Österreich und der Französischen 
Republik zur Abänderung des zwischen der Republik Österreich und der 
Französischen Republik am 26. März 1993 in Wien unterzeichneten 
Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 

 (NR: GP XXIV RV 1331 AB 1401 S. 118. BR: AB 8572 S. 800.) 

77. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG 

genehmigt. 

Protokoll und Zusatzprotokoll zwischen der Republik Österreich und der Französischen 
Republik zur Abänderung des zwischen der Republik Österreich und der Französischen 
Republik am 26. März 1993 in Wien unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der 

Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
 

[Protokoll und Zusatzprotokoll in deutscher Sprachfassung siehe Anlagen] 
[Protokoll und Zusatzprotokoll in französischer Sprachfassung siehe Anlagen] 

 
Die Mitteilungen gemäß Art. 2 des Protokolls wurden am 17. November 2011 bzw. 6. April 2012 

(eingelangt am 10. April 2012) abgegeben; gemäß derselben Bestimmung treten das Protokoll und das 
Zusatzprotokoll somit am 1. Mai 2012 in Kraft. 

Faymann 



 

 

 

 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

AVENANT ET 
 

PROTOCOLE ADDITIONNEL 
 

À LA CONVENTION ENTRE 
 

LA REPUBLIQUE D’AUTRICHE ET 
 

LA REPUBLIQUE FRANCAISE 
 

EN VUE D’ÉVITER LES DOUBLES IMPOSITIONS 
 

ET DE PREVENIR L’EVASION FISCALE  
 

EN MATIERE D’IMPOT SUR LE REVENU ET LA FORTUNE 
 

SIGNÉE A VIENNE LE 26 MARS 1993 
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La République d’Autriche et la République française, désireuses de modifier la 
Convention entre la République d’Autriche et la République française en vue d’éviter les 
doubles impositions et de prévenir l’évasion fiscale en matière d’impôt sur le revenu et la 
fortune signée à Vienne le 26 mars 1993 (ci-après dénommée « la Convention »),  
 
Sont convenues des dispositions suivantes : 

 
 

ARTICLE 1ER 
 
 

L’article 26 de la Convention est remplacé par le suivant : 
 

« Article 26  
Echange de renseignements 

 
1. Les autorités compétentes des Etats contractants échangent les renseignements 
vraisemblablement pertinents pour appliquer les dispositions de la présente Convention ou 
pour l’administration ou l’application de la législation interne relative aux impôts de toute 
nature ou dénomination perçus pour le compte des Etats contractants, ou de leurs 
collectivités locales, dans la mesure où l'imposition qu'elle prévoit n'est pas contraire à la 
Convention. L'échange de renseignements n'est pas restreint par les articles 1 et 2. 
 
2. Les renseignements reçus en vertu du paragraphe 1 par un Etat contractant sont tenus 
secrets de la même manière que les renseignements obtenus en application de la 
législation interne de cet Etat et ne sont communiqués qu'aux personnes ou autorités (y 
compris les tribunaux et organes administratifs) concernées par l'établissement ou le 
recouvrement des impôts mentionnés au paragraphe 1, par les procédures ou poursuites 
concernant ces impôts, par les décisions sur les recours relatifs à ces impôts, ou par le 
contrôle de ce qui précède. Ces personnes ou autorités n'utilisent ces renseignements qu'à 
ces fins. Elles peuvent révéler ces renseignements au cours d'audiences publiques de 
tribunaux ou dans des jugements. Nonobstant ce qui précède, les renseignements reçus par 
un Etat contractant peuvent être utilisés à d’autres fins lorsque cette possibilité résulte des 
lois des deux Etats et lorsque l’autorité compétente de l’Etat qui fournit les 
renseignements autorise cette utilisation. 
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3. Chaque Etat contractant doit prendre les mesures nécessaires afin de garantir la 
disponibilité des renseignements et la capacité de son administration fiscale à accéder à 
ces renseignements et à les transmettre à son homologue. 
 
Les dispositions des paragraphes 1 et 2 ne peuvent pas être interprétées comme imposant à 
un Etat contractant l'obligation : 
 

a) de prendre des mesures administratives dérogeant à sa législation et à sa pratique 
administrative ou à celles de l'autre Etat contractant ; 

b) de fournir des renseignements qui ne pourraient être obtenus sur la base de sa 
législation ou dans le cadre de sa pratique administrative normale ou de celles de 
l'autre Etat contractant ; 

c) de fournir des renseignements qui révéleraient un secret commercial, industriel, 
professionnel ou un procédé commercial ou des renseignements dont la 
communication serait contraire à l'ordre public. 

 
4. Si des renseignements sont demandés par un Etat contractant conformément au présent 
article, l’autre Etat contractant utilise les pouvoirs dont il dispose pour obtenir les 
renseignements demandés, même s’il n’en a pas besoin à ses propres fins fiscales. 
L’obligation qui figure dans la phrase précédente est soumise aux limitations prévues au 
paragraphe 3 sauf si ces limitations sont susceptibles d’empêcher un Etat contractant de 
communiquer des renseignements uniquement parce que ceux-ci ne présentent pas 
d’intérêt pour lui dans le cadre national. 
 
5. En aucun cas les dispositions du paragraphe 3 ne peuvent être interprétées comme 
permettant à un Etat contractant de refuser de communiquer des renseignements 
uniquement parce que ceux-ci sont détenus par une banque, un autre établissement 
financier, un mandataire ou une personne agissant en tant qu’agent ou fiduciaire ou parce 
que ces renseignements se rattachent aux droits de propriété d’une personne.  
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ARTICLE 2 
 
1. Chacun des Etats contractants notifie à l'autre l'accomplissement des procédures 
requises pour la mise en vigueur du présent Avenant. Le présent Avenant entre en vigueur 
le premier jour du mois suivant la date de la dernière de ces notifications. 
 
2. Les dispositions du présent Avenant s’appliquent à toute année civile ou période 
comptable commençant à compter du 1er janvier 2011. 
 
3. Les dispositions du présent Avenant demeureront en vigueur aussi longtemps que la 
Convention demeurera en vigueur. 
 
 
EN FOI DE QUOI, les soussignés, dûment autorisés à cet effet, ont signé le présent 
Avenant. 
 
 
FAIT à   Paris,  le  23.  mai  2011, en double exemplaire en langues allemande et 
française, les deux textes faisant également foi. 
 
 
 

POUR LA 
RÉPUBLIQUE D’AUTRICHE 

POUR LA 
REPUBLIQUE FRANCAISE 

 
Andreas Schieder 

 
 
 
 
 

 
Christine Lagarde 
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PROTOCOLE ADDITIONNEL 
 
 

Lors de la signature de l’avenant modifiant la Convention en vue d’éviter les doubles 
impositions en matière d’impôt sur le revenu et la fortune et de prévenir l’évasion fiscale 
signée à Vienne le 26 mars 1993, conclu ce jour entre la République d’Autriche et la 
République française, les soussignés sont convenus que les dispositions suivantes font 
partie intégrante de l’avenant. 
 
Article 26 : 
 
1. En ce qui concerne l’article 26, les sources habituelles de renseignements disponibles 
dans l’Etat requérant doivent avoir été utilisées avant qu’une demande de renseignements 
soit faite. 
 
2. La référence aux renseignements « vraisemblablement pertinents » a pour but d’assurer 
un échange de renseignements en matière fiscale qui soit le plus large possible, sans qu’il 
soit pour autant loisible aux Etats contractants de demander des renseignements dont il est 
peu probable qu’ils soient pertinents pour élucider les affaires fiscales d’un contribuable 
déterminé (« pêche aux renseignements »). 
 
3. L’autorité fiscale requérante fournit les informations suivantes à l’autorité fiscale 
requise : 
 

a) l’identité de la personne faisant l’objet d’un contrôle ou d’une enquête ; 
 
b) la période au titre de laquelle les renseignements sont demandés ; 

 
c) une description des renseignements recherchés, notamment leur nature et la forme 

sous laquelle l’Etat requérant souhaite recevoir les renseignements de l’Etat 
requis ; 

 
d) le but fiscal dans lequel les renseignements sont recherchés ; 

 
e) dans la mesure où ils sont connus, les nom et adresse de toute personne dont il y a 

lieu de penser qu’elle est en possession des renseignements demandés ainsi que 
tout élément qui pourrait faciliter la recherche d’informations. 
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4. Il est entendu que l’Article 26 n’oblige pas les Etats contractants à procéder à un 
échange de renseignements spontané ou automatique. Il est en outre entendu que ces 
règles de procédure doivent être interprétées de manière libérale afin de ne pas constituer 
une entrave à un échange de renseignements effectif. 
 
 
EN FOI DE QUOI, les soussignés, dûment autorisés à cet effet, ont signé le présent 
Protocole Additionnel. 
 
 
FAIT à   Paris,  le  23.  mai  2011, en double exemplaire en langues allemande et 
française, les deux textes faisant également foi. 
 
 
 

POUR LA 
RÉPUBLIQUE D’AUTRICHE 

POUR LA 
REPUBLIQUE FRANCAISE 

 
Andreas Schieder 

 
 
 
 
 
 
 

 
Christine Lagarde 
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PROTOKOLL 

 

UND ZUSATZPROTOKOLL 

 

ZWISCHEN 

 

DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

 

UND 

 

DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK 

 

ZUR ABÄNDERUNG DES ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER 

FRANZÖSISCHEN REPUBLIK AM 26. MÄRZ 1993 IN WIEN UNTERZEICHNETEN ABKOMMENS 

ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR VERHINDERUNG DER 

STEUERUMGEHUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM 

VERMÖGEN  

 

 

 

 

 

 

Die Republik Österreich und die Französische Republik, von dem Wunsch geleitet, das am 26. 

März 1993 in Wien unterzeichnete Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 

Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 

Vermögen1 (im Folgenden „Abkommen“ genannt) abzuändern,  

 

Sind wie folgt übereingekommen: 

                                                    
1 Kundgemacht in BGBl. Nr. 613/1994. 
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Artikel 1 

 

Artikel 26 des Abkommens wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 

 

“Artikel 26  

Informationsaustausch 

 

1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur 

Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des innerstaatlichen 

Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten oder 

ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem 

Recht entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch 

ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt.  

 

2.  Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso geheim zu 

halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und 

dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und Verwaltungsbehörden) 

zugänglich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder 

Strafverfolgung, oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 

genannten Steuern oder mit der Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden 

dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 

öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen. Ungeachtet der 

vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat die erhaltenen Informationen für andere 

Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem Recht beider Staaten für solche andere 

Zwecke verwendet werden dürfen und die zuständige Behörde desjenigen Staates, der die 

Informationen erteilt hat, dieser anderen Verwendung zustimmt. 

 

3. Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maßnahmen um sicherzustellen, dass die 

Informationen verfügbar sind und für die zuständige Behörde zugänglich sind und der ersuchenden 

Behörde übermittelt werden können. Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als 

verpflichteten sie einen Vertragsstaat, 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 

Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 
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 b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren 

dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis 

oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public 

widerspräche. 

 

4.  Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der andere 

Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen 

Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen für seine eigenen steuerlichen 

Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz enthaltene Verpflichtung unterliegt den 

Beschränkungen nach Absatz 3, wobei diese jedoch in keinem Fall so auszulegen sind, dass ein 

Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil er kein 

innerstaatliches steuerliches Interesse an solchen Informationen hat.  

 

5.  Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Erteilung von 

Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen 

Kreditinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder befinden oder weil sie sich auf 

das Eigentum an einer Person beziehen.  

 

Artikel 2 

 

1.  Jeder Vertragsstaat teilt dem anderen Vertragsstaat den Abschluss der für das Inkrafttreten 

dieses Protokolls erforderlichen Verfahren mit. Dieses Protokoll tritt am ersten Tag des Monats in 

Kraft, der auf den  Zeitpunkt der späteren dieser Mitteilungen folgt. 

 

2. Die Bestimmungen dieses Protokolls finden Anwendung in Bezug auf Kalenderjahre oder 

auf Rechnungsperioden, die am oder nach dem 1. Jänner 2011 beginnen. 

 

3.  Die Bestimmungen dieses Protokolls bleiben solange wie das Abkommen in Kraft. 

 

 

 ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig bevollmächtigten Unterfertigten dieses 

Protokoll unterzeichnet. 
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 GESCHEHEN zu Paris, am 23. Mai 2011, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher und 

französischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. 

 

 

Für die Republik   Für die 

Österreich:        Französische Republik: 

 

Andreas Schieder                                                          Christine Lagarde  
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ZUSATZPROTOKOLL 

 

 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Protokolls zur Abänderung des am 26. März 1993 in Wien 

unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 

Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, das heute 

zwischen der Republik Österreich und der Französischen Republik abgeschlossen wurde, sind die 

Gefertigten übereingekommen, dass die folgenden Bestimmungen einen integrierenden Bestandteil 

des Protokolls bilden: 

 

Zu Artikel 26: 

 

1.  In Bezug auf Artikel 26 sind die Informationsquellen, die üblicherweise zur Verfügung 

stehen, auszuschöpfen, bevor ein Auskunftsersuchen gestellt wird. 

 

2.  Die Bezugnahme auf „voraussichtlich erhebliche“ Informationen soll für einen 

Informationsaustausch in Steuersachen in weitest möglichem Umfang sorgen, wenngleich es den 

Vertragsstaaten nicht freisteht , um Auskünfte zu ersuchen, von denen angenommen werden kann, 

dass sie für die Steuerangelegenheiten eines bestimmten Steuerpflichtigen nicht erheblich sind 

(„fishing expeditions“). 

 

3.  Die ersuchende Steuerbehörde stellt der ersuchten Steuerbehörde die folgenden 

Informationen zur Verfügung: 

 a) die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt; 

 b) den Zeitraum, für den die Informationen erbeten werden; 

 c) eine Stellungnahme betreffend die erbetenen Auskünfte einschließlich der Art und der 

Form, in der der ersuchende Staat die Auskünfte  vorzugsweise vom ersuchten Staat erhalten 

möchte; 

 d) den steuerlichen Zweck, für den um die Auskünfte ersucht wird; 

 e) soweit bekannt, den Namen und die Anschrift von Personen, in deren Besitz sich die 

erbetenen Auskünfte vermutlich befinden sowie alle Einzelheiten, welche die Beschaffung der 

Informationen erleichtern. 

 

4.  Es besteht Einvernehmen darüber, dass Artikel 26 die Vertragsstaaten nicht dazu 

verpflichtet, Informationen auf automatischer oder spontaner Basis auszutauschen. Es besteht 
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ferner Einvernehmen darüber, dass diese verfahrensrechtlichen Erfordernisse weit auszulegen 

sind, um einen wirksamen Informationsaustausch nicht zu vereiteln. 

 

 ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig bevollmächtigten Unterfertigten dieses 

Zusatzprotokoll unterzeichnet. 

 

 GESCHEHEN zu Paris, am 23. Mai 2011, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher und 

französischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. 

 

 

Für die Republik    Für die  

Österreich:   Französische Republik: 

 

Andreas Schieder                                                                          Christine Lagarde  
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4901

Jahrgang 1994 Ausgegeben am 5. August 1994 190. Stück

613. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Französischen Republik zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll
(NR: GP XVIII RV 1034 AB 1177 S. 131. BR: AB 4634 S. 574.)

614. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Französischen Republik zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiete
der Erbschafts- und Schenkungssteuern
(NR: GP XVIII RV 1033 AB 1176 S. 131. BR: AB 4633 S. 574.)

613.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt.
A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER FRANZÖSISCHEN
REPUBLIK ZUR VERMEIDUNG DER
DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR
VERHINDERUNG DER STEUERUMGE-
HUNG AUF DEM GEBIETE DER STEU-
ERN VOM EINKOMMEN UND VOM

VERMÖGEN
Der Bundespräsident der Republik Österreich

und der Präsident der Französischen Republik sind,
von dem Wunsche geleitet, auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen die
Doppelbesteuerung zu vermeiden und die Steuer-
umgehung zu verhindern, übereingekommen, ein
Abkommen abzuschließen. Zu diesem Zwecke
haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich.

Herrn Sektionschef Dr. Wolfgang Nolz
im Bundesministerium für Finanzen.

Der Präsident der Französischen Republik:

S.E. Herrn André Lewin
außerordentlicher und bevollmächtigter Bot-
schafter.

t
Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer

in guter und gehöriger Form befundenen Vollmach-
ten folgendes vereinbart:

Artikel 1
PERSÖNLICHER GELTUNGSBEREICH

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem
Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten
ansässig sind.

44

C O N V E N T I O N
ENTRE LA RÉPUBLIQUE D'AUTRICHE
ET LA RÉPUBLIQUE FRANÇAISE EN
VUE D'ÉVITER LES DOUBLES IMPOSI-
TIONS ET DE PRÉVENIR L'ÉVASION
FISCALE EN MATIÈRE D'IMPÔTS SUR

LE REVENU ET SUR LA FORTUNE

Le Président fédéral de la République d'Autriche
et le Président de la République française, désirant
éviter les doubles impositions et prévenir l'évasion
fiscale en matière d'impôts sur le revenu et sur la
fortune, ont décidé de conclure une convention et
ont nommé à cet effet comme plénipotentiaires:

Le Président fédéral de la République d'Autriche:

M. Wolfgang Nolz,
Chef de section au Ministère Fédéral des Finances

Le Président de la République française:

M. André Lewin,
Ambassadeur de la République française en
Autriche

Lesquels, après avoir échangé leurs pleins
pouvoirs reconnus en bonne et due forme, sont
convenus des dispositions suivantes:

Article 1

PERSONNES VISÉES
La présente Convention s'applique aux personnes

qui sont des résidents d'un Etat contractant ou des
deux Etats contractants.
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4902 190. Stück — Ausgegeben am 5. August 1994 — Nr. 613

Artikel 2

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE
STEUERN

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf
die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen
und vom Vermögen, die für Rechnung eines
Vertragsstaats oder seiner Gebietskörperschaften
erhoben werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen gelten alle Steuern, die vom Gesamtein-
kommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen
des Einkommens oder des Vermögens erhoben
werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus
der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen
Vermögens sowie der Steuern vom Vermögenszu-
wachs.

(3) a) Hinsichtlich der Französischen Republik
gehören zu den bestehenden Steuern, für
die das Abkommen gilt, insbesondere:

i) l'impôt sur le revenu (die Einkommen-
steuer) ;

ii) l'impôt sur les sociétés (die Körper-
schaftsteuer) ;

iii) la taxe sur les salaires (die Lohn-
steuer) ;

iv) l'impôt de solidarité sur la fortune (die
Solidaritätsabgabe auf Vermögen) ;

v) Ia taxe professionnelle (die Berufe-
steuer) ;

einschließlich aller Abzugsteuern und aller
Vorauszahlungen, die auf die vorgenann-
ten Steuern angerechnet werden (im
folgenden als „französische Steuer" be-
zeichnet).

b) Hinsichtlich der Republik Österreich
gehören -zu den bestehenden Steuern, für
die das Abkommen gilt, insbesondere:

i) die Einkommensteuer;
ii) die Körperschaftsteuer;

iii) die Vermögensteuer;
iv) die Abgabe von Vermögen, die der

Erbschaftssteuer entzogen sind;
v) die Gewerbesteuer einschließlich der

Lohnsummensteuer;
(im folgenden als „österreichische Steuer"
bezeichnet).

(4) Das .Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder im wesentlichen ähnlicher Art, die
nach der Unterzeichnung des Abkommens neben
den bestehenden Steuern oder an deren Stelle
erhoben werden. Die zuständigen Behörden der
Vertragsstaaten teilen einander die in ihren

Article 2

IMPÔTS VISÉS

1 . La présente Convention s'applique aux impôts
sur le revenu et sur la fortune perçus pour le compte
d'un Etat contractant ou de ses collectivités
territoriales, quel que soit le système de perception.

2. Sont considérés comme impôts sur le revenu et
sur la fortune les impôts perçus sur le revenu total,
sur la fortune totale, ou sur des éléments du revenu
ou de la fortune, y compris les impôts sur les gains
provenant de l'aliénation de biens mobiliers ou
immobiliers, ainsi que les impôts sur les plus-values.

3. a) En ce qui concerne la République française,
les impôts actuels auxquels s'applique la
Convention sont notamment:

i) l'impôt sur le revenu ;
ii) l'impôt sur les sociétés;

iii) la taxe sur les salaires;
iv) l'impôt de solidarité sur la fortune;
v) la taxe professionnelle;

et toutes retenues à la source, tous
précomptes et avances décomptés sur les
impôts visés ci-dessus;
(ci-après dénommés « impôt français »);

b) en ce qui concerne la République d'Au-
triche, les impôts actuels auxquels s'appli-
que la Convention sont notamment:

i) l'impôt sur le revenu (die Einkommen-
steuer) ;

ii) l'impôt sur les sociétés (die Körper-
schaftsteuer);

iii) l'impôt sur la fortune (die Vermögen-
steuer) ;

iv) l'impôt sur les parts de la fortune qui
échappent à l'impôt sur les successions
(die Abgabe von Vermögen, die der
Erbschaftssteuer entzogen sind);

v) l'impôt sur les exploitations y compris
la fraction de cet impôt portant sur les
salaires (die Gewerbesteuer ein-
schließlich der Lohnsummensteuer) ;

(ci-après dénommés « impôt autrichien »).

4. La Convention s'applique aussi aux impôts de
nature identique ou analogue, qui seraient établis
après la date de signature de la Convention et qui
s'ajouteraient aux impôts actuels ou qui les
remplaceraient. Les autorités compétentes des Etats
contractants se communiquent les modifications

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8 

 

Amen
de

d b
y F

ed
era

l L
aw

 G
az

ett
e I

II N
o. 

93
/20

18



4903190. Stück — Ausgegeben am 5. August 1994 — Nr. 613

Steuergesetzen eingetretenen wesentlichen Ände-
rungen mit.

Artikel 3

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN
(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der

Zusammenhang nichts anderes erfordert,
a) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche

Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen;

b) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juristi-
sche Personen oder Rechtsträger, die für die
Besteuerung wie juristische Personen behan-
delt werden;

e) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines
Vertragsstaats" und „Unternehmen des ande-
ren Vertragsstaats" je nachdem, ein Unter-
nehmen, das von einer in einem Vertragsstaat
ansässigen Person betrieben wird, oder ein
Unternehmen, das von einer im anderen
Vertragsstaat ansässigen Person betrieben
wird;

d) bedeutet der Ausdruck „internationaler Ver-
kehr" jede Beförderung mit einem Seeschiff
oder Luftfahrzeug, das von einem Unterneh-
men mit tatsächlicher Geschäftsleitung in
einem Vertragsstaat betrieben wird, es sei
denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird
ausschließlich zwischen Orten im anderen
Vertragsstaat betrieben;

e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde"
i) in der Französischen Republik: den

Budgetminister oder seinen bevollmäch-
tigten Vertreter;

ii) in Österreich: den Bundesminister für
Finanzen oder seinen bevollmächtigten
Vertreter.

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch
einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht
definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach
dem Recht dieses Staates über die Steuern
zukommt, für die das Abkommen gilt. Der
Ausdruck „Recht dieses Staates" bezieht sich im
allgemeinen auf das bei der Abkommensanwendung
den anderen Rechtszweigen dieses Staates vorge-
hende Steuerrecht.

Artikel 4

ANSÄSSIGE PERSON

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person" eine Person, die nach dem Recht dieses
Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres
ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftslei-
tung oder eines anderen ähnlichen Merkmals
steuerpflichtig ist. Der Ausdruck umfaßt jedoch

importantes apportées à leurs législations fiscales
respectives.

Article 3

DÉFINITIONS GÉNÉRALES
1 Au sens de la présente Convention, à moins que

le contexte n'exige une interprétation différente:
a) le terme «personne» comprend les personnes

physiques, les sociétés et tous autres groupe-
ments de personnes;

b) le terme «société» désigne toute personne
morale ou toute entité qui est considérée
comme une personne morale aux fins
d'imposition;

e) les expressions «entreprise d'un Etat contrac-
tant» et «entreprise de l'autre Etat contrac-
tant » désignent respectivement une entreprise
exploitée par un résident d'un Etat contrac-
tant et une entreprise exploitée par un résident
de l'autre Etat contractant;

d) l'expression «trafic international» désigne
tout transport effectué par un navire ou un
aéronef exploité par une entreprise dont le
siège de direction effective est situé dans un
Etat contractant, sauf lorsque le navire ou
l'aéronef n'est exploité qu'entre des points
situés dans l'autre Etat contractant;

e) l'expression « autorité compétente » désigne :
i) dans le cas de la République française, le

Ministre chargé du Budget ou son
représentant autorisé;

ii) dans le cas de la République d'Autriche, le
Ministre fédéral des Finances ou son
représentant autorisé.

2. Pour l'application de la Convention par un Etat
contractant tout terme ou expression qui n'y est pas
défini a le sens que lui attribue le droit de cet Etat
concernant les impôts auxquels s'applique la
Convention, à moins que le contexte n'exige une
interprétation différente. L'expression «droit de cet
Etat» désigne principalement le droit fiscal, qui
prévaut, pour l'application de la Convention, sur les
autres branches du droit de cet Etat.

Article 4

RÉSIDENT

1. Au sens de la présente Convention, l'expression
«résident d'un Etat contractant» désigne toute
personne qui, en vertu de la législation de cet Etat,
est assujettie à l'impôt dans cet Etat, en raison de son
domicile, de sa résidence, de son siège de direction
ou de tout autre critère de nature analogue.
Toutefois, cette expression ne comprend pas les

323
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nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit
Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in
diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig
ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in
beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes:

a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in
dem sie über eine ständige Wohnstätte
verfügt; verfügt sie in beiden Staaten über eine
ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem
Staat ansässig, zu dem sie die engeren
persönlichen und wirtschaftlichen Beziehun-
gen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen);

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem
Staat die Person den Mittelpunkt ihrer
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in
keinem der Staaten über eine ständige
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Staat
ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen
Aufenthalt hat;

e) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt
in beiden Staaten oder in keinem der Staaten,
so gilt sie als in dem Staat ansässig, dessen
Staatsangehöriger sie ist;

d) ist die Person Staatsangehöriger beider
Staaten oder keines der Staaten, so werden
sich die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten bemühen, die Frage in gegenseitigem
Einvernehmen zu regeln.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine ,
natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansäs-
sig, so gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sich
der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befin-
det.

Artikels

BETRIEBSTÄTTE

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „Betriebstätte" eine feste Geschäftsein-
richtung, durch die die Tätigkeit eines Unterneh-
mens ganz oder teilweise ausgeübt wird.

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt insbe-
sondere:

a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
e) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte und
f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen,

einen Steinbruch oder eine andere Stätte der
Ausbeutung von Bodenschätzen.

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur
dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer zwölf
Monate überschreitet.

personnes qui ne sont assujetties à 1 impôt dans cet
Etat que pour les revenus de sources situées dans cet
Etat ou pour la fortune qui y est située.

2. Lorsque, selon les dispositions du paragraphe 1,
une personne physique est un résident des deux
Etats contractants, sa situation est réglée de la
manière suivante:

a) cette personne est considérée comme un
résident de l'Etat où elle dispose d'un foyer
d'habitation permanent; si elle dispose d'un
foyer d'habitation permanent dans les deux
Etats, elle est considérée comme un résident
de l'Etat avec lequel ses liens personnels et
économiques sont les plus étroits (centre des
intérêts vitaux);

b) si l'Etat où cette personne a le centre de ses
intérêts vitaux ne peut pas être déterminé, ou
si elle ne dispose d'un foyer d'habitation
permanent dans aucun des Etats, elle est
considérée comme un résident de l'Etat où elle
séjourne de façon habituelle;

e) si cette personne séjourne de façon habituelle
dans les deux Etats ou si elle ne séjourne de
façon habituelle dans aucun d'eux, elle est
considérée comme un résident de l'Etat dont
elle possède la nationalité;

d) si cette personne possède la nationalité des
deux Etats ou si elle ne possède la nationalité
d'aucun d'eux, les autorités compétentes des
Etats contractants s'efforcent de trancher la
question d'un commun accord.

3. Lorsque, selon les dispositions du paragraphe 1,
une personne autre qu'une personne physique est un
résident des deux Etats contractants, elle est
considérée comme un résident de l'Etat où son siège
de direction effective est situé.

Article 5

ÉTABLISSEMENT STABLE
1. Au sens de la présente Convention, l'expression

«établissement stable» désigne une installation fixe
d'affaires par l'intermédiaire de laquelle une
entreprise exerce tout ou partie de son activité.

2. L'expression «établissement stable» comprend
notamment:

a) un siège de direction,
b) une succursale,
e) un bureau,
d) une usine,
e) un atelier et
f) une mine, un puits de pétrole ou de gaz, une

carrière ou tout autre lieu d'extraction de
ressources naturelles.

3. Un chantier de construction ou de montage ne
constitue un établissement stable que si sa durée
dépasse douze mois.
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(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten:

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur La-
gerung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens
benutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des
Unternehmens, die ausschließlich zur La-
gerung, Ausstellung oder Auslieferung unter-
halten werden;

e) Bestände von Gütern oder Waren des
Unternehmens, die ausschließlich zu. dem
Zweck unterhalten werden, durch ein anderes
Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu
werden;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen Güter oder Waren
einzukaufen oder Informationen zu beschaf-
fen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen andere Tätigkeiten
auszuüben, die vorbereitender Art sind oder
eine Hilfstätigkeit darstellen;

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
mehrere der unter lit. a) bis e) genannten
Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß
die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der
festen Geschäftseinrichtung vorbereitender
Art ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt.

(5) Ist eine Person — mit Ausnahme eines
unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 —
für ein Unternehmen tätig und besitzt sie in einem
Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des
Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie
die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das
Unternehmen ungeachtet der Absätze 1 und 2 so
behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von
der Person für das Unternehmen ausgeübten
Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese
Tätigkeiten beschränken sich auf die in Absatz 4
genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine
feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, diese Einrich-
tung nach dem genannten Absatz nicht zu einer
Betriebstätte machten.

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so
behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch
einen Makler, Kommissionär oder einen anderen
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Perso-
nen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätig-
keit handeln.

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertrags-
staat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft

4. Nonobstant les dispositions précédentes du
présent article, on considère qu'il n'y a pas
«établissement stable» si:

a) il est fait usage d'installations aux seules fins
de stockage, d'exposition ou de livraison de
marchandises appartenant à l'entreprise;

b) des marchandises appartenant à l'entreprise
sont entreposées aux seules fins de stockage,
d'exposition ou de livraison;

e) des marchandises appartenant à l'entreprise
sont entreposées aux seules fins de transfor-
mation par une autre entreprise;

d) une installation fixe d'affaires est utilisée aux
seules fins d'acheter des marchandises ou de
réunir des informations, pour l'entreprise;

e) une installation fixe d'affaires est utilisée aux
seules fins d'exercer, pour l'entreprise, toute
autre activité de caractère préparatoire ou
auxiliaire;

f) une installation fixe d'affaires est utilisée aux
seules fins de l'exercice cumulé d'activités
mentionnées aux alinéas a) à e), à condition
que l'activité d'ensemble de l'installation fixe
d'affaires résultant de ce cumul garde un
caractère préparatoire ou auxiliaire.

5. Nonobstant les dispositions des paragraphes 1
et 2, lorsqu'une personne — autre qu'un agent
jouissant d'un statut indépendant auquel s'applique
le paragraphe 6 — agit pour le compte d'une
entreprise et dispose dans un Etat contractant de
pouvoirs qu'elle y exerce habituellement lui
permettant de conclure des contrats au nom de
l'entreprise, cette entreprise est considérée comme
ayant un établissement stable dans cet Etat pour
toutes les activités que cette personne exerce pour
l'entreprise, à moins que les activités de cette
personne ne soient limitées à celles qui sont
mentionnées au paragraphe 4 et qui, si elles étaient
exercées par l'intermédiaire d'une installation fixe
d'affaires, ne permettraient pas de considérer cette
installation comme un établissement stable selon les
dispositions de ce paragraphe.

6. Une entreprise n'est pas considérée comme
ayant un établissement stable dans un Etat
contractant du seul fait qu'elle y exerce son activité
par l'entremise d'un courtier, d'un commissionnaire
général ou de tout autre agent jouissant d'un statut
indépendant, à condition que ces personnes agissent
dans le cadre ordinaire de leur activité.

7 Le fait qu'une société qui est un résident d'un
Etat contractant contrôle ou est contrôlée par une
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beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht
wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder
dort (entweder durch eine Betriebstätte oder auf
andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der
beiden Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen.

Artikel 6

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM
VERMÖGEN

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen
(einschließlich der Einkünfte aus land- und
forstwirtschaftlichen Betrieben) bez-ieht, das im
anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat
besteuert werden.

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen
liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das
Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das
lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaft-
licher Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften
des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nut-
zungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie
Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen
für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung
von Mineralvorkommen, Quellen und anderen
Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten
nicht als unbewegliches Vermögen.

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittel-
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbewegli-
chen Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte
aus unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens
und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen,
das der Ausübung einer selbständigen Arbeit dient.

(5) Sind mit dem Eigentum an Aktien, Anteilen
oder anderen Rechten an Gesellschaften oder an
sonstigen juristischen Personen Nutzungsrechte an
unbeweglichem Vermögen verbunden, das sich in
Frankreich befindet und dieser Gesellschaft oder
sonstigen juristischen Person gehört, dürfen die
Einkünfte, die der Eigentümer aus der unmittelba-
ren Nutzung, der Vermietung oder jeder anderen
Art der Nutzung der Nutzungsrechte erzielt, in
Frankreich besteuert werden.

Artikel?

UNTERNEHMENSGEWINNE
(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertrags-

staats dürfen nur in diesem Staat besteuert werden,
es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im
anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene

société qui est un résident de l'autre Etat contractant
ou qui y exerce son activité (que ce soit par
l'intermédiaire d'un établissement stable ou non) ne
suffit pas, en lui-même, à faire de l'une quelconque
de ces sociétés un établissement stable de l'autre.

Article 6

REVENUS IMMOBILIERS

1. Les revenus qu'un résident d'un Etat
contractant tire de biens immobiliers (y compris les
revenus des exploitations agricoles ou forestières)
situés dans l'autre Etat contractant sont imposables
dans cet autre Etat.

2. L'expression «biens immobiliers» a le sens que
lui attribue le droit de l'Etat contractant où les biens
considérés sont situés. L'expression comprend en
tous cas les accessoires, le cheptel mort ou vif des
exploitations agricoles et forestières, les droits
auxquels s'appliquent les dispositions du droit privé
concernant la propriété foncière, l'usufruit des biens
immobiliers et les droits à des paiements variables ou
fixes pour l'exploitation ou la concession de
l'exploitation de gisements minéraux, sources et
autres ressources naturelles; les navires, bateaux et
aéronefs ne sont pas considérés comme des biens
immobiliers.

3. Les dispositions du paragraphe 1 s'appliquent
aux revenus provenant de l'exploitation directe, de
la location ou de l'affermage ainsi que de toute autre
forme d'exploitation de biens immobiliers.

4. Les dispositions des paragraphes 1 et 3
s'appliquent également aux revenus provenant des
biens immobiliers d'une entreprise ainsi qu'aux
revenus des biens immobiliers servant à l'exercice
d'une profession indépendante.

5. Lorsque la propriété d'actions, parts ou autres
droits dans une société ou une autre personne
morale donne au propriétaire la jouissance de biens
immobiliers situés en France et détenus par cette
société ou cette autre personne morale, les revenus
que le propriétaire tire de l'utilisation directe, de la
location ou de l'usage sous toute autre forme de son
droit des jouissance sont imposables en France.

Article 7

BÉNÉFICES DES ENTREPRISES
1. Les bénéfices d'une entreprise d'un Etat

contractant ne sont imposables que dans cet Etat, à
moins que l'entreprise n'exerce son activité dans
l'autre Etat contractant par l'intermédiaire d'un
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Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine
Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die
Gewinne des Unternehmens im anderen Staat
besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser
Betriebstätte zugerechnet werden können.

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats
seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine
dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbe-
haltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser
Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte
erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingun-
gen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte
und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen
Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen
wäre.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer
Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der
Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungs-
kosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie
in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder
anderswo entstanden sind.

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die
einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne durch
Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens
auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt
Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertragsstaat die zu
besteuernden Gewinne nach der üblichen Auftei-
lung ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muß
jedoch derart sein, daß das Ergebnis mit den
Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt.

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern
oder Waren für das Unternehmen .wird einer
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze
sind die der Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn,
daß ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu
verfahren.

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in
anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel
durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht
berührt.

Artikels

SEESCHIFFAHRT, BINNENSCHIFFAHRT
UND LUFTFAHRT

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen
oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden,
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftslei-
tung des Unternehmens befindet.

établissement stable qui y est situé. Si l'entreprise
exerce son activité d'une telle façon, les bénéfices de
l'entreprise sont imposables dans l'autre Etat mais
uniquement dans la mesure où ils sont imputables à
cet établissement stable.

2. Sous réserve des dispositions du paragraphe 3,
lorsqu'une entreprise d'un Etat contractant exerce
son activité dans l'autre Etat contractant par
l'intermédiaire d'un établissement stable qui y est
situé, il est imputé, dans chaque Etat contractant, à
cet établissement stable les bénéfices qu'il aurait pu
réaliser s'il avait constitué une entreprise distincte
exerçant des activités identiques ou analogues dans
des conditions identiques ou analogues et traitant en
toute indépendance avec l'entreprise dont il
constitue un établissement stable. i

3. Pour déterminer les bénéfices d'un établisse-
ment stable, sont admises en déduction les dépenses
exposées aux fins poursuivies par cet établissement
stable, y compris les dépenses de direction et les frais
généraux d'administration ainsi exposés, soit dans
l'Etat où est situé cet établissement stable, soit
ailleurs.

4. S'il est d'usage, dans un Etat contractant, de
déterminer les bénéfices imputables à un établisse-
ment stable sur la base d'une répartition des
bénéfices totaux de l'entreprise entre ses diverses
parties, aucune disposition du paragraphe 2 n'em-
pêche cet Etat contractant de déterminer les
bénéfices imposables selon la répartition en usage; la
méthode de répartition adoptée doit cependant être
telle que le résultat obtenu soit conforme aux
principes contenus dans le présent article.

5. Aucun bénéfice n'est imputé à un établissement
stable du fait qu'il a simplement acheté des
marchandises pour l'entreprise.

6. Aux fins des paragraphes précédents, les
bénéfices à imputer à l'établissement stable sont
déterminés chaque année selon la même méthode, à
moins qu'il n'existe des motifs valables et suffisants
de procéder autrement.

7 Lorsque les bénéfices comprennent des
éléments de revenu traités séparément dans d'autres
articles de la présente Convention, les dispositions
de ces articles ne sont pas affectées par les
dispositions du présent article.

Article 8

NAVIGATION MARITIME, INTÉRIEURE ET
AÉRIENNE

1. Les bénéfices provenant de l'exploitation, en
trafic international, de navires ou d'aéronefs ne sont
imposables que dans l'Etat contractant où le siège de
direction effective de l'entreprise est situé.
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(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die
der Binnenschiffahrt dienen, dürfen nur in dem
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort
der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unterneh-
mens befindet.

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen
Geschäftsleitung eines Unternehmens der See- oder
Binnenschiffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als
in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der
Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein
Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in
dem die Person ansässig ist, die das Schiff betreibt.

(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der
Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemein-
schaft oder einer internationalen Betriebsstelle.

Artikej 9

VERBUNDENE UNTERNEHMEN
(1) Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmit-

telbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung,
der Kontrolle oder dem Kapital eines
Unternehmens des anderen Vertragsstaats
beteiligt ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar
an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder
dem Kapital eines Unternehmens eines
Vertragsstaats und eines Unternehmens des
anderen Vertragsstaats beteiligt sind

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in
ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehun-
gen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen
gebunden sind, die von denen abweichen, die
unabhängige Unternehmen miteinander vereinba-
ren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der
Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte,
wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat,
den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet
und entsprechend besteuert werden.

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen
eines Unternehmens dieses Staates Gewinne zuge-
rechnet — und entsprechend besteuert —, mit
denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats
in diesem anderen Staat besteuert worden ist, und
handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um
solche, die das Unternehmen des erstgenannten
Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden
Unternehmen vereinbarten Bedingungen die glei-
chen gewesen wären, die unabhängige Unterneh-
men miteinander vereinbaren würden, so nimmt der
andere Staat eine entsprechende Änderung der dort
von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor, wenn
er diese Änderung als gerechtfertigt erachtet. Bei
dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen
dieses Abkommens zu berücksichtigen; erforderli-
chenfalls werden die zuständigen Behörden der
Vertragsstaaten einander konsultieren.

2. Les bénéfices provenant de l'exploitation de
bateaux servant à la navigation intérieure ne sont
imposables que dans l'Etat contractant où le siège de
direction effective de l'entreprise est situé.

3. Si le siège de direction effective d'une
entreprise de navigation maritime ou intérieure est à
bord d'un navire ou d'un bateau, ce siège est
considéré comme situé dans l'Etat contractant où se
trouve le port d'attache de ce navire ou de ce bateau,
ou à défaut de port d'attache, dans l'Etat
contractant dont l'exploitant du navire ou du bateau
est un résident.

4. Les dispositions du paragraphe 1 s'appliquent
aussi aux bénéfices provenant de la participation à
un groupe (pool), une exploitation en commun ou
un organisme international d'exploitation.

Article 9

ENTREPRISES ASSOCIÉES
1. Lorsque
a) une entreprise d'un Etat contractant participe

directement ou indirectement à la direction,
au contrôle ou au capital d'une entreprise de
l'autre Etat contractant, ou que

b) les mêmes personnes participent directement
ou indirectement à la direction, au contrôle ou
au capital d'une entreprise d'un Etat contrac-
tant et d'une entreprise de l'autre Etat
contractant,

et que, dans l'un et l'autre cas, les deux entreprises
sont, dans leurs relations commerciales ou finan-
cières, liées par des conditions convenues ou
imposées qui diffèrent de celles qui seraient
convenues entre des entreprises indépendantes, les
bénéfices qui, sans ces conditions, auraient été
réalisés par l'une des entreprises mais n'ont pu l'être
en fait à cause de ces conditions, peuvent être inclus
dans les bénéfices de cette entreprise et imposés en
conséquence.

2. Lorsqu'un Etat contractant inclut dans les
bénéfices d'une entreprise de cet Etat — et impose
en conséquence — des bénéfices sur lesquels une
entreprise de l'autre Etat contractant a été imposée
dans cet autre Etat, et que les bénéfices ainsi inclus
sont des bénéfices qui auraient été réalisés par
l'entreprise du premier Etat si les conditions
convenues entre les deux entreprises avaient été
celles qui auraient été convenues entre des
entreprises indépendantes, l'autre Etat procède à un
ajustement approprié du montant de l'impôt qui y a
été perçu sur ces bénéfices s'il estime que cet
ajustement est justifié. Pour déterminer cet
ajustement, il est tenu compte des autres dispositions
de la présente Convention, et si nécessaire, les
autorités compétentes des Etats contractants se
consultent.
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Artikel 10

DIVIDENDEN

(1)" Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Gesellschaft an eine im anderen Vertrags-
staat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen
Staat besteuert werden.

(2) a) Die unter Absatz 1 fallenden Dividenden
dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat,
in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die
Steuer darf aber, wenn der Empfänger der
Dividenden der Nutzungsberechtigte ist,
15 vom Hundert des Bruttobetrags der
Dividenden nicht übersteigen;

b) wenn der Nutzungsberechtigte eine der
Körperschaftsbesteuerung unterworfene
Gesellschaft ist, die unmittelbar oder
mittelbar über mindestens 10 vom Hun-
den des Kapitals der die Dividenden
zahlenden Gesellschaft verfügt, dürfen
diese Dividenden nur in dem Vertrags-
staat besteuert werden, in dem der
Nutzungsberechtigte ansässig ist.

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der
Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus denen
die Dividenden gezahlt werden.

(3) a) Bezieht eine in Österreich ansässige
Person von einer in Frankreich ansässigen
Gesellschaft Dividenden, die bei Bezug
durch eine in Frankreich ansässige Person
einen Anspruch auf ein Steuerguthaben
(„avoir fiscal") begründen würden, so
erhält diese in Österreich ansässige Person
das Recht, von der französischen Steuer-
verwaltung einen diesem Steuerguthaben
entsprechenden Vergütungsbetrag zu for-
dern, der jedoch um die in Absatz 2
genannte Steuer gekürzt werden kann.

b) Lit. a ist auf eine in Österreich ansässige
Person nur anzuwenden, wenn diese

i) eine natürliche Person ist, oder
ii) eine Gesellschaft ist, die unmittelbar

oder mittelbar über weniger als 10
vom Hundert des Kapitals der die
Dividenden zahlenden französischen
Gesellschaft verfügt.

e) Lit. a ist nicht anzuwenden, wenn eine
andere als in Z 1 lit. b des Protokolls
genannte Person, die in Österreich ansäs-
sig ist, mit den Dividenden und dem
Vergütungsbetrag der französischen Steu-
erverwaltung nicht der österreichischen
Steuer unterliegt,

d) Für die Anwendung dieses Abkommens
gelten die in lit. a vorgesehenen Vergü-
tungsbeträge der französischen Steuerver-
waltung als Dividenden.

Article 10

DIVIDENDES

1 Les dividendes payés par une société qui est un
résident d'un Etat contractant à un résident de
l'autre Etat contractant sont imposables dans cet
autre Etat.

2. a) Les devidendes visés au paragraphe 1 sont
aussi imposables dans l'Etat contractant
dont la société qui paie les dividendes est un
résident, et selon la législation de cet Etat,
mais si la personne qui reçoit les dividendes
en est le bénéficiaire effectif, l'impôt ainsi
établi ne peut excéder 15 pour cent du
montant brut des dividendes;

b) Toutefois, si le bénéficiaire effectif est une
société soumise à l'impôt sur les sociétés qui
détient directement ou indirectement au
moins 10 pour cent du capital de la société
qui paie les dividendes, ceux-ci ne sont
imposables que dans l'Etat contractant
dont le bénéficiaire effectif est un résident.

Les dispositions du présent paragraphe n'affectent
pas l'imposition de la société au titre des bénéfices
qui servent au paiement des dividendes.

3. a) Un résident d'Autriche qui reçoit d'une
société qui est un résident de France des
dividendes qui donneraient droit à un
crédit d'impôt (« avoir fiscal ») s'ils étaient
reçus par un résident de France a droit à un
paiement du Trésor français d'un montant
égal à ce crédit d'impôt («avoir fiscal»)
sous réserve de la déduction de l'impôt
prévu au paragraphe 2.

b) Les dispositions du a) ne s'appliquent qu'à
un résident d'Autriche qui est

i) une personne physique, ou
ii) une société qui détient directement ou

indirectement moins de 10 pour cent du
capital de la société résidente de France
qui paie les dividendes.

e) Les dispositions du a) ne s'appliquent pas si
le résident d'Autriche, autre qu'un résident
visé au 1 b) du Protocole, n'est pas assujetti
à l'impôt autrichien à raison des dividendes
et du paiement du Trésor français.

d) Les paiements du Trésor français visés au a)
sont considérés comme des dividendes pour
l'application de la présente Convention.
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(4) Bezieht eine in Österreich ansässige Person
von einer in Frankreich ansässigen Gesellschaft
Dividenden und steht ihr gegenüber der französi-
schen Steuerverwaltung kein Vergütungsanspruch
im Sinn von Absatz 3 zu, so ist sie berechtigt, die
Rückerstattung der von der Gesellschaft im
Zusammenhang mit der Dividendenzahlung tat-
sächlich geleisteten Steuervorauszahlung
(„précompte") zu fordern. Der Bruttobetrag der
Rückerstattung der Steuervorauszahlung
(„précompte") gilt bei Anwendung dieses Abkom-
mens als Dividende. Er unterliegt gemäß Absatz 2
der französischen Besteuerung.

(5) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien,
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Grün-
deranteilen oder anderen Rechten — ausgenommen
Forderungen — mit Gewinnbeteiligung sowie aus
sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Ein-
künfte, die nach dem Recht des Staates, in dem die
ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Ein-
künften aus Aktien steuerlich gleichgestellt sind.

(6) Die Absätze 1, 2, 3 und 4 sind nicht
anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Ver-
tragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine
selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste
Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die
Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14
anzuwenden.

(7) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige
Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat
weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividen-
den besteuern, es sei denn, daß diese Dividenden an
eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt
werden oder daß die Beteiligung, für die die
Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im
anderen Staat gelegenen Betriebstätte oder festen
Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft
einer Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne
unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden
oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder
teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen
oder Einkünften bestehen.

Artikeln

ZINSEN
(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen

und an eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige
Person gezahlt werden, dürfen nur im anderen Staat
besteuert werden, wenn diese ansässige Person
nutzungsberechtigter Empfänger ist.

4. Un résident d'Autriche qui reçoit des
dividendes payés par une société qui est un résident
de France, et qui n'a pas droit au paiement du Trésor
français visé au paragraphe 3, peut obtenir le
remboursement du précompte dans la mesure où
celui-ci a été effectivement acquitté par la société à
raison de ces dividendes. Le montant brut du
précompte remboursé est considère comme un
dividende pour l'application de la Convention. Il est
imposable en France conformément aux dispositions
du paragraphe 2.

5. Le terme «dividendes» employé dans le présent
article désigne les revenus provenant d'action,
actions ou bons de jouissance, parts de mine, parts
de fondateur ou autres parts bénéficiaires à
l'exception des créances, ainsi que les revenus
d'autres parts sociales soumis au même régime fiscal
que les revenus d'actions par la législation de l'Etat
contractant dont la société distributrice est un
résident.

6. Les dispositions des paragraphes 1, 2, 3 et 4 ne
s'appliquent pas lorsque le bénéficiaire effectif des
dividendes, résident d'un Etat contractant, exerce
dans l'autre Etat contractant dont la société qui paie
les dividendes est un résident, soit une activité
industrielle ou commerciale par l'intermédiaire d'un
établissement stable qui y est situé, soit une
profession indépendante au moyen d'une base fixe
qui y est située, et que la participation génératrice
des dividendes s'y rattache effectivement. Dans ce
cas, les' dispositions de l'article 7 ou de l'article 14,
suivant les cas, sont applicables.

7 Lorsqu'une société qui est un résident d'un Etat
contractant tire des bénéfices ou des revenus de
l'autre Etat contractant, cet autre Etat ne peut
percevoir aucun impôt sur les dividendes payés par
la société, sauf dans la mesure où ces dividendes sont
payés à un résident de cet autre Etat ou dans la
mesure où la participation génératrice des divi-
dendes se rattache effectivement à un établissement
stable ou à une base fixe situés dans cet autre Etat, ni
prélever aucun impôt, au titre de l'imposition des
bénéfices non distribués, sur les bénéfices non
distribués de la société, même si les dividendes payés
ou les bénéfices non distribués consistent en tout ou
en partie en bénéfices ou revenus provenant de cet
autre Etat.

Article 1 1
INTÉRÊTS

1 . Les intérêts provenant d'un Etat contractant et
payés à un résident de l'autre Etat contractant ne
sont imposables que dans cet autre Etat, si ce
résident en est le bénéficiaire effectif.
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(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte
an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteili-
gung am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind,
und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen
Anleihen und aus Obligationen einschließlich der
damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus
Losanleihen, sowie andere Erträgnisse, die nach
dem Recht des Staates, aus dem sie stammen, den
Darlehenszinsen gleichgestellt werden. Der Aus-
druck „Zinsen" umfaßt keine Einkünfte, die bei
Anwendung von Artikel 10 als Dividenden beurteilt
werden.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen
stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine
dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung
ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder
festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

(4) Zinsen gelten dann als aus einem Vertrags-
staat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem
Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner
der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem
Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem
Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste
Einrichtung und ist die Schuld, für die die Zinsen
gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte oder
der festen Einrichtung eingegangen worden und
trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die
Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Staat
stammend, in dem die Betriebstätte oder die feste
Einrichtung liegt.

(5) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem
Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen
und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an
der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den
Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser
Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses
Abkommens besteuert werden.

Artikel 12

LIZENZGEBÜHREN
(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat

stammen und an eine im anderen Vertragsstaat
ansässige Person gezahlt werden, dürfen nur im
anderen Staat besteuert werden, wenn diese

2. Le terme «intérêts» employé dans le présent
article désigne les revenus des créances de toute
nature, assorties ou non de garanties hypothécaires
ou d'une clause de participation aux bénéfices du
débiteur^et notamment les revenus des fonds publics
et des obligation d'emprunts, y compris les primes et
lots attachés à ces titres, ainsi que tous autres
produits assimilés aux revenus de sommes prêtées
par la législation fiscale de l'Etat contractant d'où
proviennent les revenus. Le terme « intérêts » ne
comprend pas les éléments de revenu considérés
comme des dividendes en application de l'article 10.

3. Les dispositions du paragraphe 1 ne s'appli-
quent pas lorsque le bénéficiaire effectif des intérêts,
résident d'un Etat contractant, exerce dans l'autre
Etat contractant d'où proviennent les intérêts, soit
une activité industrielle ou commerciale par
l'intermédiaire d'un établissement stable qui y est
situé, soit une profession indépendante au moyen
d'une base fixe qui y est située et que la créance
génératrice des intérêts s'y rattache effectivement.
Dans ce cas, les dispositions de l'article 7 ou de
l'article 14, suivant les cas, sont applicables.

4. Les intérêts sont considérés comme provenant
d'un Etat contractant lorsque le débiteur est un
résident de cet Etat. Toutefois, lorsque le débiteur
des intérêts, qu'il soit ou non un résident d'un Etat
contractant, a dans un Etat contractant un
établissement stable, ou une base fixe, pour lequel la
dette donnant lieu au paiement des intérêts a été
contractée et qui supporte la charge de ces intérêts,
ceux-ci sont considérés comme provenant de l'Etat
où l'établissement stable, ou la base fixe, est situé.

5. Lorsque, en raison de relations spéciales
existant entre le débiteur et le bénéficiaire effectif ou
que l'un et l'autre entretiennent avec de tierces
personnes, le montant des intérêts, compte tenu de
la créance pour laquelle ils sont payés, excède celui
dont seraient convenus le débiteur et le bénéficiaire
effectif en l'absence de pareilles relations, les
dispositions du présent article ne s'appliquent qu'à
ce dernier montant. Dans ce cas, la partie
excédentaire des paiements reste imposable selon la
législation de chaque Etat contractant et compte
tenu des autres dispositions de la présente
Convention.

Article 12

REDEVANCES
1 . Les redevances provenant d'un Etat contractant

et payées à un résident de l'autre Etat contractant ne
sont imposables que dans cet autre Etat, si ce
résident en est le bénéficiaire effectif.
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ansässige Person nutzungsberechtigter Empfänger
ist.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder Art,
die für die Benutzung oder für das Recht auf
Benutzung von Urheberrechten an literarischen,
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken,
einschließlich kinematographischer Filme, von Pa-
tenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen,
geheimen Formeln oder Verfahren oder für die
Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder
wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzge-
bühren stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch
eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbstän-
dige Arbeit durch eine dort gelegene feste
Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermö-
genswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt
werden, tatsächlich zu dieser Betfiebstätte oder
festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

(4) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem
Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine
in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der
Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht
darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder
nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder
eine feste Einrichtung und ist die Verpflichtung zur
Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der
Betriebstätte oder der festen Einrichtung eingegan-
gen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste
Einrichtung die Lizenzgebühren, so gelten die
Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in
dem die Betriebstätte oder die feste Einrichtung
liegt.

(5) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem
Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen
und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren,
gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter
ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird
dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag
angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende
Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats
und unter Berücksichtigung der anderen Bestim-
mungen dieses Abkommens besteuert werden.

2. Le terme « redevances » employé dans le présent
article désigne les rémunérations de toute nature
payées pour l'usage ou la concession de l'usage d'un
droit d'auteur sur une oeuvre littéraire, artistique ou
scientifique, y compris les films cinématographiques,
d'un brevet, d'une marque de fabrique ou de
commerce, d'un dessin ou d'un modèle, d'un plan,
d'une formule ou d'un procédé secrets, ainsi que
pour des informations ayant trait à une expérience
acquise dans le domaine industriel, commercial ou
scientifique.

3. Les dispositions du paragraphe 1 ne s'appli-
quent pas lorsque le bénéficiaire effectif des
redevances, résident d'un Etat contractant, exerce
dans l'autre Etat contractant d'où proviennent les
redevances, soit une activité industrielle ou
commerciale par l'intermédiaire d'un établissement
stable qui y est situé, soit une profession
indépendante au moyen d'une base fixe qui y est
située, et que le droit ou le bien générateur des
redevances s'y rattache effectivement. Dans ce cas,
les dispositions de l'article 7 ou de l'article 14,
suivant les cas, sont applicables.

4. Les redevances sont considérées comme
provenant d'un Etat contractant lorsque le débiteur
est un résident de cet Etat. Toutefois, lorsque le
débiteur des redevances, qu'il soit ou non un
résident d'un Etat contractant, a dans un Etat
contractant un établissement stable ou une base fixe,
pour lequel l'obligation donnant lieu au paiement
des redevances a été contractée et qui supporte la
charge de ces redevances, celles-ci sont considérées
comme provenant de l'Etat où l'établissement stable,
ou la base fixe, est situé.

5. Lorsque, en raison de relations spéciales
existant entre le débiteur et le bénéficiaire effectif ou
que l'un et l'autre entretiennent avec de tierces
personnes, le montant des redevances, compte tenu
de la prestation pour laquelle elles sont payées,
excède celui dont seraient convenus le débiteur et le
bénéficiaire effectif en l'absence de pareilles
relations, les dispositions du présent article ne
s'appliquent qu'à ce dernier montant. Dans ce cas, la
partie excédentaire des paiements reste imposable
selon la législation de chaque Etat contractant et
compte tenu des autres dispositions de la présente
Convention.
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Artikel 13

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON
VERMÖGEN

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person aus der Veräußerung unbewegli-
chen Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht,
das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im
anderen Staat besteuert werden.

(2) Gewinne, die aus der Veräußerung von
Aktien, Anteilen oder anderen Rechten an einer
Gesellschaft oder einer anderen juristischen Person
stammen, deren unmittelbar oder unter Zwischen-
schaltung einer oder mehrerer Gesellschaften oder
anderer juristischen Personen gehaltenes Aktivver-
mögen hauptsächlich aus in einem Vertragsstaat
gelegenem unbeweglichem Vermögen oder diesbe- >
züglichen Rechten besteht, darf in diesem Staat
besteuert werden. Bei Anwendung dieser Bestim-
mung bleibt unbewegliches Vermögen dieser
Gesellschaft oder anderen juristischen Person außer
Betracht, das der industriellen, gewerblichen,
landwirtschaftlichen oder einer anderen betriebli-
chen Eigennutzung dient.

(3) a) Gewinne aus der Veräußerung von nicht
unter Absatz 2 fallenden Aktien, Anteilen
oder anderen Rechten, die zu einer
wesentlichen Beteiligung an einer in einem
Vertragsstaat ansässigen Gesellschaft ge-
hören, dürfen in diesem Staat besteuert
werden. Eine wesentliche Beteiligung liegt
vor, wenn der Veräußerer allein oder
zusammen mit seinen Angehörigen zu
irgendeinem Zeitpunkt innerhalb der der
Veräußerung vorangehenden fünf Jahre
unmittelbar oder mittelbar über Aktien,
Anteile oder andere Rechte verfügt hat,
die insgesamt Anspruch auf mindestens 25
vom Hundert der Gewinne dieser Gesell-
schaft einräumen.

b) Wird für Gewinne, die eine in einem
Vertragsstaat ansässige Person aus der
Veräußerung von Aktien, Anteilen oder
anderen Rechten, die zu einer wesentli-
chen Beteiligung an einer im anderen
Vertragsstaat ansässigen Gesellschaft ge-
hören, in dem erstgenannten Staat nach
seinem inländischen Recht ein Steuerauf-
schub gewährt, der auf Grund von
steuerlichem Sonderrecht für Gesellschaf-
ten im Unternehmensverbund, für Ver-
schmelzungen, Spaltungen, Einbringun-
gen oder Anteilstausch erfolgt, dürfen
diese Gewinne nur im erstgenannten Staat
besteuert werden. Diese Bestimmung gilt
nur, wenn die dem Steueraufschub zu-
grundeliegenden Vorgänge auf beachtli-
che wirtschaftliche Ursachen zurückzu-
führen sind und nicht hauptsächlich zur

Article 13

GAINS EN CAPITAL

1 Les gains qu'un résident d'un Etat contractant
tire de l'aliénation de biens immobiliers visés à
l'article 6 et situés dans l'autre Etat contractant sont
imposables dans cet autre Etat.

2. Les gains provenant de l'aliénation d'actions,
parts ou autres droits dans une société ou personne
morale dont l'actif est principalement constitué,
directement ou par l'interposition d'une ou plusieurs
autres sociétés ou personnes morales, d'immeubles
situés dans un Etat contractant ou de droits portant
sur de tels biens sont imposables dans cet Etat. Pour
l'application de cette disposition, ne sont pas pris en
considération les immeubles affectés par cette
société ou personne morale à sa propre exploitation
industrielle, commerciale, agricole, ou à l'exercice
d'une profession non commerciale.

3. a) Les gains provenant de l'aliénation d'ac-
tions, parts ou autres droits (autres que les
actions, parts ou droits visés au para-
graphe 2) faisant partie d'une participation
substantielle dans une société qui est un
résident d'un Etat contractant sont imposa-
bles dans cet Etat. On considère qu'il existe
une participation substantielle lorsque le
cédant, seul ou avec des personnes
apparentées, a possédé directement ou
indirectement, à un moment quelconque au
cours des cinq années précédant la cession,
des actions, parts ou autres droits dont
l'ensemble ouvre droit à au moins 25 pour
cent des bénéfices de la société;

b) toutefois, lorsque les gains provenant de
l'aliénation par un résident d'un Etat
contractant, d'actions, parts ou autres
droits faisant partie d'une participation
substantielle dans une société qui est un
résident de l'autre Etat contractant font
l'objet d'un report d'imposition dans le
premier Etat conformément à sa législation,
dans le cadre d'un régime fiscal spécifique
aux sociétés d'un même groupe ou d'une
fusion, d'une scission, d'un apport en
société, ou d'un échange d'action, ces gains
ne sont imposables que dans ce premier
Etat. La présente disposition n'est applica-
ble que si l'opération ouvrant droit au
report d'imposition est effectuée pour des
raisons économiques sérieuses et non
principalement pour s'assurer le bénéfice de
cette disposition.
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Erlangung der Vorteile dieser Bestim-
mung gesetzt wurden.

(4) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betrieb-
stätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats
im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer
festen Einrichtung gehört, die einer in einem
Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung
einer selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat
zur Verfügung steht, einschließlich derartiger
Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen
Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen Unter-
nehmen) oder einer solchen festen Einrichtung
erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert
werden.

(5) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschif-
fen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen
Verkehr betrieben werden, von Schiffen, die der
Binnenschiffahrt dienen, und von beweglichem
Vermögen, das dem Betrieb dieser Seeschiffe,
Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort
der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unterneh-
mens befindet.

(6) Gewinne aus der Veräußerung des in den
Absätzen 1, 2, 3, 4 und 5 nicht genannten
Vermögens dürfen nur in dem Vertragsstaat
besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig
ist.

Artikel 14

SELBSTÄNDIGE ARBEIT

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur
in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß
der Person im anderen Vertragsstaat für die
Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste
Einrichtung zur Verfügung steht. Steht ihr eine
solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen
die Einkünfte im anderen Staat besteuert werden,
jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung
zugerechnet werden können.

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbe-
sondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche,
literarische, künstlerische, erzieherische oder unter-
richtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten,
Zahnärzte und Buchsachverständigen.

Artikel 15

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT
(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 17, 18, 19 und 20

dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen,
die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus

4. Les gains provenant de l'aliénation de biens
mobiliers qui font partie de l'actif d'un établissement
stable qu'une entreprise d'un Etat contractant a dans
l'autre Etat contractant, ou de biens mobiliers qui
appartiennent à une base fixe dont un résident d'un
Etat contractant dispose dans l'autre Etat contrac-
tant pour l'exercice d'une profession indépendante,
y compris de tels gains provenant de l'aliénation de
cet établissement stable (seul ou avec l'ensemble de
l'entreprise) ou de cette base fixe, sont imposables
dans cet autre Etat.

5. Les gains provenant de l'aliénation de navires
ou aéronefs exploités en trafic international, de
bateaux servant à la navigation intérieure ou de
biens mobiliers affectés à l'exploitation de ces
navires, aéronefs ou bateaux ne sont imposables que
dans l'Etat contractant où le siège de direction
effective de l'entreprise est situé.

6. Les gains provenant de l'aliénation de tous
biens autres que ceux visés aux paragraphes 1, 2, 3, 4
et 5 ne sont imposables que dans l'Etat contractant
dont le cédant est un résident.

Article 14

PROFESSIONS INDÉPENDANTES
1. Les revenus qu'un résident d'un Etat

contractant tire d'une profession libérale ou d'autres
activités de caractère indépendant ne sont imposa-
bles que dans cet Etat, à moins que ce résident ne
dispose de façon habituelle dans l'autre Etat
contractant d'une base fixe pour l'exercice de ses
activités. S'il dispose d'une base fixe, les revenus sont
imposables dans l'autre Etat mais uniquement dans
la mesure où ils sont imputables à cette base fixe.

2. L'expression «profession libérale» comprend
notamment les activités indépendantes d'ordre
scientifique littéraire, artistique, éducatif ou péda-
gogique, ainsi que les activités indépendantes des
médecins, avocats, ingénieurs, architectes, dentistes
et comptables.

Article 15

PROFESSIONS DÉPENDANTES
1. Sous réserve des dispositions des articles 16, 17,

18, 19 et 20, les salaires, traitements et autres
rémunérations similaires qu'un résident d'un Etat
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unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im
anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit
dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen
Vergütungen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütun-
gen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte
unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten
Staat besteuert werden, wenn

a) der Empfänger sich im anderen Staat
insgesamt nicht länger als 183 Tage während
eines 12 aufeinanderfolgende Monate nicht
übersteigenden Zeitraumes aufhält und

b) die Vergütungen von einem oder für einen
Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im
anderen Staat ansässig ist, und

e) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte
oder einer festen Einrichtung getragen
werden, die der Arbeitgeber im anderen Staat
hat.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels dürfen Vergütungen einer in einem
Vertragsstaat ansässigen Person für unselbständige
Arbeit bezogen werden, die an Bord eines
Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das im internatio-
nalen Verkehr betrieben wird,. oder an Bord eines
Schiffes, das der Binnenschiffahrt dient, ausgeübt
wird, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem
sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des
Unternehmens befindet.

Artikel 16

MITGLIEDER EINES AUFSICHTSRATS
ODER VERWALTUNGSRATS

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen
und ähnliche Zahlungen, die eine in einem
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft
als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats
einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertrags-
staat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert
werden.

Artikel 17

KÜNSTLER UND SPORTLER
(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen

Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk-
und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat
persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen
Staat besteuert werden.

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem
Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft
persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler

contractant reçoit au titre d'un emploi salarié ne
sont imposables que dans cet Etat, à moins que
l'emploi ne soit exercé dans l'autre Etat contractant.
Si l'emploi y est exercé, les rémunérations reçues à
ce titre sont imposables dans cet autre Etat.

2. Nonobstant les dispositions du paragraphe 1,
les rémunérations qu'un résident d'un Etat contrac-
tant reçoit au titre d'un emploi salarié exercé dans
l'autre Etat contractant ne sont imposables que dans
le premier Etat si.

a) le bénéficiaire séjourne dans l'autre Etat
pendant une période ou des périodes
n'excédant pas au total 183 jours au cours de
toute période de 12 mois consécutifs, et

b) les rémunérations sont payées par un
employeur ou pour le compte d'un employeur
qui n'est pas un résident de l'autre Etat, et

e) la charge des rémunérations n'est pas
supportée par un établissement stable ou une
base fixe que l'employeur a dans l'autre Etat.

3. Nonobstant les dispositions précédentes du
présent article, les rémunérations reçues par un
résident d'un Etat contractant, au titre d'un emploi
salarié exercé à bord d'un navire ou d'un aéronef
exploité en trafic international, ou à bord d'un
bateau servant à la navigation intérieure sont
imposables dans l'Etat contractant où le siège de
direction effective de l'entreprise est situé.

Article 16

MEMBRES DE CONSEILS
D'ADMINISTRATION OU DE

SURVEILLANCE
Les jetons de présence et autres rétributions

similaires qu'un résident d'un Etat contractant reçoit
en sa qualité de membre du conseil d'administration
ou de surveillance d'une société qui est un résident
de l'autre Etat contractant sont imposables dans cet
autre Etat.

Article 17

ARTISTES ET SPORTIFS
1 . Nonobstant les dispositions des articles 7, 1 4 et

15, les revenus qu'un résident d'un Etat contractant
tire de ses activités personnelles exercées dans l'autre
Etat contractant en tant qu'artiste du spectacle, tel
qu'un artiste de théâtre, de cinéma, de la radio ou de
la télévision, ou qu'un musicien, ou en tant que
sportif, sont imposables dans cet autre Etat.

2. Lorsque des revenus d'activités qu'un artiste du
spectacle ou un sportif exerce personnellement et en
cette qualité sont atttribués non pas à l'artiste ou au
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oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person
zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet der
Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert
werden, in dem der Künstler oder Sportler seine
Tätigkeit ausübt.

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Einkünfte,
die ein in einem Vertragsstaat ansässiger Künstler
oder Sportler aus einer im anderen Vertragsstaat in
dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit
bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert
werden, wenn die zuständige Behörde des erstge-
nannten Staates eine Bestätigung erteilt, derzufolge
diese Tätigkeiten im anderen Staat überwiegend aus
öffentlichen Mitteln des erstgenannten Staates,
seiner Gebietskörperschaften oder seiner Körper-
schaften des öffentlichen Rechts finanziert werden.

(4) Ungeachtet des Absatzes 2 und ungeachtet der
Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die aus einer
Tätigkeit stammen, die von einem in einem
Vertragsstaat ansässigen Künstler oder Sportler in
dem anderen Vertragsstaat in dieser Eigenschaft
persönlich ausgeübt wird, und die nicht dem
Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen
Person zufließen, nur in dem erstgenannten Staat
besteuert werden, wenn die zuständige Behörde
dieses Staates eine Bestätigung erteilt, derzufolge
diese andere Person überwiegend aus öffentlichen
Mitteln dieses Staates, seiner Gebietskörperschaften
oder seiner Körperschaften des öffentlichen Rechts
finanziert wird.

Artikel 18

RUHEGEHÄLTER
Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 1 dürfen

Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer
in einem Vertragsstaat ansässigen Person für
frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur
in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 19

ÖFFENTLICHER DIENST

(1) a) Vergütungen und Ruhegehälter, die von
einem Vertragsstaat, einer seiner Gebiets-
körperschaften oder einer anderen Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts unmit-
telbar oder im Wege der von ihnen
errichteten Fonds an eine natürliche
Person für die diesem Staat, der Gebiets-
körperschaft oder der Körperschaft des
öffentlichen Rechts geleisteten Dienste
gezahlt werden, dürfen nur in diesem
Staat besteuert werden.

b) Diese Vergütungen und Ruhegehälter
dürfen jedoch nur im anderen Vertrags-
staat besteuert werden, wenn im Fall der
Vergütungen die Dienste in diesem Staat

sportif lui-même mais à une autre personne, ces
revenus sont imposables, nonobstant les dispositions
des articles 7, 14 et 15, dans l'Etat contractant où les
activités de l'artiste ou du sportif sont exercées.

3. Nonobstant les dispositions du paragraphe 1,
les revenus qu'un artiste du spectacle ou un sportif,
qui est un résident d'un Etat contractant, tire de ses
activités personnelles exercées dans l'autre Etat
contractant et en cette qualité ne sont imposables
que dans le premier Etat lorsque l'autorité
compétente du premier Etat atteste que ces activités
dans l'autre Etat sont financées pour une part
prépondérante par des fonds publics du premier
Etat, de ses collectivités territoriales, ou de leurs
personnes morales de droit public.

4. Nonobstant les dispositions du paragraphe 2,
lorsque les revenus d'activités qu'un artiste du
spectacle ou un sportif, résident d'un Etat
contractant, exerce personnellement et en cette
qualité dans l'autre Etat contractant, sont attribués
non pas à l'artiste ou au sportif lui-même mais à une
autre personne, ces revenus ne sont imposables,
nonobstant les dispositions des articles 7 14 et 15,
que dans le premier Etat lorsque l'autorité
compétente de cet Etat atteste que cette autre
personne est financée pour une part prépondérante
par des fonds publics de cet Etat, de ses collectivités
territoriales, ou de leurs personnes morales de droit
public.

Article 1 8
PENSIONS

Sous réserve des dispositions du paragraphe 1 de
l'article 19, les pensions et autres rémunérations
similaires payées à un résident d'un Etat contractant
au titre d'un emploi antérieur ne sont imposables
que dans cet Etat.

Article 19

FONCTIONS PUBLIQUES

1 a) Les rémunérations et pensions payées par
un Etat contractant ou l'une de ses
collectivités territoriales, ou par l'une de
leurs personnes morales de droit public, soit
directement, soit par prélèvement sur des
fonds qu'ils ont constitués, à une personne
physique au titre de services rendus à cet
Etat, collectivité, ou personne morale, ne
sont imposables que dans cet Etat.

b) Toutefois, ces rémunérations et pensions ne
sont imposables que dans l'autre Etat
contractant si les services, dans le cas des
rémunérations, sont rendus dans cet Etat et
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geleistet werden und wenn die natürliche'
Person in diesem anderen Staat ansässig
und ein Staatsangehöriger dieses Staates
ist, ohne gleichzeitig Staatsangehöriger
des erstgenannten Staates zu sein.

(2) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer
gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaats, einer
seiner Gebietskörperschaften oder einer ihrer
Körperschaften des öffentlichen Rechts erbracht
werden, sind die Artikel 15, 16 und 18 anzuwenden.

Artikel 20

STUDENTEN UND PROFESSOREN

(1) a) Zahlungen, die ein Student, Praktikant
oder Lehrling, der sich in einem Vertrags-
staat ausschließlich zum Studium oder zur
Ausbildung aufhält und der im anderen
Vertragsstaat ansässig ist oder dort
unmittelbar vor der Einreise in den
erstgenannten Staat ansässig war, für
seinen Unterhalt, sein Studium oder seine
Ausbildung erhält, dürfen im erstgenann-
ten Staat nicht besteuert werden, sofern
diese Zahlungen aus Quellen außerhalb
dieses Staates stammen.

b) Vergütungen an in einem der Vertrags-
staaten ansässige Studenten, die bei einem
Unternehmen des anderen Staates nicht
länger als sechs Monate während eines
Kalenderjahres beschäftigt werden, um
die notwendige praktische Ausbildung zu
erhalten, dürfen in diesem anderen Staat
nicht besteuert werden.

(2) Professoren und andere Lehrpersonen eines
Vertragsstaates, die sich in dem Gebiet des anderen
Staates für einen Zeitraum von höchstens zwei
Jahren aufhalten, um dort an einer Hochschule,
einer Mittelschule oder einer sonstigen Lehranstalt
dieses anderen Staates zu unterrichten, dürfen mit
den ihnen für diese Lehrtätigkeit zufließenden
Vergütungen nur im erstgenannten Staat besteuert
werden.

Artikel 21

ANDERE EINKÜNFTE
(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat

ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln
nicht behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf
ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche
aus unbeweglichem Vermögen im Sjnne des Artikels
6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem
Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen
Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine

si la personne physique est un résident de
cet autre Etat qui en possède la nationalité
sans posséder en même temps la nationalité
du premier Etat.

2. Les dispositions des articles 15, 16 et 18
s'appliquent aux rémunérations et pensions payées
au titre de services rendus dans le cadre d'une
activité industrielle ou commerciale exercée par un
Etat contractant ou l'une de ses collectivités
territoriales ou par l'une de leurs personnes morales
de droit public.

Article 20

ÉTUDIANTS ET PROFESSEURS

1. a) Les sommes qu'un étudiant ou un stagiaire
qui est, ou qui était immédiatement avant
de se rendre dans un Etat contractant, un
résident de l'autre Etat contractant et qui
séjourne dans le premier Etat à seule fin d'y
poursuivre ses études ou sa formation,
reçoit pour couvrir ses frais d'entretien,
d'études ou de formation ne sont pas
imposables dans cet Etat, à condition
qu'elles proviennent de sources situées en
dehors de cet Etat.

b) Les rémunérations perçues par les étudiants
qui sont des résidents de l'un des Etats
contractants et qui sont employés dans une
entreprise de l'autre Etat contractant pour
une durée ne dépassant pas six mois
pendant une année civile, afin de recevoir la
formation pratique nécessaire, ne sont pas
imposables dans cet autre Etat.

2. Les professeurs et autres membres du personnel
enseignant d'un Etat contractant qui se rendent sur
le territoire de l'autre Etat contractant en vue d'y
professer, pour une période de deux années au plus,
dans une université, un collège ou tout autre
établissement d'enseignement de cet autre Etat, ne
sont imposables que dans le premier Etat à raison.de
la rémunération qu'ils perçoivent pour cet enseigne-
ment.

Article 21

AUTRES REVENUS
1. Les éléments du revenu d'un résident d'un Etat

contractant, d'où qu'ils proviennent, qui ne sont pas
traités dans les articles précédents de la présente
Convention ne sont imposables que dans cet Etat.

2. Les dispositions du paragraphe 1 ne s'appli-
quent pas aux revenus autres que les revenus
provenant de biens immobiliers tels qu'ils sont
définis au paragraphe 2 de l'article 6, lorsque le
bénéficiaire de tels revenus, résident d'un Etat

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8 

 

Amen
de

d b
y F

ed
era

l L
aw

 G
az

ett
e I

II N
o. 

93
/20

18



4918 190. Stück — Ausgegeben am 5. August 1994 — Nr. 613

dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige
Arbeit durch eine don gelegene feste Einrichtung
ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für
die die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu
dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehö-
ren. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise
Artikel 14 anzuwenden.

Artikel 22

VERMÖGEN

(1) a) Unbewegliches Vermögen im Sinne des
Artikels 6, das einer in einem Vertrags-
staat ansässigen Person gehört und im
anderen Vertragsstaat liegt, darf im
anderen Staat besteuert werden.

b) Vermögen, das aus Aktien, Anteilen oder
anderen Rechten an einer Gesellschaft
oder einer anderen juristischen Person
besteht, deren unmittelbar oder unter
Zwischenschaltung einer oder mehrerer
anderer Gesellschaften oder anderer juri-
stischer Personen gehaltenes Aktivvermö-
gen hauptsächlich aus in einem Vertrags-
staat gelegenem unbeweglichem Vermö-
gen oder diesbezüglichen Rechten be-
steht, darf in diesem Staat besteuert
werden. Bei Anwendung dieser Bestim-
mung bleibt unbewegliches Vermögen
dieser Gesellschaft oder dieser anderen
juristischen Person außer Betracht, das
der industriellen, gewerblichen, landwirt-
schaftlichen oder einer anderen betriebli-
chen Eigennutzung dient.

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermö-
gen einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen
eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat,
oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die
einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für
die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen
Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen
Staat besteuert werden.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im
internationalen Verkehr betrieben werden, und
Schiffe, die der Binnenschiffahrt dienen, sowie
bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser
Seeschiffe, Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem
sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des
Unternehmens befindet.

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem
Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

(5) Ungeachtet der vorstehenden Absätze dieses
Artikels bleiben für Zwecke der Erhebung der
Solidaritätsabgabe auf Vermögen einer in Frank-
reich ansässigen natürlichen Person mit österreichi-

contractant, exerce dans l'autre Etat contractant,
soit une activité industrielle ou commerciale par
l'intermédiaire d'un établissement stable qui y est
situé, soit une profession indépendante au moyen
d'une base fixe qui y est située, et que le droit ou le
bien générateur des revenus s'y rattache effective-
ment. Dans ce cas, les dispositions de l'article 7 ou
de l'article 14, suivant les cas, sont applicables.

Article 22

FORTUNE

1. a) La fortune constituée par des biens
immobiliers visés à l'article 6, que possède
un résident d'un Etat contractant et qui
sont situés dans l'autre Etat contractant est
imposable dans cet autre Etat.

b) La fortune constituée par des actions, parts
ou autres droits dans une société ou
personne morale dont l'actif est principale-
ment constitué, directement ou par l'inter-
position d'une ou plusieurs autres sociétés
ou personnes morales, d'immeubles situés
dans un Etat contractant ou de droits
portant sur de tels biens est imposable dans
cet Etat. Pour l'application de cette
disposition, ne sont pas pris en considéra-
tion les immeubles affectés par cette société
ou personne morale à sa propre exploita-
tion industrielle, commerciale, agricole, ou
à l'exercice d'une profession non commer-
ciale.

2. La fortune constituée par des biens mobiliers
qui font partie de l'actif d'un établissement stable
qu'une entreprise d'un Etat contractant a dans
l'autre Etat contractant, ou par des biens mobiliers
qui appartiennent à une base fixe dont un résident
d'un Etat contractant dispose dans l'autre Etat
contractant pour l'exercice d'une profession indé-
pendante, est imposable dans cet autre Etat.

3. La fortune constituée par des navires et des
aéronefs exploités en trafic international, par des
bateaux servant à la navigation intérieure ainsi que
par des biens mobiliers affectés à l'exploitation de
ces navires, aéronefs ou bateaux, n'est imposable
que dans l'Etat contractant où le siège de direction
effective de l'entreprise est situé.

4. Tous les autres éléments de la fortune d'un
résident d'un Etat contractant ne sont imposables
que dans cet Etat.

5. Nonobstant les dispositions des paragraphes
précédents du présent article, pour l'imposition au
titre de l'impôt de solidarité sur la fortune d'une
personne physique qui est un résident de France et
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scher Staatsangehörigkeit, die nicht gleichzeitig
auch die französische Staatsangehörigkeit besitzt,
die außerhalb Frankreichs gelegenen Vermögens-
werte, die dieser Person am 1 . Jänner eines jeden auf
die Begründung der französischen Ansässigkeit
folgenden fünf Kalenderjahre gehören, bei der
Steuererhebung für diese fünf Jahre außer Ansatz.
Scheidet diese Person aus der französischen
Ansässigkeit für mindestens drei Jahre aus und wird
sie in der Folge wieder in Frankreich ansässig,
bleiben die außerhalb Frankreichs gelegenen Ver-
mögenswerte, die dieser Person am I.Jänner eines
jeden der neuerlichen Begründung der französi-
schen Ansässigkeit folgenden fünf Kalenderjahre
gehören, bei der Steuererhebung für diese fünf Jahre
außer Ansatz.

Artikel 23

VERMEIDUNG DER
DOPPELBESTEUERUNG

(1) Die Französische Republik vermeidet die
Doppelbesteuerung wie folgt:

a) Aus Österreich stammende Einkünfte, die
nach diesem Abkommen in diesem Staat
besteuert werden dürfen, oder die nur in
diesem Staat besteuert werden dürfen, werden
für die Berechnung der französischen Steuer
berücksichtigt, wenn ihr Nutzungsberechtig-
ter in Frankreich ansässig ist und wenn sie
nicht nach französischem Recht von der
Körperschaftsteuer befreit sind. In diesem Fall
ist die österreichische Steuer von diesen
Einkünften nicht abzugsfähig, sondern der
Nutzungsberechtigte hat Anrecht, daß sie auf
die französische Steuer angerechnet wird.
Dieser Anrechnungsbetrag entspricht:
i) für die in ii) nicht genannten Einkünfte

dem Betrag der französischen Steuer, der
auf diese Einkünfte entfällt;

ii) für die unter Artikel 10 Absatz 2, unter
Artikel 13 Absätze 1, 2 und 3, unter
Artikel 15 Absatz 3, unter Artikel 16 und
unter Artikel 17 Absätze 1 und 2 fallenden
Einkünfte jener Steuer, die in Österreich.
nach den Bestimmungen dieser Artikel ge-
zahlt wurde; der Anrechnungsbetrag darf
aber den Betrag der französischen Steuer
nicht übersteigen, der auf diese Einkünfte
entfällt.

Der Ausdruck „Betrag der in Österreich
gezahlten Steuer" bedeutet den österreichi-
schen Steuerbetrag, der von dem in Frank-
reich ansässigen Nutzungsberechtigten dieser
Einkünfte in Übereinstimmung mit diesem
Abkommen tatsächlich und endgültig getra-
gen wurde.

b) Das Abkommen hindert Frankreich nicht:

qui a la nationalité autrichienne sans avoir la
nationalité française, les biens situés hors de France
que cette personne possède au 1er janvier de chacune
des cinq années civiles suivant celle au cours de
laquelle elle devient un résident de France n'entrent
pas dans l'assiette de l'impôt afférent à chacune de
ces cinq années. Si cette personne perd la qualité de
résident de France pour une durée au moins égale à
trois ans, puis redevient un résident de France, les
biens situés hors de France qu'elle possède au 1er

janvier de chacune des cinq années civiles suivant
celle au cours de laquelle elle redevient un résident
de France n'entrent pas dans l'assiette de l'impôt
afférent à chacune de ces cinq années.

Article 23

ÉLIMINATION DES DOUBLES
IMPOSITIONS

1. En ce qui concerne la République française, les
doubles impositions sont évitées de la manière
suivante.

a) Les revenus qui proviennent d'Autriche et qui
sont imposables ou ne sont imposables que
dans cet Etat, conformément aux dispositions
de la présente Convention, sont pris en
compte pour le calcul de l'impôt français
lorsque leur bénéficiaire est un résident de
France et qu'ils ne sont pas exemptés de
l'impôt sur les sociétés en application de la
législation française. Dans ce cas, l'impôt
autrichien n'est pas déductible de ces revenus,
mais le bénéficiaire a droit à un crédit d'impôt
imputable sur l'impôt français. Ce crédit est
égal:
i) pour les revenus non mentionnés au (ii), au

montant de l'impôt français correspondant
à ces revenus;

ii) pour les revenus visés au paragraphe 2 de
l'article 10, aux paragraphes 1, 2 et 3 de
l'article 13, au paragraphe 3 de l'article 15,
à l'article 16, et aux paragraphes 1 et 2 de
l'article 17, au montant de l'impôt payé en
Autriche conformément aux dispositions
de ces articles; ce crédit ne peut toutefois
excéder le montant de l'impôt français
correspondant à ces revenus.

Il est entendu que l'expression «montant de
l'impôt payé en Autriche » désigne le montant
de l'impôt autrichien effectivement supporté à
titre définitif à raison de ces revenus,
conformément aux dispositions de la Conven-
tion, par le résident de France bénéficiaire de
ces revenus.

b) Les dispositions de la Convention ne font pas
obstacle à la possibilité pour la France:
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i) Artikel 209 quinquies und 209 B des Code
Général des Impôts oder andere ähnliche
Bestimmungen, die jene der genannten
Artikel ändern oder ersetzen, anzuwen-
den;

ii) Verluste von in Österreich ansässigen
Tochtergesellschaften oder von in Öster-
reich gelegenen Betriebstätten bei der
Ermittlung der Gewinne von in Frankreich
ansässigen Personen abzuziehen und Ge-
winne dieser Tochtergesellschaften oder
dieser Betriebstätten in Höhe solcher
Verluste den Gewinnen zuzurechnen.

e) Eine in Frankreich ansässige Person, der
Vermögen gehört, das nach Artikel 22 Ab-
sätze 1 und 2 in Österreich besteuert werden
darf, darf hinsichtlich dieses Vermögens auch
in Frankreich besteuert werden. Die französi-
sche Steuer wird unter Abzug eines Steueran-
rechnungsbetrages ermittelt, der der Höhe
der österreichischen Steuer auf diesem Ver-
mögen entspricht. Dieser Steueranrechnungs-
betrag darf den Betrag der französischen
Steuer nicht übersteigen, der auf dieses
Vermögen entfällt.

(2) Die Republik Österreich wird die Doppelbe-
steuerung wie folgt beseitigen:

a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person
Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen
diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach
diesem Abkommen in Frankreich besteuert
werden, so nimmt Österreich vorbehaltlich
der lit. b und e diese Einkünfte oder dieses
Vermögen von der Besteuerung aus.

b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person
Einkünfte, die nach den Artikeln 10 und 13
Absätze 2 und 3 in Frankreich besteuert
werden dürfen, so rechnet Österreich auf die
vom Einkommen dieser Person zu erhebende
Steuer den Betrag an, der der in Frankreich
gezahlten Steuer entspricht. Der anzurech-
nende Betrag darf jedoch den Teil der vor der
Anrechnung ermittelten Steuer nicht überstei-
gen, der auf die aus Frankreich bezogenen
Einkünfte entfällt.

e) Einkünfte oder Vermögen einer in Österreich
ansässigen Person, die nach dem Abkommen
von der Besteuerung in Österreich auszuneh-
men sind, dürfen gleichwohl in Österreich bei
der Festsetzung der Steuer für das übrige
Einkommen oder Vermögen der Person
einbezogen werden.

Artikel 24

GLEICHBEHANDLUNG
(1) Natürliche Personen, die die Staatsangehörig-

keit eines Vertragsstaats besitzen, dürfen im

i) d'appliquer les articles 209 quinquies et
209 B de son code général des impôts, ou
d'autres dispositions similaires qui amen-
deraient ou remplaceraient celles de ces
articles;

ii) de déterminer les bénéfices des résidents
de France en déduisant les déficits des
filiales résidentes d'Autriche ou des
établissements stables situés en Autriche et
en intégrant les bénéfices de ces filiales ou
de ces établissements stables à concurrence
du montant des déficits.

e) Un résident de France qui possède de la
fortune imposable en Autriche conformément
aux dispositions des paragraphes 1 et 2 de
l'article 22, est également imposable en France
à raison de cette fortune. L'impôt'français est
calculé sous déduction d'un crédit d'impôt
égal au montant de l'impôt autrichien sur cette
fortune. Ce crédit d'impôt ne peut excéder le
montant de l'impôt français correspondant à
cette fortune.

2. En ce qui concerne la République d'Autriche,
les doubles impositions sont évitées de la manière
suivante.

a) Lorsqu'un résident d'Autriche reçoit des
revenus ou possède de la fortune qui,
conformément aux dispositions de la Conven-
tion, sont imposables en France, l'Autriche
exempte de l'impôt ces revenus ou cette
fortune, sous réserve des dispositions des b) et
e).

b) Lorsqu'un résident d'Autriche reçoit des
éléments de revenu qui, conformément aux
dispositions de l'article 10 et aux para-
graphes 2 et 3 de l'article 13, sont imposables
en France, l'Autriche accorde, sur l'impôt
autrichien afférent à ces revenus, une
déduction d'un montant égal à l'impôt
français. Cette déduction ne peut toutefois
excéder la fraction de l'impôt autrichien,
calculé avant déduction, correspondant à ces
éléments de revenu reçus de France.

e) Lorsque, conformément à une disposition
quelconque de la Convention, les revenus
qu'un résident d'Autriche reçoit ou la fortune
qu'il possède sont exempts d'impôts en
Autriche, l'Autriche peut néanmoins, pour
calculer le montant de l'impôt sur le reste des
revenus ou de la fortune de ce résident, tenir
compte des revenus ou de la fortune exemptés.

Article 24

NON-DISCRIMINATION
1. Les personnes physiques possédant la nationa-

lité d'un Etat contractant ne sont soumises dans

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8 

 

Amen
de

d b
y F

ed
era

l L
aw

 G
az

ett
e I

II N
o. 

93
/20

18



4921190. Stück — Ausgegeben am 5. August 1994 — Nr. 613

anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder
damit zusammenhängenden Verpflichtung unter-
worfen werden, die anders oder belastender ist als
die Besteuerung und die damit zusammenhängen-
den Verpflichtungen, denen natürliche Personen
mit Staatsangehörigkeit des anderen Staates unter
gleichen Verhältnissen, insbesondere in Bezug auf
die Ansässigkeit, unterworfen sind oder unterwor-
fen werden können. Diese Bestimmung gilt
ungeachtet des Artikels 1 auch für natürliche
Personen, die in keinem Vertragsstaat ansässig sind.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht
ungünstiger sein als die Besteuerung von Unterneh-
men des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit
ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen,
als verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im
anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuer-
freibeträge, -Vergünstigungen und -ermäßigungen
auf Grund des Personenstandes oder der Familien-
lasten zu gewähren, die er seinen ansässigen
Personen gewährt.

(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 1 1
Absatz 5 oder Artikel 12 Absatz 5 anzuwenden ist,
sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte,
die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im
anderen Vertragsstaat ansässige Person zählt, bei
der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie
Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend
sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertrags-
staats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat
ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens
unter den gleichen Bedingungen wie Schulden
gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen
Person zum Abzug zuzulassen.

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren
Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder
mittelbar einer im anderen Vertragsstaat ansässigen
Person oder mehreren solchen Personen gehört
oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstge-
nannten Staat keiner Besteuerung oder damit
zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen
werden, die anders oder belastender ist als die
Besteuerung und die damit zusammenhängenden
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unterneh-
men des erstgenannten Staates unterworfen sind
oder unterworfen werden können.

(5) Beiträge, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person, die vorher in dem anderen
Vertragsstaat ansässig war, zur gesetzlichen Sozial-
versicherung oder zu einer ergänzenden Alters-
oder Todfallsversicherung dieses anderen Vertrags-
staates zahlt, werden in dem erstgenannten Staat
steuerlich in gleicher Weise behandelt, wie die in

l'autre Etat contractant à aucune imposition ou
obligation y relative, qui est autre ou plus lourde que
celles auxquelles sont ou pourront être assujetties les
personnes physiques possédant la nationalité de cet
autre Etat qui se trouvent dans la même situation
notamment au regard de la résidence. La présente
disposition s'applique aussi, nonobstant les disposi-
tions de l'article 1, aux personnes physiques qui ne
sont pas des résidents d'un Etat contractant ou des
deux Etats contractants.

2. L'imposition d'un établissement stable qu'une
entreprise d'un Etat contractant a dans l'autre Etat
contractant n'est pas établie dans cet autre Etat
d'une façon moins favorable que l'imposition des
entreprises de cet autre Etat qui exercent la même
activité. La présente disposition ne peut être
interprétée comme obligeant un Etat contractant à
accorder aux résidents de l'autre Etat contractant les
déductions personnelles, abattements et réductions
d'impôt en fonction de la situation ou des charges de
famille qu'il accorde à ses propres résidents.

3. À moins que les dispositions du paragraphe 1
de l'article 9, du paragraphe 5 de l'article 11 ou du
paragraphe 5 de l'article 12 ne soient applicables, les
intérêts, redevances et autres dépenses payés par une
entreprise d'un Etat contractant à un résident de
l'autre Etat contractant sont déductibles, pour la
détermination des bénéfices imposables de cette i
enterprise, dans les mêmes conditions que s'ils '
avaient été payés à un résident du premier Etat. De
même, les dettes d'un entreprise d'un Etat
contractant envers un résident de l'autre Etat
contractant sont déductibles, pour la détermination
de la fortune imposable de cette entreprise, dans les
mêmes conditions que si elles avaient été contractées
envers un résident du premier Etat.

4. Les entreprises d'un Etat contractant, dont le
capital est en totalité ou en partie, directement ou
indirectements, détenu ou contrôlé par un ou
plusieurs résidents de l'autre Etat contractant, ne
sont soumises dans le premier Etat à aucune
imposition ou obligation y relative, qui est autre ou
plus lourde que celles auxquelles sont ou pourront
être assujetties les autres entreprises similaires du
premier Etat.

5. Les cotisations payées par une personne
physique qui est un résident d'un Etat contractant
mais qui était précédemment un résident de l'autre
Etat contractant, dans le cadre d'un régime légal de
sécurité sociale ou d'un régime complémentaire
d'assurance vieillesse ou décès de cet autre Etat sont
traitées fiscalement dans le premier Etat de la même
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diesem erstgenannten Staat zu gleichen Zwecken
geleisteten Zahlungen.

(6) Die vorstehenden Bestimmungen dieses
Artikels gelten ungeachtet des Artikels 2 für Steuern
jeder Art und Bezeichnung.

(7) Vorbehaltlich einer einzelfallbezogenen Ver-
ständigung zwischen den zuständigen Behörden der
Vertragsstaaten gelten die nach dem Recht eines
Vertragsstaates zugunsten dieses Staates, seiner
Gebietskörperschaften oder einer anderen Körper-
schaft des öffentlichen Rechts für andere als
industrielle oder gewerbliche Tätigkeiten vorgese-
henen Steuerbefreiungen und -begünstigungen
unter den entsprechend gleichen Bedingungen auch
zugunsten des anderen Staates, dessen Gebietskör-
perschaften und von Körperschaften des öffentli-
chen Rechts mit gleicher oder entsprechender
Tätigkeit. Dieser Absatz gilt ungeachtet des Arti-
kels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung,
ausgenommen die Steuern auf Erbschaften und
Schenkungen sowie die Abgaben, die als Gegenlei-
stung für erbrachte Dienstleistungen zu entrichten
sind.

Artikel 25

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN
(1) Ist eine Person der Auffassung, daß

Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen
oder führen werden, die diesem Abkommen nicht
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem
innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des
Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern
ihr Fall von Artikel 24 Absatz 1 erfaßt wird, der
zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbrei-
ten, dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muß
innerhalb von drei Jahren nach der .ersten
Mitteilung der Maßnahme unterbreitet werden, die
zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden
Besteuerung führt.

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung
für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage,
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird
sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit
der zuständigen Behörde des anderen Vertrags-
staats so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die
Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen
des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten
durchzuführen.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaa-
ten werden sich bemühen, Schwierigkeiten, die bei
der Auslegung oder Anwendung des Abkommens
entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu
beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber

manière que les cotisations payées aux mêmes fins
dans ce premier Etat.

6. Les dispositions précédentes du présent article
s'appliquent, nonobstant les dispositions de l'arti-
cle 2, aux impôts de toute nature ou dénomination.

7 Sous réserve d'accord cas par cas entre les
autorités compétentes des Etats contractants, les
exonérations d'impôts ou autres avantages fiscaux
prévus par la législation d'un Etat contractant au
profit de cet Etat, de ses collectivités territoriales ou
de leurs personnes morales de droit public dont
l'activité n'a pas un caractère industriel ou
commercial s'appliquent dans les mêmes conditions
respectivement à l'autre Etat, à ses collectivités
territoriales, ou à leurs personnes morales de droit
public dont l'activité est identique ou analogue. Les
dispositions du présent paragraphe s'appliquent,
nonobstant les dispositions de l'article 2, aux impôts
de toute nature ou dénomination à l'exception des
impôts sur les successions et sur les donations et des
taxes dues en contrepartie de services rendus.

Article 25

PROCÉDURE AMIABLE

1. Lorsqu'une personne estime que les mesures
prises par un Etat contractant ou par les deux Etats
contractans entraînent ou entraîneront pour elle une
imposition non conforme aux dispositions de la
présente Convention, elle peut, indépendamment
des recours prévus par le droit interne de ces Etats,
soumettre son cas à l'autorité compétente de l'Etat
contractant dont elle est un résident ou, si con cas
relève du paragraphe 1 de l'article 24, à celle -de
l'Etat contractant dont elle possède la nationalité. Le
cas doit être soumis dans les trois ans qui suivent la
première notification de la mesure qui entraine une
imposition non conforme aux dispositions de la
Convention.

2. L'autorité compétente s'efforce, si la réclama-
tion lui paraît fondée et si elle n'est pas elle-même en
mesure d'y apporter une solution satisfaisante, de
résoudre les cas par voie d'accord amiable avec
l'autorité compétente de l'autre Etat contractant, en
vue d'éviter une imposition non conforme à la
Convention. L'accord est appliqué quels que soient
les délais prévus par le droit interne des Etats
contractants.

3. Les autorités compétentes des Etats contrac-
tants s'efforcent par voie d'accord amiable, de
résoudre les difficultés auxquelles peuvent donner
lieu l'interprétation ou l'application de la Conven-
tion. Elles peuvent aussi se concerter en vue
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beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen
vermieden werden kann, die im Abkommen nicht
behandelt sind.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaa-
ten können zur Herbeiführung einer Einigung im
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar mitein-
ander verkehren. Erscheint ein mündlicher Mei-
nungsaustausch für die Herbeiführung der Einigung
zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungsaus-
tausch in einer Kommission durchgeführt werden,
die aus Vertretern der zuständigen Behörden der
Vertragsstaaten besteht.

Artikel 26

INFORMATIONSAUSTAUSCH
(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaa-

ten tauschen die Informationen aus, die zur
Durchführung dieses Abkommens oder des inner-
staatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend
die unter das Abkommen fallenden Steuern
erforderlich sind, soweit die diesem Recht entspre-
chende Besteuerung nicht dem Abkommen wider-
spricht. Der Informationsaustausch ist durch
Artikel 1 nicht eingeschränkt. Alle Informationen,
die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso
geheimzuhalten wie die auf Grund des innerstaatli-
chen Rechts dieses Staates beschafften Informatio-
nen und dürfen nur den Personen oder Behörden
(einschließlich der Gerichte und der Verwaltungs-
behörden) zugänglich gemacht werden, die mit der
Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung
oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung
von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das
Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. Diese
Personen oder Behörden dürfen die Informationen
nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die
Informationen in einem öffentlichen Gerichtsver-
fahren oder in einer Gerichtsentscheidung offenle-
gen.

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als
verpflichte er einen Vertragsstaat,

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die
von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis
dieses oder des anderen Vertragsstaats
abweichen; s

b) Informationen zu erteilen, die nach den
Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsver-
fahren dieses oder des anderen Vertragsstaats
nicht beschafft werden können;

e) Informationen zu erteilen, die ein Handels-,
Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis.
oder ein Geschäftsverfahren preisgeben wür-
den oder deren Erteilung dem Ordre public
widerspräche.

(3) Der Austausch der Nachrichten soll von Amts
wegen oder im Einzelfall über Ersuchen erfolgen.

d'éliminer la double imposition dans les cas non
prévus par la Convention.

4. Les. autorités compétentes des Etats contrac-
tants peuvent communiquer directement entre elles
en vue de parvenir à un accord comme il est indiqué
aux paragraphes précédents. Si des échanges de vues
oraux semblent devoir faciliter cet accord, ces
échanges de vues peuvent avoir lieu au sein d'une
commission composée de représentants des autorités
compétentes des Etats contractants.

1

Article 26

ÉCHANGE DE RENSEIGNEMENTS
1 Les autorités compétentes des Etats contrac-

tants échangent les renseignements nécessaires pour
appliquer les dispositions de la présente Convention,
ou celles de la législation interne des Etats
contractants relative aux impôts visés par la
Convention dans la mesure où l'imposition qu'elle
prévoit n'est pas contraire à la Convention.
L'échange de renseignements n'est pas restreint par
l'article 1. Les renseignements reçus par un Etat
contractant sont tenus secrets de la même manière
que les renseignements obtenus en application de la
législation interne de cet Etat et ne sont
communiqués qu'aux personnes ou autorités (y
compris les tribunaux "et organes administratifs)
concernées par l'établissement ou le recouvrement
des impôts visés par la Convention, par les
procédures ou poursuites concernant ces impôts, ou
par les décisions sur les recours relatifs à ces impôts.
Ces personnes ou autorités n'utilisent ces renseigne-
ments qu'à ces fins. Elles peuvent faire état de ces
renseignements au cours d'audiences publiques de
tribunaux ou dans des jugements.

2. Les dispositions du paragraphe 1 ne peuvent en
aucun cas être interprétées comme imposant à un
Etat contractant l'obligation:

a) de prendre des mesures administratives
dérogeant à sa législation et à sa pratique
administrative ou à celles de l'autre Etat
contractant;

b) de fournir des renseignements qui ne
pourraient être obtenus sur la base de sa
législation ou dans le cadre de sa pratique
administrative normale ou.de celles de' l'autre
Etat contractant;

e) de fournir des renseignements qui révéleraient
un secret commercial, industriel, profession-
nel ou un procédé commercial ou des
renseignements dont la communication serait
contraire à l'ordre public.

3. L'échange de renseignements a lieu d'office ou
sur demande visant des cas concrets. Les autorités
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Die zuständigen Behörden der beiden Staaten
werden sich über die Festlegung einer Aufstellung
jener Nachrichten verständigen, die von Amts
wegen erteilt werden.

Artikel 27

VOLLSTRECKUNGSRECHTSHILFE
(1) Die beiden Vertragsstaaten unterstützen sich

gegenseitig bei der Abgabeneinhebung nach Maß-
gabe der gesetzlichen und verwaltungsbehördlichen
Vorschriften hinsichtlich der unter dieses Abkom-
men fallenden Steuern sowie hinsichtlich der
Abgabenerhöhungen, der Abgabenzuschläge, der
Säumniszuschläge und hinsichtlich der Zinsen und
Verfahrenskosten in bezug auf diese Steuern.

(2) Auf Antrag des ersuchenden Staates führt der
ersuchte Staat die Vollstreckung der Steueransprü-
che des erstgenannten Staates in Übereinstimmung
mit dem Recht und der Verwaltungspraxis bezüg-
lich der Vollstreckung seiner eigenen Steueransprü-
che durch, soweit das Abkommen nichts anderes
vorsieht.

(3) Der vorstehende Absatz gilt nur für Steueran-
sprüche, die Gegenstand eines im ersuchenden Staat
gültigen Vollstreckungstitels und unangefochten
sind.

(4) Die Amtshilfe bei der Vollstreckung von
Steueransprüchen gegen einen Erblasser oder seinen
Nachlaß ist auf den Wert des Nachlasses oder den
Teil des Vermögens beschränkt, der auf jeden
Nachlaßbegünstigten entfällt,, je nachdem, ob die
Ansprüche aus dem Nachlaß oder gegenüber den
Nachlaßbegünstigten zu befriedigen sind.

(5) Der ersuchte Staat ist nicht verpflichtet, dem
Antrag stattzugeben,

a) wenn der ersuchende Staat im eigenen
Hoheitsgebiet nicht alle Mittel zur Vollstrek-
kung seiner Steueransprüche ausgeschöpft
hat, es sei denn, die Vollstreckung im
ersuchenden Staat würde große Schwierigkei-
ten bereiten, oder

b) wenn und soweit er der Auffassung ist, daß
die Steueransprüche im Widerspruch zu
diesem oder einem anderen Abkommen
stehen, dessen Parteien beide Staaten sind.

(6) Dem Ersuchen um Amtshilfe bei der
Vollstreckung eines Steueranspruchs sind beizufü-
gen:

a) eine Erklärung, daß der Steueranspruch eine
unter das Abkommen fallende Steuer betrifft
und unangefochten ist;

b) eine amtliche Ausfertigung des im ersuchen-
den Staat gültigen Vollstreckungstitels;

compétentes des Etats contractants s'entendent pour
déterminer la liste des renseignements qui sont
fournis d'office.

Article 27

ASSISTANCE AU RECOUVREMENT
1. Les Etats contractans se prêtent mutuellement

assistance et appui en vue de recouvrer, suivant les
règles propres à leur législation ou réglementation
respectives, les impôts visés par la présente
Convention ainsi que les majorations de droits,
droits en sus, indemnités de retard, intérêts et frais
afférents à ces impôts.

2. À la demande de l'Etat requérant, l'Etat requis
procède au recouvrement des créances fiscales du
premier Etat suivant la législation et la pratique
administrative applicables au recouvrement de ses
propres créances fiscales, à moins que la Convention
n'en dispose autrement.

3. Les dispositions du paragraphe précédent ne
s'appliquent qu'aux créances fiscales qui font l'objet
d'un titre permettant d'en poursuivre le recouvre-
ment dans l'Etat requérant et qui ne sont pas
contestées.

4. L'assistance accordée en vue du recouvrement
de créances fiscales concernant une personne
décédée ou sa succession est limitée à la valeur de la
succession ou de la part reçue par chacun des
bénéficiaires de cette succession, suivant que la
créance est à recouvrer sur la succession ou auprès
des bénéficiaires de celle-ci.

5. L'Etat requis n'est pas obligé de donner suite à
la demande:

a) si l'Etat requérant n'a pas épuisé sur son
propre territoire tous les moyens de recouvre-
ment de sa créance fiscale, à moins que le
recouvrement dans l'Etat requérant ne donne
lieu à des difficultés considérables;

b) si et dans la mesure où il estime que la créance
fiscale est incompatible avec les dispositions
de la présente Convention, ou avec celles de
toute autre convention à laquelle les deux
Etats sont parties.

6. La demande d'assistance administrative en vue
du recouvrement d'une créance fiscale est accompa-
gnée:

a) d'une attestation précisant que la créance
fiscale concerne un impôt visé par la
Convention et n'est pas contestée;

b) d'une copie officielle du titre permettant
l'exécution dans l'Etat requérant;
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e) alle anderen für die Vollstreckung erforderli-
chen Schriftstücke und

d) gegebenenfalls eine beglaubigte Ausfertigung
aller damit in Verbindung stehenden Ent-
scheidungen von Verwaltungsbehörden oder
Gerichten.

(7) Auf Antrag des ersuchenden Staates trifft der
ersuchte Staat Sicherungsmaßnahmen, um die
Vollstreckung der Steueransprüche zu gewährlei-
sten, selbst wenn dagegen Einwendungen erhoben
worden sind oder ein Vollstreckungstitel noch nicht
ausgestellt worden ist.

(8) Der im ersuchenden Staat gültige Vollstrek-
kungstitel wird gegebenenfalls gemäß den im
ersuchten Staat geltenden Bestimmungen nach
Eingang des Amtshilfeersuchens so bald wie
möglich entgegengenommen, anerkannt, ergänzt
oder durch einen Vollstreckungstitel des letztge-
nannten Staates ersetzt.

(9) Für Fragen im Zusammenhang mit Verjäh-
rungsfristen- bei Steueransprüchen ist ausschließlich
das Recht des ersuchenden Staates maßgebend. Das
Ersuchen um Amtshilfe bei der Vollstreckung
enthält Angaben über die für die Steueransprüche
geltende Verjährungsfrist.

(10) Vollstreckungsmaßnahmen, die vom ersuch-
ten Staat auf Grund eines Amthilfeersuchens
durchgeführt werden und die nach dem Recht
dieses Staates die Verjährungsfrist hemmen oder
unterbrechen würden, haben nach dem Recht des
ersuchenden Staates dieselbe Wirkung. Der er-
suchte Staat unterrichtet den ersuchenden Staat
über die zu diesem Zweck getroffenen Maßnahmen.

(1 1) Der ersuchte Staat kann einem Zahlungsauf-
schub oder Ratenzahlungen zustimmen, wenn sein
Recht oder seine Verwaltungspraxis dies in
ähnlichen. Fällen zuläßt; er wird hierüber den
ersuchenden Staat unterrichten.

(12) Einwendungen gegen den Bestand oder die
Höhe des Steueranspruches können nur -bei den
zuständigen Behörden des ersuchenden Staates
erhoben werden.

(13) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als
verpflichte er den ersuchten Staat:

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die
von seinen Gesetzen oder von seiner Verwal-
tungspraxis oder von den Gesetzen oder der
Verwaltungspraxis des ersuchenden Staates
abweichen;

b) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die
aus seiner Sicht gegen den Ordre public
verstoßen.

e) de tout autre document exigé pour le
recouvrement;

d) s'il y a lieu, d'une copie certifiée conforme de
toute décision y relative émanant d'un organe
administratif ou d'un tribunal.

7. À la demande de l'Etat requérant, l'Etat requis
prend des mesures conservatoires pour garantir le
recouvrement de la créance fiscale si celle-ci est
contestée ou si le titre exécutoire n'a pas encore été
émis.

8. Le titre permettant l'exécution dans l'Etat
requérant est, s'il y a lieu, et conformément aux
dispositions en vigueur dans l'Etat requis, admis,
homologué, complété ou remplacé dans les plus
brefs délais suivant la date de réception de la
demande d'assistance par un titre permettant
l'exécution dans l'Etat requis.

9. Les questions concernant le délai de prescrip-
tion de la créance fiscale sont régies exclusivement
par la législation de l'Etat requérant. La demande
d'assistance en vue du recouvrement contient" des
renseignements sur le délai de prescription de la
créance fiscale.

10. Les actes de recouvrement accomplis par
l'Etat requis à la suite d'une demande d'assistance et
qui, suivant la législation de cet Etat, auraient pour
effet de suspendre ou d'interrompre le délai de
prescription, ont le même effet au regard de la
législation de l'Etat requérant. L'Etat requis informe
l'Etat requérant des mesures prises à cette fin.

11. L'Etat requis peut consentir un délai de
paiement ou un paiement échelonné, si sa législation
ou sa pratique administrative le permet dans des
circonstances analogues; il en informe l'Etat
requérant.

12. Les contestations touchant l'existence ou le
montant de la créance ne peuvent être portées que
devant la juridiction compétente de l'Etat requérant.

13. Les dispositions du présent article ne peuvent
être interprétées comme imposant à l'Etat requis
l'obligation:

a) de prendre des mesures qui dérogent à sa
législation ou à sa pratique administrative, ou
à la législation ou à la pratique administrative
de l'Etat requérant;

b) de prendre des mesures qu'il estime contraires
à l'ordre public.
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Artikel 28

DIPLOMATEN UND KONSULARBEAMTE

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerli-
chen Vorrechte, die den Diplomaten und Konsular-
beamten nach den allgemeinen Regeln des Völker-
rechts oder auf Grund besonderer Übereinkünfte
zustehen.

(2) Ungeachtet des Artikels 4 gilt bei Anwendung
dieses Abkommens eine natürliche Person, die
Mitglied einer diplomatischen oderjtonsularischen
Vertretung oder einer ständigen Vertretung eines
Vertragsstaates ist, die im anderen Vertragsstaat
oder in einem dritten Staat gelegen ist, als im
Entsendestaat ansässig, wenn sie dort den gleichen
Verpflichtungen bezüglich der Steuer von ihrem
gesamten Einkommen oder vom Vermögen unter-
worfen isj; wie die in diesem Staat ansässigen
Personen.

(3) Dieses Abkommen gilt nicht für internationale
Organisationen, deren Organe oder Beamte und für
Personen, die Mitglieder einer diplomatischen
Mission, einer konsularischen Vertretung oder einer
ständigen Vertretung eines dritten Staates sind und
die sich in einem Vertragsstaat aufhalten und weder
in dem einen noch in dem anderen Vertragsstaat
den gleichen Verpflichtungen bezüglich der Steuer
von ihrem gesamten Einkommen oder Vermögen
unterworfen sind wie die in diesen Staaten
ansässigen Personen.

Artikel 29

DURCHFÜHRUNGSVERFAHREN
(1) Die zuständigen Behörden der beiden Staaten

können gemeinsam oder gesondert das Verfahren
zur Durchführung dieses Abkommens regeln und
hiebei insbesondere die Formerfordernisse festle-
gen, die zur Erlangung der Abkommensvorteile zu
erfüllen sind.

(2) Keine Bestimmung dieses Abkommens ist so
auszulegen, daß sie einen Vertragsstaat daran
hindert, die aus diesem Staat stammenden und einer
im anderen Staat ansässigen Person zufließenden
Einkünfte nach seinem innerstaatlichen Recht dem
Steuerabzug zu unterwerfen. Sieht das Abkommen
eine Ermäßigung oder Befreiung von dieser
Besteuerung vor, so ist der zu hoch erhobene
Steuerbetrag auf Grund, eines Antrages des
Einkünfteempfängers rückzuerstatten.

(3) Um die Steuerbefreiungen oder -ermäßigun-
gen sowie die anderen abkommensgemäßen Steuer-
vorteile in einem Vertragsstaat zu erlangen, müssen
die im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen,
sofern die zuständigen Behörden nichts anderes
vorsehen, eine Ansässigkeitsbescheinigung vorwei-

Article 28

FONCTIONNAIRES DIPLOMATIQUES ET
CONSULAIRES

1. Les dispositions de la présente Convention ne
portent pas atteinte aux privilèges fiscaux dont
bénéficient les agents diplomatiques ou les fonction-
naires consulaires en vertu soit des règles générales
du droit international, soit des dispositions d'ac-
cords particuliers.

2. Nonobstant les dispositions de l'article 4, toute
personne physique, qui est membre d'une mission
diplomatique, d'un poste consulaire ou d'une
délégation permanente d'un Etat contractant situé
dans l'autre Etat contractant ou dans un Etat tiers,
est considérée, aux fins de la Convention, comme un
résident de l'Etat accréditant, à condition qu'elle y
soit soumise aux mêmes obligations, en matière
d'impôts sur l'ensemble de son revenu ou de sa
fortune, que les résidents de cet Etat.

3. La Convention ne s'applique pas aux
organisations internationales, à leurs organes ou à
leurs fonctionnaires, ni aux personnes qui sont
membres d'une mission diplomatique, d'un poste
consulaire ou d'une délégation permanente d'un
Etat tiers, lorsqu'ils se trouvent sur le territoire d'un
Etat contractant et ne sont pas soumis dans l'un ou
l'autre Etat contractant, en matière d'impôts sur
l'ensemble du revenu ou de la fortune, aux mêmes
obligations que les résidents de ces Etats.

Article 29

MODALITÉS D'APPLICATION
1. Les autorités compétentes des Etats contrac-

tants peuvent régler conjointement ou séparément
,les modalités d'application de la présente Conven-
tion, et notamment prescrire les formalités à
accomplir pour bénéficier de la Convention.

2. Aucune disposition de la Convention ne peut
être interprétée comme empêchant un Etat contrac-
tant de soumettre les revenus provenant de cet Etat
et revenant à un résident de l'autre Etat à une
imposition à la source conforme à sa législation
interne. Dans ce cas, lorsque la Convention réduit
ou supprime cette imposition, l'excédent est
remboursé sur demande du bénéficiaire des revenus.

3. Pour obtenir, dans un Etat contractant, les
exonérations ou réductions d'impôt et les autres
avantages fiscaux prévus par la Convention, les
résidents de l'autre Etat contractant doivent, à
moins que les autorités compétentes en disposent
autrement, présenter un formulaire d'attestation de
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sen, in der insbesondere Art und Höhe der
betroffenen Einkünfte oder des betroffenen Vermö-
gens angegeben sind und die eine Bestätigung der
Steuerbehörden des anderen Staates enthalten.

Artikel 30

RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH
(1) Dieses Abkommen findet Anwendung
a) auf die europäischen und überseeischen

Departements der Französischen Republik
einschließlich des Küstenmeeres und darüber
hinausreichender Zonen, in denen die Fran-
zösische Republik in Übereinstimmung mit
dem Völkerrecht Höheitsbefugnisse in bezug
auf das Aufsuchen -und die Ausbeutung der
Bodenschätze des Meeresbodens und des
Meeresuntergrundes sowie der darüberlie-
genden Gewässer besitzt;

b) auf das Gebiet der Republik Österreich.

(2) Dieses Abkommen kann entweder als Ganzes
oder mit den erforderlichen Änderungen auf
Überseegebiete und andere Gebietskörperschaften
der Französischen Republik ausgedehnt werden, in
denen Steuern erhoben werden, die im wesentlichen
den Steuern ähnlich sind, für die das Abkommen
gilt. Eine solche Ausdehnung wird von dem
Zeitpunkt an und mit den Änderungen und
Bedingungen, einschließlich der Bedingung für die
Beendigung wirksam, die zwischen den Vertrags-
staaten durch auf diplomatischem Weg auszutau-
schende Noten oder auf andere, den Verfassungen
dieser Staaten entsprechende Weise vereinbart
werden.

(3) Haben die beiden Vertragsstaaten nichts
anderes vereinbart, so wird mit der Kündigung
durch einen Vertragsstaat nach Artikel 32 die
Anwendung des Abkommens in der in jenem
Artikel vorgesehenen Weise auch für alle Gebiete
und Gebietskörperschaften beendet, auf die das
Abkommen nach diesem Artikel ausgedehnt wor-
den ist.

Artikel 31

INKRAFTTRETEN
(1) Jeder der Vertragsstaaten teilt dem anderen

die Erfüllung der für das Inkrafttreten dieses
Abkommens erforderlichen Maßnahmen mit. Das
Abkommen tritt sodann am ersten Tag des zweiten
Monats in Kraft, der auf den Tag der Entgegen-
nahme der letzten dieser Mitteilungen folgt.

(2) Dieses Abkommen ist erstmals anzuwenden:

a) hinsichtlich der Steuern vom Einkommen auf
Einkünfte, die in dem Kalenderjahr zugeflos-
sen sind, das dem Zeitpunkt des Inkrafttretens

résidence indiquant en particulier la nature et le
montant ou la valeur des revenus ou de la fortune
concernés, et comportant la certification des services
fiscaux de cet autre Etat.

Article 30

CHAMP D'APPLICATION TERRITORIAL
1. La présente Convention s'applique:
a) aux départements européens, et d'outre-mer

de la République française y compris la mer
territoriale et au-delà de celle-ci aux zones sur
lesquelles, en conformité avec le droit
international, la République française a des
droits souverains aux fins de l'exploration et
de l'exploitation des ressources naturelles des
fonds marins et de leur sous-sol, et des eaux
surjacentes;

b) au territoire de la République d'Autriche.

2. La Convention peut être étendue, telle quelle
ou avec les modifications nécessaires, aux territoires
d'outre-mer et autres collectivités territoriales de la
République française, qui perçoivent des impôts de
caractère analogue à ceux auxquels s'applique la
Convention. Une telle extension prend effet à partir
de la date, avec les modifications et dans les
conditions, y compris les conditions relatives à la
cessation d'application, qui sont fixées d'un
commun accord entre les Etats contractants par
échange de notes diplomatiques ou selon toute autre
procédure, en conformité avec leurs dispositions
constitutionnelles.

3. À moins que les deux Etats contractants n'en
soient convenus autrement, la dénonciation de la
Convention par l'un d'eux en vertu de l'article 32,
mettra aussi fin, dans les conditions prévues à cet
article, à l'application de la Convention à tout
territoire et collectivité territoriale auxquels elle a
été étendue conformément au présent article.

Article 31

ENTRÉE EN VIGUEUR
1. Chacun des Etats contractants notifiera à

l'autre l'accomplissement des procédures requises en
ce qui le concerne pour la mise en vigueur de la
présente Convention. Celle-ci entrera en vigueur le
premier jour du deuxième mois suivant le jour de
réception de la dernière de ces notifications.

2. Les dispositions de la Convention s'applique-
ront pour la première fois:

a) en ce qui concerne les impôts sur le revenu,
aux revenus réalisés pendant l'année civile
suivant la date d'entrée en vigueur de la
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dieses Abkommens folgt oder die einem
Wirtschaftsjahr zuzurechnen sind, das in
diesem Kalenderjahr begonnen hat;

b) hinsichtlich der anderen Steuern für Steuerer-
hebungen, deren zugrundeliegender Steuer-
tatbestand ab dem 1. Jänner des Kalenderjah-
res verwirklicht worden ist, das dem Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Abkommens
folgt.

(3) Das am 8. Oktober 1959 *) in Wien unter-
zeichnete und durch die Protokolle vom 30. Oktober
1970 **) und vom 26. Februar 1986 ***) geänderte
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
der Französischen Republik zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung sowie über gegenseitige Hilfe-
leistung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen
und vom Vermögen sowie der Erbschaftssteuern ist
auf Einkünfte und Vermögen nicht mehr anzuwen-
den, für die die entsprechenden Bestimmungen dieses
Abkommens gelten.

Artikel 32

KÜNDIGUNG
(1) Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte

'Zeit in Kraft. Jedoch kann es jeder Vertragsstaat auf
diplomatischem Weg unter Wahrung einer minde-
stens sechsmonatigen Kündigungsfrist zum Ende
eines Kalenderjahres kündigen.

(2) In diesem Fall ist das Abkommen letztmalig
anzuwenden:

a) hinsichtlich der Steuern vom Einkommen auf
Einkünfte, die in dem Kalenderjahr zugeflos-
sen sind, auf dessen Ende die Kündigung
erfolgt ist, oder die einem Wirtschaftsjahr
zuzurechnen sind, das in diesem Jahr geendet
hat;

b) hinsichtlich der anderen Steuern für Steuerer-
hebungen, deren zugrundeliegender Steuer-
tatbestand in dem Kalenderjahr verwirklicht
worden ist, auf dessen Ende die Kündigung
erfolgt ist.

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu
gehörig Bevollmächtigten dieses Abkommen unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 26. März 1993, in
zwei Urschriften, jede in deutscher und französi-
scher Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.

Für die Republik Österreich:
Dr. Wolfgang Nolz

Für die Französische Republik:
André Lewin

Convention ou afférents à l'exercice compta-
ble ouvert au cours de cette année civile;

b) en ce qui concerne les autres impôts, aux
impositions dont le fait générateur intervien-
dra à compter du 1" janvier suivant la date
d'entrée en vigueur de la Convention.

3. La Convention entre la République française et
la République d'Autriche en vue d'éviter les doubles
impositions et de prévoir une assistance réciproque
dans le domaine des impôts sur le revenu et sur la
fortune ainsi que dans celui des impôts sur les
successions signée à Vienne le 8 octobre 1959 et
modifiée par les Avenants des 30 octobre 1970 et
26 février 1986, cessera de s'appliquer aux revenus
et à la fortune auxquels les dispositions correspon-
dantes de la présente Convention s'appliqueront.

Article 3 2

DÉNONCIATION
1. La présente Convention demeurera en vigueur

sans limitation de durée. Toutefois, chacun des Etats
contractants pourra, moyennant un préavis mini-
mum de six mois notifié par la voie diplomatique, la
dénoncer pour la fin d'une année civile.

2. Dans ce cas, les dispositions de la Convention
s'appliqueront pour la dernière fois:

a) en ce qui concerne les impôts sur le revenu,
aux revenus réalisés pendant l'année civile
pour la fin de laquelle la dénonciation aura été
notifiée ou afférents à l'exercice comptable
clos au cours de cette année;

b) en ce qui concerne les autres impôts, aux
impositions dont le fait générateur intervien-
dra au cours de l'année civile pour la fin de
laquelle la dénonciation aura été notifiée.

EN FOI DE QUOI les soussignés, dûment
autorisés à cet effet, ont signé la présente
Convention et y ont apposé leur sceau.

FAIT en double exemplaire, à Vienne le 26 mars
1993 en langues française et allemande, les deux
textes faisant également foi.

Pour la République d'Autriche:
Dr. Wolfgang Nolz

Pour la République française:
André Lewin .

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 246/1961
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 147/1972

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 588/1988

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8 

 

Amen
de

d b
y F

ed
era

l L
aw

 G
az

ett
e I

II N
o. 

93
/20

18



4929190. Stück — Ausgegeben am 5. August 1994 — Nr. 613

P r o t o k o l l
zum Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Französischen Republik zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur
Verhinderung der Steuerumgehung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom

Vermögen

Anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens
zwischen der Republik Österreich und der Franzö-
sischen Republik zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung und zur Verhinderung der Steuerumge-
hung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen
und vom Vermögen haben die Bevollmächtigten der
beiden Staaten das Einvernehmen über folgende
Bestimmungen hergestellt, die einen Bestandteil des
Abkommens bilden.

1 In bezug auf Artikel 4 Absatz 1 besteht
Einvernehmen, daß der Ausdruck „eine in einem
Vertragsstaat ansässige Person" umfaßt:

a) diesen Staat, seine Gebietskörperschaften und
seine juristischen Personen des öffentlichen
Rechts;

b) Pensions- und Versorgungskassen sowie
Pensionsfonds, die für steuerliche Belange
nach dem Recht dieses Staates anerkannt
sind;

e) Personengesellschaften und andere Personen-
vereinigungen, die nach französischem Recht
einem Besteuerungsverfahren wie Personen-
gesellschaften unterzogen werden, die ihren
Sitz in Frankreich haben und nicht zur
Körperschaftsteuer herangezogen werden.

2. In bezug auf Artikel 8 besteht Einvernehmen,
daß ein Unternehmen, das Seeschiffe oder Luftfahr-
zeuge im internationalen Verkehr betreibt und
dessen Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung sich
in Österreich befindet, in Frankreich von Amts
wegen von der Berufesteuer hinsichtlich dieses
Betriebes entlastet wird. Ein Unternehmen, das
Seeschiffe oder Luftfahrzeuge im internationalen
Verkehr betreibt und dessen Ort der tatsächlichen
Geschäftsleitung sich in Frankreich befindet, wird
reziprok in Österreich von der Gewerbesteuer
einschließlich der Lohnsummensteuer entlastet.

3. In bezug auf Artikel 10 dürfen die unter
Absatz 2 lit.b fallenden Dividenden, solange Öster-
reich nicht Mitglied der Europäischen Gemein-
schaft ist, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in
dem die die Gewinne auszahlende Gesellschaft
ansässig ist; die Steuer darf aber, wenn der
Empfänger der Dividenden der Nutzungsberech-
tigte ist, 5 vom Hundert des Bruttobetrags der
Dividenden nicht übersteigen.

4. In bezug auf Artikel 10 Absatz 5 besteht
Einvernehmen, daß der Ausdruck „Dividenden"
auch Einkünfte umfaßt, die nach dem Steuerrecht
des Vertragsstaates, in dem die ausschüttende

Pro toco le
à la Convention entre la République d'Autriche
et la République française en vue d'éviter les
doubles impositions et de prévenir l'évasion
fiscale en matière d'impôts sur le revenu et sur

la fortune

Au moment de procéder à la signature de la
Convention entre la République d'Autriche et. la
République française en vue d'éviter les doubles
impositions et de prévenir l'évasion fiscale en
matière d'impôts sur le revenu et sur la fortune, les
plénipotentiaires des deux Etats contractants sont
convenus des dispositions suivantes qui font partie
intégrante de la Convention.

1. En ce qui concerne le paragraphe 1 de
l'article 4, il est entendu que l'expression « résident
d'un Etat contractant» comprend.

a) cet Etat, ses collectivités territoriales et leurs
personnes morales de droit public;

b) les caisses de retraite et de prévoyance et les
fonds de pension constitués dans cet Etat et
reconnus à de fins fiscales par la législation de
cet Etat;

e) les sociétés de personnes et autres groupe-
ments de personnes soumis par la législation
française à un régime fiscal analogue à celui
des sociétés de personnes, qui ont leur siège en
France et n'y sont pas assujettis à l'impôt sur
les sociétés.

2. En ce qui concerne l'article 8, il est entendu
qu'une entreprise dont le siège de direction effective
est situé en Autriche et qui exploite des navires ou
aéronefs en trafic international est dégrevée d'office
de la taxe professionnelle en France à raison de cette
exploitation. Réciproquement, une entreprise qui a
son siège de direction effective en France et
exploite des navires ou aéronefs en trafic internatio-
nal est exonérée en Autriche de l'impôt sur les
exploitations y compris la fraction de cet impôt
portant sur les salaires (die Gewerbesteuer ein-
schließlich der Lohnsummensteuer) à raison de cette
exploitation.

3. En ce qui concerne l'article 10, tant que
l'Autriche n'est pas membre de la Communauté
Économique Européenne, les dividendes visés au b)
du paragraphe 2 sont imposables dans l'Etat
contractant dont la société distributrice est un
résident, mais si la personne qui reçoit les dividendes
en est le bénéficiaire effectif, l'impôt ainsi établi ne
peut excéder 5 pour cent du montant brut des
dividendes.

4. En ce qui concerne le paragraphe 5 de l'article
10, il est entendu que le terme «dividendes»
comprend aussi les revenus soumis au régime des
distributions par la législation fiscale de l'Etat
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Gesellschaft ansässig ist, den für Ausschüttungen
geltenden Regeln unterworfen werden, daß er aber
nicht die unter Artikel 16 fallenden Einkünfte
umfaßt.

5. In bezug auf Artikel 10 und 11 darf eine
Investmentgesellschaft oder ein Investmentfonds,
der in einem Vertragsstaat errichtet ist, wo er keiner
in Artikel 2 Absatz 3 lit. a i) oder ii) oder lit. b i)
oder ii) genannten Steuer unterliegt, und der aus
dem anderen Vertragsstaat stammende Dividenden
oder Zinsen bezieht, die im Abkommen vorgesehe-
nen Steuerermäßigungen, Steuerbefreiungen und
anderen Vorteile für jenen Teil dieser Einkünfte
global in Anspruch nehmen, die den Gesellschafts-
oder Fondsrechten entsprechen, die die im erstge-
nannten Staat ansässigen Personen halten und die
hinsichtlich dieser Personen besteuert werden.

6. In bezug auf Artikel 19 besteht Einvernehmen,

a) daß die Bestimmungen des Absatzes 1 auch
auf Vergütungen Anwendung finden, die dem
Personal der österreichischen Handelsdelega-
tionen in Frankreich zufließen;

b) daß über Antrag des Steuerpflichtigen und
vorbehaltlich eines Verständigungsverfahrens
zwischen den zuständigen Behörden die
Bestimmungen des Absatzes 1 auf Steuer-
jahre, die vor dem Wirksamwerden des
Abkommens liegen und hinsichtlich derer
noch keine Verjährung eingetreten ist, ange-
wendet werden.

7 In bezug auf Artikel 23 Absatz 1 besteht
Einvernehmen, daß der Ausdruck „Betrag der
französischen Steuer, der auf diese Einkünfte
entfällt" bedeutet:

a) wenn die auf diese Einkünfte entfallende
Steuer auf der Grundlage eines Proportional-
steuersatzes ermittelt wird, den Betrag, der
sich aus. der Anwendung des jeweiligen
Steuersatzes auf die Reineinkünfte ergibt;

b) wenn die auf diese Einkünfte entfallende
Steuer auf der Grundlage eines progressiven
Steuertarifes ermittelt wird, den Betrag, der
sich ergibt, wenn auf die Reineinkünfte jener
Steuersatz angewendet wird, der dem Ver-
hältnis zwischen der auf das nach französi-
schem Recht ermittelte steuerpflichtige Ge-
samteinkommen entfallenden Steuer und
diesem Einkommen entspricht.

Diese Auslegung gilt sinngemäß für den Aus-
druck „Betrag der französischen Steuer, der auf
dieses Vermögen entfällt"

8. Frankreich ist durch das Abkommen nicht
daran gehindert, die Bestimmungen des Artikels 212
des Code Général des Impôts oder andere ähnliche,
diese ändernde oder ersetzende Bestimmungen
anzuwenden.

9. Jeder Vertragsstaat kann an Personen, die sich
auf dem Gebiet des anderen Vertragsstaates

contractant dont la société distributrice est un
résident, mais n'inclut pas les revenus visés à
l'article 16.

5. En ce qui concerne les articles 10 et 11, une
société ou fonds d'investissement constitué dans un
Etat contractant où il n'est pas assujetti à un impôt
visé aux a) i) ou ii) ou b) i) ou ii) du paragraphe 3 de
l'article 2, et qui reçoit des dividendes ou des intérêts
qui ont leur source dans l'autre Etat contractant
peut demander globalement le bénéfice des
réductions, exonérations d'impôt ou autres avan-
tages prévus par la Convention pour la fraction de
ces revenus qui correspond aux droits détenus dans
la société ou le fonds par des résidents du premier
Etat et qui est imposable au nom de ces résidents.

6. En ce qui concerne l'article 19, il est entendu
que:

a) les dispositions du paragraphe 1 s'appliquent
également aux rémunérations allouées au
personnel des délégations commerciales d'Au-
triche en France;

b) à la demande du contribuable, et sous réserve
d'un accord entre les autorités compétentes,
les dispositions du paragraphe 1 peuvent
s'appliquer au titre des années d'imposition
non prescrites précédant la date de prise d'effet
de la Convention.

7 En ce qui concerne le paragraphe 1 de
l'article 23, il est entendu que l'expression «montant
de l'impôt français correspondant à ces revenus»
désigne:

a) lorsque l'impôt dû à raison de ces revenus est
calculé par application d'un taux proportion-
nel, le produit du montant des revenus nets
considérés par le taux qui leur est effective-
ment appliqué;

b) lorsque l'impôt dû à raison de ces revenus est
calculé par application d'un barème progres-
sif, le produit du montant des revenus nets
considérés par le taux résultant du rapport
entre l'impôt effectivement dû à raison du
revenu net global imposable selon la législa-
tion française et le montant de ce revenu net
global.

Cette interprétation s'applique par analogie à
l'expression « montant de l'impôt français corres-
pondant à cette fortune».

8. Les dispositions de la Convention n'empêchent
pas la France d'appliquer les dispositions de
l'article 212 du code général des impôts ou d'autres
dispositions similaires qui amenderaient ou rempla-
ceraient celles de cet article.

9 Chaque Etat contractant peut faire procéder
directement par voie postale à la notification d'un
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aufhalten, die Zustellung von Schriftstücken unmit-
telbar auf dem Postweg veranlassen.

10. Jeder Vertragsstaat behält das Recht, die
Einkünfte der bei ihm ansässigen Personen nach
seinem Recht zu besteuern, wenn die Besteuerung
dem anderen Vertragsstaat zugeteilt ist, die
Einkünfte aber in diesem Staat nicht in die
Besteuerungsgrundlage einbezogen werden und
eine solche doppelte Entlastung auf eine unter-
schiedliche Einkünftequalifikation zurückzuführen
ist.

GESCHEHEN zu Wien, am 26. März 1993, in
zweifacher Ausfertigung, in deutscher und französi-
scher Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.

Für die Republik Österreich:
Dr. Wolfgang Nolz

Für die Französische Republik:
Andre Lewin

document à une personne se trouvant sur le
territoire de l'autre Etat contractant.

10. Chacun des Etats contractants conserve le
droit d'imposer conformément à sa législation les
revenus de ses résidents, dont l'imposition est
attribuée à l'autre Etat contractant, mais qui ne sont
pas pris en compte pour l'assiette de l'impôt dans cet
Etat, dans les cas où cette double exonération
résulte d'une qualification divergente des revenus
concernés.

FAIT en double exemplaire, à Vienne le 26 mars
1993 en langues française et allemande, les deux
textes faisant également foi.

Pour la République d'Autriche:
Dr. Wolfgang Nolz

Pour la République française:
André Lewin

Die Mitteilungen gemäß Art. 31 Abs. l des Abkommens erfolgten am 14. April bzw 5. Juli 1994;
das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 31 Abs. l mit 1. September 1994 in Kraft.

Vranitzky

614.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER FRANZÖSISCHEN
REPUBLIK ZUR VERMEIDUNG DER
DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR
VERHINDERUNG DER STEUERVER-
KÜRZUNG AUF DEM GEBIETE DER
ERBSCHAFTS- UND SCHENKUNGS-

STEUERN
Der Bundespräsident der Republik Österreich

und der Präsident der Französischen Republik sind,
von dem Wunsche geleitet, auf dem Gebiete der
Erbschafts- und Schenkungssteuern die Doppelbe-
steuerung zu vermeiden und die Steuerumgehung
zu verhindern, übereingekommen, ein Abkommen
abzuschließen. Zu diesem Zweck haben zu ihren
Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Sektionschef Dr. Wolfgang Nolz
im Bundesministerium für Finanzen.

Der Präsident der Französischen Republik:

S. E. Herrn André Lewin
außerordentlicher und bevollmächtigter Bot-
schafter.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer
in guter und gehöriger Form befundenen Vollmach-
ten folgendes vereinbart:

C O N V E N T I O N
ENTRE LA RÉPUBLIQUE D'AUTRICHE
ET LA RÉPUBLIQUE FRANÇAISE EN
VUE D'ÉVITER LES DOUBLES IMPOSI-
TIONS ET DE PRÉVENIR L'ÉVASION
FISCALE EN MATIÈRE D'IMPÔTS SUR
LES SUCCESSIONS ET SUR LES DONA-

TIONS

Le Président fédéral de la République d'Autriche,
et le Président de la République française, désirant
éviter les doubles impositions et l'évasion fiscale
dans le domaine des impôts sur les successions et sur
les donations, ont décidé de conclure une
Convention et ont nommé à cet effet comme
plénipotentiaires:

Le Président fédéral de la République d'Autriche:

M. Wolfgang Nolz,
Chef de section au Ministère Fédéral des Finances
Le Président de la République française :

M. André Lewin,
Ambassadeur de la République Française en
Autriche

Lesquels, après avoir échangé leurs pleins
pouvoirs et les avoir reconnus en bonne et due
forme, sont convenus des dispositions -suivantes:

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8 

 

Amen
de

d b
y F

ed
era

l L
aw

 G
az

ett
e I

II N
o. 

93
/20

18



4932 190. Stück — Ausgegeben am 5. August 1994 — Nr. 614

Artikel 1

Unter das Abkommen fallende Nachlässe,
Erbschaften und Schenkungen

Dieses Abkommen gilt für
a) Nachlässe und Erbschaften, wenn der Erblas-

ser im Zeitpunkt seines Todes einen Wohnsitz
in einem Vertragstaat oder in beiden Vertrag-
staaten hatte, und

b) Schenkungen, wenn der Schenker im Zeit-
punkt der Schenkung einen Wohnsitz in
einem Vertragstaat oder in beiden Vertrag-
staaten hatte.

Artikel 2
Unter das Abkommen fallende Steuern

(1) Dieses Abkommen gilt:
a) in der Französischen Republik: für Abgaben"

auf unentgeltliche Vermögensübergänge
(droits de mutation à titre gratuit);

b) in der Republik Österreich: für die Erb-
schafts- und Schenkungssteuer.

(2) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder im wesentlichen ähnlicher Art, die
nach der Unterzeichnung des Abkommens neben
den bestehenden Steuern oder an deren Stelle
erhoben werden. Die zuständigen Behörden der
Vertragstaaten teilen einander die in ihren Steuer-
gesetzen eingetretenen wesentlichen Änderungen
mit.

Artikels

Allgemeine Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Abkommens,, wenn der
Zusammenhang nichts anderes erfordert,

a) umfaßt der Ausdruck „Vermögen, das Teil
des Nachlasses oder einer Schenkung einer
Person mit Wohnsitz in einem Vertragstaat
ist" alle Vermögenswerte, deren Übergang
oder Übertragung nach dem Recht eines
Vertragstaats einer Steuer unterliegt, für die
das Abkommen gilt;

b) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde"
i) in der Französischen Republik: den

Budgetminister oder sein bevollmächtigter
Vertreter;

ii) in der Republik Österreich: den Bundes-
minister für Finanzen oder sein bevoll-
mächtigter Vertreter.

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch
einen Vertragstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht
definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach
dem Recht dieses Staates über die Steuern
zukommt, für die das Abkommen gilt. Der
Ausdruck „Recht dieses Staates" bezieht sich im
allgemeinen auf das bei der Abkommensanwendung
den anderen Rechtszweigen dieses Staates vorge-
hende Steuerrecht.

Article 1
Successions et donations visées

La présente Conventions s'applique:
a) aux successions des personnes domiciliées au

moment de leur décès dans un Etat
contractant ou dans les deux Etats contrac-
tants; et

b) aux donations faites par des personnes
domiciliées au moment de la donation dans un
Etat contractant ou dans les deux Etats
contractants.

Article 2

Impôts visés
1. La présente Conventions s'applique:
a) en ce qui concerne la République française:

aux droits de mutation à titre gratuit;
b) en ce qui concerne la République d'Autriche:

à l'impôt sur les successions et donations
(Erbschafts- und Schenkungssteuer).

2. La Convention s'applique aussi aux impôts de
nature identique ou analogue qui seraient établis
après la date de signature de la Convention et qui
s'ajouteraient aux impôts actuels ou qui les
remplaceraient. Les autorités compétentes des Etats
contractants se communiquent les modifications
importantes apportées à leurs législations fiscales
respectives.

Article 3

Définitions générales

1. Au sens de la présente Convention, à moins que
le contexte n'exige une interprétation différente;

a) l'expression «biens qui font partie de la
succession ou d'une donation d'une personne
domiciliée dans un Etat contractant» com-
prend tout bien dont la dévolution ou la
mutation est, en vertu de la législation d'un
Etat contractant, soumise à un impôt visé par
la Convention;

b) l'expression « autorité compétente » désigne :
i) dans le cas de la République française, le

Ministre chargé du Budget ou son
représentant autorisé;

ii) dans le cas de la République d'Autriche, le
Ministre fédéral des Finances ou son
représentant autorisé.

2. Pour l'application de la Convention par un Etat
contractant tout terme ou expression qui n'y est pas
défini a le sens que lui attribue le droit de cet Etat
concernant les impôts auxquels s'applique la
Convention, à moins que le contexte n'exige une
interprétation différente. L'expression «droit de cet
Etat» désigne en priorité le droit fiscal, qui prévaut,
pour l'application de la Convention, sur les autres
branches du droit de cet Etat.
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Artikel 4
Steuerlicher Wohnsitz

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „eine Person mit Wohnsitz in einem
Vertragstaat" eine Person, deren Nachlaß oder
Schenkung nach dem Recht dieses Staates dort auf
Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen Aufent-
halts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines
anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist. Der
Ausdruck umfaßt jedoch nicht eine Person, deren
Nachlaß oder Schenkung in diesem Staat nur mit in
diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig
ist.

(2) Hat nach Absatz 1 eine natürliche Person in
beiden Vertragstaaten einen Wohnsitz, so gilt
folgendes:

a) Der Wohnsitz der natürlichen Person gilt als
in dem Staat gelegen, in dem sie über eine
ständige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in
beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte,
so gilt ihr Wohnsitz als in dem Staat gelegen,
zu dem sie die engeren persönlichen un'd
wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittel-
punkt der Lebensinteressen) ;

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem
Staat die Person den Mittelpunkt ihrer
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in
keinem der Staaten über eine ständige
Wohnstätte, so gilt ihr Wohnsitz als in dem
Staat gelegen, in dem sie ihren gewöhnlichen
Aufenthalt hat;

e) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt
in beiden Staaten oder in keinem der Staaten,
so gilt ihr Wohnsitz als in dem Staat gelegen,
dessen Staatsangehöriger sie ist;

d) ist die Person Staatsangehöriger beider
Staaten oder keines der Staaten, so werden
sich die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten bemühen, die Frage in gegenseitigem
Einvernehmen zu regeln.

(3) Hat nach Absatz 1 eine andere als eine
natürliche Person in beiden Vertragstaaten ihren
Wohnsitz, so gilt ihr Wohnsitz als in dem Staat
gelegen, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen
Geschäftsleitung befindet.

Artikels
Unbewegliches Vermögen

(1) Unbewegliches Vermögen, das Teil des
Nachlasses oder einer Schenkung einer Person mit
Wohnsitz in einem Vertragstaat ist und das im
anderen Vertragstaat liegt, darf im anderen Staat
besteuert werden.

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des
Vertragstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt;
pfandrechtlich oder anders auf unbeweglichem
Vermögen gesicherte Forderungen gelten nicht als
unbewegliches Vermögen. Der Ausdruck umfaßt in

Article 4
Domicile fiscal

1 . Au sens de la présente Convention, l'expression
«personne domiciliée dans un Etat contractant»
désigne toute personne dont la succession ou la
donation est, en vertu de la législation de cet Etat,
soumise à l'impôt dans cet Etat en raison de son
domicile, de sa résidence, de son siège de direction
ou de tout autre critère de nature analogue.
Toutefois, cette expression ne comprend pas les
personnes dont la succession ou la donation n'est
soumise à l'impôt dans cet Etat que pour les biens
qui y sont situés.

2. Lorsque, selon les dispositions du paragraphe 1,
une personne physique est domiciliée dans les deux
Etats contractants, sa situation est réglée de la
manière suivante:

a) cette personne est considérée comme domici-
liée dans l'Etat où elle dispose d'un foyer
d'habitation permanent; si elle dispose d'un
foyer d'habitation permanent dans les deux
Etats, elle est considérée comme domiciliée
dans l'Etat avec lequel ses liens personnels et
économiques sont les plus étroits (centre des
intérêts vitaux) ;

b) si l'Etat où cette personne a le centre de ses
intérêts vitaux ne peut pas être déterminé, ou
si elle ne dispose d'un foyer d'habitation
permanent dans aucun des Etats, elle est
considérée comme domiciliée dans l'Etat où
elle séjourne de façon habituelle;

e) si cette personne séjourne de façon habituelle
dans les deux Etats ou si elle ne séjourne de
façon habituelle dans aucun d'eux, elle est
considérée comme domiciliée dans l'Etat dont
elle possède la nationalité;

d) si cette personne possède la nationalité des
deux Etats ou si elle ne possède la nationalité
d'aucun d'eux, les autorités compétentes des
Etats contractants s'efforcent de trancher la
question d'un commun accord.

3. Lorsque, selon les dispositions du paragraphe 1,
une personne autre qu'une personne physique est
domiciliée dans les deux Etats contractants, elle est
considérée comme domiciliée dans l'Etat où son
siège de direction effective est situé.

Article 5
Biens immobiliers

1. Les biens immobiliers qui font partie de la
succession ou d'une donation d'une personne
domiciliée dans un Etat contractant et sont situés
dans l'autre Etat contractant sont imposables dans
cet autre Etat.

2. L'expression «biens immobiliers» a le sens que
lui attribue le droit de l'Etat contractant où les biens
considérés sont situés étant entendu, toutefois, que
les créances garanties par hypothèque ou autrement
sur un immeuble ne sont pas considérées comme des
biens immobiliers. L'expression comprend en tous
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jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen
Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und
forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für die die
Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke
gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermö-
gen sowie Rechte auf veränderliche oder feste
Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf
Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und
anderen Bodenschätzen; Seeschiffe, Schiffe und
Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches
Vermögen.

(3) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
umfaßt auch Aktien, Anteile oder andere Rechte an
einer Gesellschaft oder einer anderen juristischen
Person, deren unmittelbar oder unter Zwischen-
schaltung einer oder mehrerer Gesellschaften oder
anderer juristischer Personen gehaltenes Aktivver-
mögen hauptsächlich aus in Frankreich gelegenem
unbeweglichem Vermögen oder diesbezüglichen
Rechten besteht. Diese Aktien, Anteile oder anderen
Rechte gelten als in Frankreich gelegen. Bei
Anwendung dieser Bestimmung bleibt unbewegli-
ches Vermögen dieser juristischen Person außer
Betracht, das der industriellen, gewerblichen,
landwirtschaftlichen oder einer anderen betriebli-
chen Eigennutzung dient.

(4) Absatz 1 gilt auch für unbewegliches Vermö-
gen eines Unternehmens und für unbewegliches
Vermögen, das der Ausübung eines freien Berufs
oder einer sonstigen selbständigen Tätigkeit dient.

Artikel 6

Bewegliches Vermögen einer Betriebstätte oder
einer festen Einrichtung

(1) Bewegliches Vermögen eines Unternehmens,
das Teil des Nachlasses oder einer Schenkung einer
Person mit Wohnsitz in einem Vertragstaat ist und
das Betriebsvermögen einer im anderen Vertrag-
staat gelegenen Betriebstätte darstellt, darf im
anderen Staat besteuert werden.

(2) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „Betriebstätte" eine feste Geschäftsein-
richtung, durch die die Tätigkeit eines Unterneh-
mens ganz oder teilweise ausgeübt wird.

(3) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt insbe-
sondere:

a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
e) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte und
f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen,

einen Steinbruch oder eine andere Stätte der
Ausbeutung von Bodenschätzen.

(4) Eine Bauausführung oder Montage ist nur
dann eine Betriebstätte, ,wenn ihre Dauer zwölf
Monate überschreitet.

cas les accessoires, le cheptel mort ou vif des
exploitations agricoles et forestières, les droits
auxquels s'appliquent les dispositions du droit privé
concernant la propriété foncière, l'usufruit des biens
immobiliers et les droits à des paiements variables ou
fixes pour l'exploitation ou la concession de
l'exploitation de gisements minéraux, sources et
autres ressources naturelles; les navires, bateaux et
aéronefs ne sont pas considérés comme des biens
immobiliers.

3. L'expression «biens immobiliers» comprend
aussi les actions, parts ou autres droits dans une
société ou personne morale dont l'actif est
principalement constitué, directement ou par
l'interposition d'une ou plusieurs autres sociétés ou
personnes morales, d'immeubles situés en France ou
de droits portant sur de tels biens. Ces actions, parts
ou autres droits sont réputés situés en France. Pour
l'application des dispositions du présent paragraphe,
ne sont pas pris en considération les biens
immobiliers affectés par cette société ou personne
morale à sa propre exploitation industrielle
commerciale, agricole ou à l'exercice d'une
profession non commerciale.

4. Les dispositions du paragraphe 1 s'appliquent
également aux biens immobiliers d'une entreprise et
aux biens immobiliers servant à l'exercice d'une
profession libérale ou d'autres acitivités de caractère
indépendant.

Article 6

Biens mobiliers appartenant a un établissement
stable ou à une base fixe

1. Les biens mobiliers d'une entreprise qui fait
partie de la succession ou d'une donation d'une
personne domiciliée dans un Etat contractant, qui
appartiennent à un établissement stable situé dans
l'autre Etat contractant sont imposables dans cet
autre Etat.

2. Au sens de la présente Convention, l'expression
« établissement stable » désigne une installation fixe
d'affaires par l'intermédiaire de laquelle une
entreprise exerce tout ou partie de son activité.

3. L'expression «établissement stable» comprend
notamment:

a) un siège de direction,
b) une succursale,
e) un bureau,
d) une usine,
e) un atelier et
f) une mine, un puits de pétrole ou de gaz, une

carrière ou tout autre lieu d'extraction de
ressources naturelles.

4. Un chantier de construction ou de montage ne
constitue un établissement stable que si sa durée
dépasse douze mois.
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(5) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten.

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur La-
gerung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens
benutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des
Unternehmens, die ausschließlich zur La-
gerung, Ausstellung oder Auslieferung unter-
halten werden;

e) Bestände von Gütern oder Waren des
Unternehmens, die ausschließlich zu dem
Zweck unterhalten werden, durch ein anderes
Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu
werden;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen Güter oder Waren
einzukaufen oder Informationen zu beschaf-
fen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen andere Tätigkeiten
auszuüben, die vorbereitender Art sind oder
eine Hilfstätigkeit darstellen;

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
mehrere der unter den Buchstaben a bis e
genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausge-
setzt, daß die sich daraus ergebende Gesamt-
tätigkeit der festen Geschäftseinrichtung
vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit
darstellt.

(6) Bewegliches Vermögen, das Teil des Nachlas-
ses oder einer Schenkung einer Person mit
Wohnsitz in einem Vertragstaat ist und der
Ausübung eines freien Berufes oder einer sonstigen
selbständigen Tätigkeit dient und das zu einer im
anderen Vertragstaat gelegenen festen Einrichtung
gehört, darf im anderen Staat besteuert werden.

Artikel 7

Bewegliches körperliches Vermögen

(1) Bewegliches körperliches Vermögen, das Teil
des Nachlasses oder einer Schenkung einer Person
mit Wohnsitz in einem Vertragstaat ist, das in
Artikel 6 nicht behandelt wurde und in dem anderen
Vertragstaat belegen ist, darf in dem anderen
Vertragstaat besteuert werden.

(2) Ungeachtet der Bestimmungen des Absatzes 1
dürfen Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im
internationalen Verkehr betrieben werden, sowie
diesem Betrieb dienendes bewegliches Vermögen in
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der
Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unter-
nehmens befindet.

5. Nonobstant les dispositions précédentes du
présent article, on considère qu'il n'y a pas
«établissement stable» si:

a) il est fait usage d'installations aux seules fins
de stockage, d'exposition ou de livraison de
marchandises appartenant à l'entreprise;

b) des marchandises appartenant à l'entreprise
sont entreposées aux seules fins de stockage,
d'exposition ou de livraison;

e) des marchandises appartenant à l'entreprise
sont entreposées aux seules 'fins de transfor-
mation par une autre entreprise;

d) une installation fixe d'affaires est utilisée aux
seules fins d'acheter des marchandises ou de
réunir des informations, pour l'entreprise;

e) une installation fixe d'affaires est utilisée aux
seules fins d'exercer, pour l'entreprise, toute
autre activité de caractère préparatoire ou
auxiliaire;

f) une installation fixe d'affaires est utilisée aux
seules fins de l'exercice cumulé d'activités
mentionnées aux alinéas a) à e), à condition
que l'activité d'ensemble de l'installation fixe
d'affaires résultant de ce cumul garde un
caractère préparatoire ou auxiliaire.

6. Les biens mobiliers qui font partie de la
succession ou d'une donation d'une personne
domiciliée dans un Etat contractant et servent à
l'exercice d'une profession libérale ou d'autres
activités de caractère indépendant, qui appartien-
nent à une base fixe située dans l'autre Etat
contractant, sont imposables dans cet autre Etat.

Article 7

Biens mobiliers corporels

1. Les biens mobiliers corporels, autres que les
biens mobiliers visés à l'article 6, qui font partie de la
succession ou d'une donation d'une personne
domiciliée dans un Etat contractant et sont situés
dans l'autre Etat contractant sont imposables dans
cet autre Etat.

2. Nonobstant les dispositions du paragraphe 1,
les navires et les aéronefs exploités en trafic
international ainsi que les biens mobiliers affectés à
leur exploitation sont imposables dans l'Etat
contractant où le siège de direction effective de
l'entreprise est situé.
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Artikel«

Anderes Vermögen

Vermögen, das Teil des Nachlasses oder einer
Schenkung einer Person mit Wohnsitz in einem
Vertragstaat ist und in den Artikeln 5, 6 und 7 nicht
behandelt wurde, darf ohne Rücksicht auf seine
Belegenheit nur in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 9

Schuldenabzug

(1) Schulden, die durch das in Artikel 5 genannte
Vermögen besonders gesichert sind, werden vom
Wert dieses Vermögens abgezogen. Schulden, die
zwar nicht durch das in Artikel 5 genannte
Vermögen besonders gesichert sind, die aber im
Zusammenhang mit dem Erwerb, der Änderung, der
Instandsetzung oder der Instandhaltung solchen
Vermögens entstanden sind, werden vom Wert
dieses Vermögens abgezogen.

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 1 werden
Schulden, die mit einer in Artikel 6 Absatz 1
genannten Betriebstätte oder einer in Artikel 6
Absatz 6 genannten festen Einrichtung zusammen-
hängen, vom Wert der Betriebstätte beziehungs-
weise der festen Einrichtung abgezogen.

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 1 werden
Schulden, die mit dem in Artikel 7 genannten
beweglichen, körperlichen Vermögen zusammen-
hängen, vom Wert dieses Vermögens abgezogen.

(4) Die anderen Schulden werden vom Wert des
Vermögens abgezogen, für das Artikel 8 gilt.

(5) Übersteigt eine Schuld den Wert des
Vermögens, von dem sie in einem Vertragstaat nach
den Absätzen 1, 2 oder 3 abzuziehen ist, so wird der
übersteigende Betrag vom Wert des übrigen
Vermögens, das in diesem Staat besteuert werden
darf, abgezogen.

(6) Verbleibt in einem Vertragstaat nach den
Abzügen, die auf Grund der Absätze 4 oder 5
vorzunehmen sind, ein Schuldenrest, so wird dieser
vom Wert des Vermögens, das im anderen
Vertragstaat besteuert werden darf, abgezogen.

(7) Ist ein Vertragstaat nach den Absätzen 1 bis 6
verpflichtet, einen höheren als nach seinem Recht
vorgesehenen Schuldenabzug vorzunehmen, so
gelten die genannten Absätze nur insoweit, als der
andere Vertragstaat nach seinem innerstaatlichen
Recht nicht verpflichtet ist, die gleichen Schulden
abzuziehen.

Article 8

Autres biens

Les biens, quelle qu'en soit la situation, qui font
partie de la succession ou d'une donation d'une
personne domiciliée dans un Etat contractant et qui
ne sont pas visés aux articles 5, 6 et 7 ne sont
imposables que dans cet Etat.

Article 9

Déduction des dettes

1 Les dettes garanties spécialement par des biens
visés à l'article 5 sont déduites de la valeur de ces
biens. Les dettes qui ne sont pas garanties
spécialement par des biens visés à l'article 5 et ont
leur contrepartie dans l'acquisition, la transforma-
tion, la réparation ou l'entretien de tels biens, sont
déduites de la valeur de ces derniers.

2. Sous réserve des dispositions du paragraphe 1,
les dettes afférentes à un établissement stable visé au
paragraphe 1 de l'article 6 ou à une base fixe visée
au paragraphe 6 de l'article 6, sont déduites, suivant
le cas, de la valeur de l'établissement stable ou de la
base fixe.

3. Sous réserve des dispositions du paragraphe 1,
les dettes afférentes aux biens mobiliers corporels
visés à l'article 7 sont déduites de la valeur de ces
biens.

4. Les autres dettes viennent en déduction de la
valeur des biens auxquels s'appliquent les disposi-
tions de l'article 8.

5. Si une dette dépasse la valeur des biens dont elle
est déductible dans un Etat contractant conformé-
ment aux dispositions des paragraphes 1, 2 ou 3, le
solde est déduit de la valeur des autres biens
imposables dans cet Etat.

6. Si les déductions visées aux paragraphes 4 ou 5
laissent un solde non couvert dans un Etat
contractant, ce solde est déduit de la valeur des biens
soumis à l'impôt dans l'autre Etat contractant.

7 Dans le cas où les dispositions des para-
graphes 1 à 6 obligeraient un Etat contractant à
opérer une déduction de dettes plus importante que
celle qui est prévue par sa législation, ces
dispositions ne s'appliquent que dans la mesure où
l'autre Etat contractant n'est pas tenu de déduire les
mêmes dettes en vertu de sa propre législation.
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Artikel 10

Öffentlich-rechtliche Körperschaften und
gemeinnützige Einrichtungen

(1) Vorbehaltlich einer einzelfallbezogenen Ver-
ständigung zwischen den zuständigen Behörden der
Vertragstaaten gelten die nach dem Recht eines
Vertragstaates zugunsten dieses Staates, seiner
Gebietskörperschaften oder -einer anderen Körper-
schaft des öffentlichen Rechts für andere als
industrielle oder gewerbliche Tätigkeiten vorgese-
henen Steuerbefreiungen und -begünstigungen
unter den entsprechend gleichen Bedingungen auch
zugunsten des anderen Staates, dessen Gebietskör-
perschaften und von Körperschaften des öffentli-
chen Rechts mit gleicher oder entsprechender
Tätigkeit.

(2) Vorbehaltlich einer einzelfallbezogenen Ver-
ständigung zwischen den zuständigen Behörden der
Vertragstaaten genießen gemeinnützige Einrichtun-
gen sowie nicht auf Gewinn gerichtete Organisa-
tionen, Vereine, Institutionen und Stiftungen, die in
einem Vertragstaat errichtet oder organisiert sind
und auf religiösem, wissenschaftlichem, künstleri-
schem, kulturellem, erzieherischem oder mildtäti-
gem Gebiet tätig sind, in dem anderen Vertragstaat
unter den in seinem Recht vorgesehenen Bedingun-
gen die Steuerbefreiungen und -begünstigungen, die
den im anderen Staat errichteten oder organisierten
gleichen oder ähnlichen Einrichtungen zustehen.

Artikel 11

Vermeidung der Doppelbesteuerung

(1) Die Französische Republik vermeidet die
Doppelbesteuerung wie folgt:

a) Hat der Erblasser im Zeitpunkt des Todes
oder der Schenker im Zeitpunkt der Schen-
kung seinen Wohnsitz in Frankreich:
i) erhebt Frankreich nach seinem innerstaat-

lichen Recht die Steuer vom Gesamtver-
mögen einschließlich des nach diesem
Abkommen in Österreich zu besteuernden
Vermögens und rechnet auf diese Steuer
einen Betrag an, der der österreichischen
Steuer entspricht, die von dem Vermögen
erhoben wurde, das aus demselben Anlaß
und nach diesem Abkommen in Österreich
besteuert werden darf;

ii) Die in Absatz i) vorgesehene Anrechnung
darf aber den vor der Anrechnung
ermittelten Teil der französischen Steuer
nicht übersteigen, der auf Vermögen
entfällt, das den Grund für die Anrech-
nung darstellt.

b) Hat der Erblasser im Zeitpunkt des Todes
oder der Schenker im Zeitpunkt der Schen-
kung keinen Wohnsitz in Frankreich, wird die
französische Steuer auf dem nach dem

Article 10

Collectivités publiques et organismes à but
désintéressé

1. Sous réserve d'accord cas par cas entre les
autorités compétentes des Etats contractants, les
exonérations d'impôts ou autres avantages fiscaux
prévus par la législation d'un Etat contractant au
profit de cet Etat, de ses collectivités territoriales, ou
de leurs personnes morales de droit public dont
l'activité n'a pas un caractère industriel ou
commercial s'appliquent dans les mêmes conditions
respectivement à l'autre Etat contractant, à ses
collectivités territoriales, ou à leurs personnes
morales de droit public dont l'activité est identique
ou analogue.

2. Sous réserve d'accord cas par cas entre les
autorités compétentes des Etats contractants, les
établissements d'utilité publique ainsi que les
organismes, associations, institutions et fondations à
but désintéressé créés ou organisés dans un Etat
contractant et exerçant leur activité dans le domaine
religieux, scientifique, artistique, culturel, éducatif,
ou charitable bénéficient dans l'autre Etat contrac-
tant, dans les conditions prévues par la législation de
celui-ci, des exonérations d'impôts ou autres
avantages fiscaux accordés aux entités identiques ou
analogues créées ou organisées dans cet autre Etat.

Article 11

Elimination des doubles impositions

1. En ce qui concerne la République française, les
doubles impositions sont évitées de la manière
suivante.

a) Lorsque le défunt au moment du décès ou le
donateur au moment de la donation était
domicilié en France:
i) la France impose l'ensemble des biens

selon sa législation interne, y compris les
biens qui sont imposables en Autriche
conformément aux dispositions de la
présente Convention, et accorde, sur cet
impôt, une déduction d'un montant égal à
l'impôt payé en Autriche pour les biens qui,
à l'occasion du même événement et
conformément aux dispositions de la
Convention, sont imposables en Autriche;

ii) la déduction visée au i) ne peut toutefois
excéder la quote-part de l'impôt français,
calculé avant cette déduction, correspon-
dant aux biens à raison desquels la
déduction doit être accordée.

b) Lorsque le défunt au moment du décès ou le
donateur au moment de la donation n'était
pas domicilié en France, l'impôt français sur
les biens qui sont imposables en France
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Abkommen in Frankreich zu besteuernden
Vermögen mit dem Steuersatz erhoben, der
auf das Gesamtvermögen entfällt, das nach
französischem innerstaatlichen Recht zu
besteuern ist.

(2) Die Republik Österreich vermeidet die
Doppelbesteuerung wie folgt:

a) Hat der Erblasser im Zeitpunkt des Todes
oder der Schenker im Zeitpunkt der Schen-
kung seinen Wohnsitz in Österreich, nimmt
Österreich das Vermögen, das aus demselben
Anlaß nach diesem Abkommen in Frankreich
besteuert werden darf, von der Besteuerung
aus.

b) Österreich nimmt von der Besteuerung auch
das Vermögen aus, das aus Anlaß einer
früheren Schenkung nach diesem Abkommen
in Frankreich besteuert werden dürfte.
Österreich nimmt jedoch kein Vermögen von
der Besteuerung aus, das in Österreich nach
Artikel 5 oder 6 des Abkommens besteuert
werden konnte.

e) In jedem Fall kann Österreich das von der
Besteuerung ausgenommene Vermögen bei
der Festsetzung der Steuer für das übrige
Vermögen einbeziehen.

Artikel 12

Verjährung

Auf dieses Abkommen gegründete Steueranrech-
nungsanträge und Steuerrückerstattungsanträge
müssen innerhalb einer Frist von fünf Jahren nach
der Verwirklichung des Steuertatbestandes oder bei
Ablauf dieser Frist innerhalb von zwei Jahren nach
Eintritt der Fälligkeit der anrechenbaren Steuer
gestellt werden.

Artikel 13

Verständigungsverfahren

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß
Maßnahmen eines Vertragstaats oder beider Ver-
tragstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder
führen werden, die diesem Abkommen nicht
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem
innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde
eines der beiden Vertragstaaten unterbreiten. Der
Fall muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten
Mitteilung der Maßnahme unterbreitet werden, die
zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden
Besteuerung führt.

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung
für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage,
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird
sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit

conformément à la Convention est calculé au
taux correspondant à la totalité des biens
imposables en vertu de la législation interne
française.

2. En ce qui concerne la République d'Autriche,
les doubles impositions sont évitées de la manière
suivante.

a) Lorsque le défunt au moment du décès ou le
donateur au moment de la donation était
domicilié en Autriche, l'Autriche exempte de
l'impôt les biens qui, à l'occasion du même
événement et conformément aux dispositions
de la présente Convention, sont imposables en
France.

b) L'Autriche exempte également de l'impôt les
biens qui, à l'occasion d'une donation
antérieure et conformément aux dispositions
de la Convention, étaient imposables en
France. Cependant, elle n'exempte pas les
biens qui étaient imposables en Autriche
conformément aux dispositions des articles 5
ou 6 de la Convention.

e) Dans chaque cas, l'Autriche peut tenir compte
des biens exemptés pour calculer le montant
de l'impôt applicable aux autres biens.

Article 12

Délai de prescription

Toute 'demande d'imputation ou de rembourse-
ment d'impôt fondée sur les dispositions de la
présente Convention doit être présentée dans un
délai de cinq ans à compter de la date du fait
générateur de l'impôt ou, passé ce délai, dans les
deux années à compter de la dernière date
d'exigibilité de l'impôt imputable.

Article 13

Procédure amiable

1. Lorsqu'une personne estime que les mesures
prises par un Etat contractant ou par les deux Etas
contractants entraînent ou entraîneront pour elle
une imposition non conforme aux dispositions de la
présente Convention, elle peut, indépendamment
des recours prévus par le droit interne de ces Etats,
soumettre son cas à l'autorité compétente de l'un ou
l'autre Etat contractant. Les cas doit être soumis
dans les trois ans qui suivent la première notification
de la mesure qui entraîne une imposition non
conforme aux dispositions de la Convention.

2. L'autorité compétente s'efforce, si la réclama-
tion lui paraît fondée et si elle n'est pas elle-même en
mesure d'y apporter une solution satisfaisante, de
résoudre le cas par voie d'accord amiable avec
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der zuständigen Behörde des anderen Vertragstaats
so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die
Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen
des innerstaatlichen Rechts der Vertragstaaten
durchzuführen.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
werden sich bemühen, Schwierigkeiten, die bei der
Auslegung oder Anwendung des Abkommens
entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu
beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber
beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen
vermieden werden kann, die im Abkommen nicht
behandelt sind.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
können zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne
der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander
verkehren. Erscheint ein mündlicher Meinungsaus-
tausch für die Herbeiführung der Einigung
zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungsaus-
tausch in einer Kommission durchgeführt werden,
die aus Vertretern der zuständigen Behörden der
Vertragstaaten besteht.

(5) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
können gemeinsam oder gesondert alle Vorschriften
und Formerfordernisse festlegen, die für die
Durchführung des Abkommens erforderlich sind.

Artikel 14

Informationsaustausch

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
tauschen Informationen aus, die zur Durchführung
dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts
der Vertragstaaten betreffend die unter das
Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind,
soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung
nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informati-
onsaustausch ist durch Artikel 1 nicht einge-
schränkt. Alle Informationen, die ein Vertragstaat
erhalten hat, sind ebenso geheimzuhalten wie die
auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates
beschafften Informationen und dürfen nur den
Personen oder Behörden (einschließlich der Ge-
richte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich
gemacht werden, die mit der Veranlagung oder
Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung
oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln
hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden
Steuern befaßt sind. Diese Personen oder Behörden
dürfen die Informationen nur für diese Zwecke
verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem
öffentlichen Gerichtsverfahren oder einer Gerichts-
entscheidung offenlegen.

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als
verpflichte er einen Vertragstaat,

l'autorité compétente de l'autre Etat contractant, en
vue d'éviter une imposition non conforme aux
dispositions de la Convention. L'accord est appliqué
quels que soient les délais prévus par le droit interne
des Etats contractants.

3. Les autorités compétentes des Etats contrac-
tants s'efforcent, par voie d'accord amiable, de
résoudre les difficultés auxquelles peuvent donner
lieu l'interprétation ou l'application de la Conven-
tion. Elles peuvent aussi se concerter en vue
d'éliminer la double imposition dans les cas non
prévus par la Convention.

4. Les autorités compétentes des Etats contrac-
tants peuvent communiquer directement entre elles
en vue de parvenir à un accord comme il est indiqué
aux paragraphes précédents. Si des échanges de vues
oraux semblent devoir faciliter cet accord, ces
échanges de vues peuvent avoir lieu au sein d'une
commission composée de représentants des autorités
compétentes des Etats contractants.

5. Les autorités compétentes des Etats contrac-
tants peuvent prescrire conjointement ou séparé-
ment toutes règles ou formalités nécessaires ou
appropriées pour l'application des dispositions de la
Convention.

Article 14

Échange de renseignements

1. Les autorités compétentes des Etats contrac-
tants échangent les renseignements nécessaires pour
appliquer les dispositions de la présente Convention
ou celles de la législation interne des Etats
contractants relative aux impôts visés par la
Convention dans la mesure où l'imposition qu'elle
prévoit n'est pas contraire à la Convention.
L'échange de renseignements n'est pas restreint par
l'article 1 Les renseignements reçus par un Etat
contractant sont tenus secrets de la même manière
que les renseignements obtenus en application de la
législation interne de cet Etat et ne sont
communiqués qu'aux personnes ou autorités (y
compris les tribunaux et organes administratifs)
concernées par l'établissement pu le recouvrement
des impôts visés par la Convention, par les
procédures ou poursuites concernant ces impôts, ou
par les décisions sur les recours relatifs à ces impôts.
Ces personnes ou autorités n'utilisent ces renseigne-
ments qu'à ces fins. Elles peuvent faire état de ces
renseignements au cours d'audiences publiques de
tribunaux ou dans des jugements.

2. Les dispositions du paragraphe 1 ne peuvent en
aucun cas être interprétées comme imposant à un
Etat contractant l'obligation:
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a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die
von den Gesetzen oder der Verwaltungspraxis
dieses oder des anderen Staates abweichen;

b) Informationen zu erteilen, die nach den
Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsver-
fahren dieses oder des anderen Staates nicht
beschafft werden können;

e) Informationen zu erteilen, die ein Handels-,
Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis
oder ein Geschäftsverfahren preisgeben wür-
den oder deren Erteilung dem Ordre public
widerspräche.

(3) Der Austausch der Nachrichten soll von Amts
wegen oder im Einzelfall über Ersuchen erfolgen.
Die Verwaltungsbehörden der beiden Staaten
werden sich über die Festlegung einer Aufstellung
jener Nachrichten verständigen, die von Amts
wegen erteilt werden.

Artikel 15

Vollstreckungsrechtshilfe

(1) Die beiden Vertragstaaten unterstützen sich
gegenseitig bei der Abgabeneinhebung nach Maß-
gabe der gesetzlichen und verwaltungsbehördlichen
Vorschriften hinsichtlich der unter dieses Abkom-
men fallenden Steuern sowie hinsichtlich der
Abgabenerhöhungen, der Abgabenzuschläge, der
Säumniszuschläge und hinsichtlich der Zinsen und
Verfahrenskosten in bezug auf diese Steuern.

(2) Auf Antrag des ersuchenden Staates, führt der
ersuchte Staat die Vollstreckung der Steueransprü-
che des erstgenannten Staates in Übereinstimmung
mit dem Recht und der Verwaltungspraxis bezüg-
lich der Vollstreckung seiner eigenen Steueransprü-
che durch, soweit das Abkommen nichts anderes
vorsieht.

(3) Der vorstehende Absatz gilt nur für
Steueransprüche, die Gegenstand eines im ersu-
chenden Staat gültigen Vollstreckungstitels und
unangefochten sind.

(4) Die Amtshilfe bei der Vollstreckung von
Steueransprüchen gegen einen Erblasser oder seinen
Nachlaß ist auf den Wert des Nachlasses oder den
Teil des Vermögens beschränkt, der auf jeden
Nachlaßbegünstigten entfällt, je nachdem, ob die
Ansprüche aus dem Nachlaß oder gegenüber den
Nachlaßbegünstigten zu befriedigen sind.

(5) Der ersuchte Staat ist nicht verpflichtet, dem
Antrag stattzugeben,

a) wenn der ersuchende Staat im eigenen
Hoheitsgebiet nicht alle Mittel zur Vollstrek-
kung seiner Steueransprüche ausgeschöpft

a) de prendre des mesures administratives
dérogeant à sa législation et à sa pratique
adminstrative ou à celles de l'autre Etat;

b) de fournir des renseignements qui ne
pourraient être obtenus sur la base de sa
législation ou dans le cadre de sa pratique
administrative normale ou de celles de l'autre
Etat;

e) de fournir des renseignements qui révéleraient
un secret commercial, industriel, profession-
nel ou un procédé commercial ou des
renseignements dont la communication serait
contraire à l'ordre public.

3. L'échange de renseignements a lieu d'office ou
sur demande visant des cas concrets. Les autorités
compétentes des Etats contractants s'entendent pour
déterminer la liste des renseignements fournis
d'office.

Article 15

Assistance au recouvrement

1. Les deux Etats contractants se prêtent
mutuellement assistance et appui en vue de
recouvrer, suivant les règles propres à leur
législation ou réglementation respectives, les impôts
visés par la présente Convention ainsi que les
majorations de droits, droits en sus, indemnités de
retard, intérêts et frais afférents à ces impôts.

2. A la demande de l'Etat requérant, l'Etat requis
procède au recouvrement des créances fiscales du
premier Etat suivant la législation et la pratique
administrative applicables au recouvrement de ses
propres créances fiscales, à moins que la Convention
n'en dispose autrement.

3. Les dispositions du paragraphe précédent ne
s'appliquent qu'aux créances fiscales qui font l'objet
d'un titre permettant d'en poursuivre le recouvre-
ment dans l'Etat requérant et qui ne sont pas
contestées.

4. L'assistance accordée en vue du recouvrement
des créances fiscales concernant une personne
décédée ou sa succession est limitée à la valeur de la
succession ou de la part reçue par chacun des
bénéficiaires de cette succession, suivant que la
créance est à recouvrer sur la succession ou auprès
des bénéficiaires de celle-ci.

5. L'Etat requis n'est pas obligé de donner suite à
la demande:

a) si l'Etat requérant n'a pas épuisé sur son
propre territoire tous les moyens de recouvre-
ment de sa créance fiscale, à moins que le
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4941190. Stück — Ausgegeben am 5. August 1994 — Nr. 614

hat, es sei denn, die Vollstreckung im
ersuchenden Staat würde große Schwierigkei-
ten bereiten, oder

b) wenn und soweit er der Auffassung ist, daß
die Steueransprüche im Widerspruch zu
diesem oder einem anderen Abkommen
stehen, dessen Parteien beide Staaten sind.

(6) Dem Ersuchen um Amtshilfe bei der
Vollstreckung eines Steueranspruchs sind beizufü-
gen:

a) eine Erklärung, daß der Steueranspruch eine
unter das Abkommen fallende Steuer betrifft
und unangefochten ist;

b) eine amtliche Ausfertigung des im ersuchen-
den Staat gültigen Vollstreckungstitels;

e) alle anderen für die Vollstreckung erforderli-
chen Schriftstücke und

d) gegebenenfalls eine beglaubigte Ausfertigung
aller damit in Verbindung stehenden Ent-
scheidungen von Verwaltungsbehörden oder
Gerichten.

(7) Auf Antrag des ersuchenden Staates trifft der
ersuchte Staat Sicherungsmaßnahmen, um die
Vollstreckung der Steueransprüche zu gewährlei-
sten, selbst wenn dagegen Einwendungen erhoben
worden sind oder ein Vollstreckungstitel noch nicht
ausgestellt worden ist.

(8) Der im ersuchenden Staat gültige Vollstrek-
kungstitel wird gegebenenfalls gemäß den im
ersuchten Staat geltenden Bestimmungen nach
Eingang des Amtshilfeersuchens so bald wie
möglich entgegengenommen, anerkannt, ergänzt
oder durch einen Vollstreckungstitel des letztge-
nannten Staates ersetzt.

(9) Für Fragen im Zusammenhang mit Verjäh-
rungsfristen bei Steueransprüchen ist ausschließlich
das Recht des ersuchenden Staates maßgebend. Das
Ersuchen um Amtshilfe bei der Vollstreckung
enthält Angaben über die für die Steueransprüche
geltende Verjährungsfrist.

(10) Vollstreckungsmaßnahmen, die vom ersuch-
ten Staat auf Grund eines Amtshilfeersuchens
durchgeführt werden und die nach dem Recht
dieses Staates die Verjährungsfrist hemmen oder
unterbrechen würden, haben nach dem Recht des
ersuchenden Staates dieselbe Wirkung. Der er-
suchte Staat unterrichtet den ersuchenden Staat
über die zu diesem Zweck getroffenen Maßnahmen.

(1 1) Der ersuchte Staat kann einem Zahlungsauf-
schub oder Ratenzahlungen zustimmen, wenn sein
Recht oder seine Verwaltungspraxis dies in
ähnlichen Fällen zuläßt; er wird hierüber den
ersuchenden Staat unterrichten.

(12) Einwendungen gegen den Bestand oder die
Höhe des Steueranspruches können nur bei den
zuständigen Behörden des ersuchenden Staates
erhoben werden.

recouvrement dans l'Etat requérant ne donne
lieu à des difficultés considérables;

b) si et dans la mesure où il estime que la créance
fiscale est incompatible avec les dispositions
de la Convention, ou avec celles de toute autre
convention- à laquelle les deux Etats sont
parties.

6. La demande d'assistance administrative en vue
du recouvrement d'une créance fiscale est accompa-
gnée:

a) d'une attestation précisant, que la créance
fiscale concerne un impôt visé par la
Convention et n'est pas contestée;

b) d'une copie officielle du titre permettant
l'exécution dans l'Etat requérant;

e) de tout autre document exigé pour le
recouvrement;

d) s'il y a lieu, d'une copie certifiée conforme de
toute décision y relative émanant d'un organe
administratif ou d'un tribunal.

7 A la demande de l'Etat requérant, l'Etat requis
prend des mesures conservatoires pour garantir le
recouvrement de la créance fiscale si celle-ci est
contestée ou 'si le titre exécutoire n'a pas encore été
émis.

8. Le titre permettant l'exécution dans l'Etat
requérant est, s'il y a lieu, et conformément aux
dispositions en vigueur dans l'Etat requis, admis,
homologué, complété ou remplacé dans les plus
brefs délais suivant la date de réception de la
demande d'assistance par un titre permettant
l'exécution dans l'Etat requis.

9. Les questions concernant le délai de prescrip-
tion de la créance fiscale sont régies exclusivement
par la législation de l'Etat requérant. La demande
d'assistance en vue du recouvrement contient des
renseignements sur le délai de prescription de la
créance fiscale.

10. Les actes de recouvrement accomplis par
l'Etat requis à la suite d'une demande d'assistance et
qui, suivant la législation de cet Etat, auraient pour
effet de suspendre ou d'interrompre le délai de
prescription, ont le même effet au regard de la
législation de l'Etat requérant. L'Etat requis informe
l'Etat requérant des mesures prises à cette fin.

1 1 . L'Etat requis peut consentir un délai de
paiement ou un paiement échelonné, si sa législation
ou sa pratiqué administrative le permet dans les
circonstances analogues; il en informe l'Etat
requérant.

12. Les contestations touchant l'existence ou le
montant de la créance ne peuvent être portées que
devant la juridiction compétente de l'Etat requérant.
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4942 190. Stück — Ausgegeben am 5. August 1994 — Nr. 6l4

(13) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als
verpflichte er den ersuchten Staat:

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die
von seinen Gesetzen oder von seiner Verwal-
tungspraxis oder von den Gesetzen oder der
Verwaltungspraxis des ersuchenden Staates
abweichen;

b) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die
aus seiner Sicht gegen den Ordre public
verstoßen.

Artikel 16

Diplomaten und Konsularbeamte

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen
Vorrechte, die den Diplomaten und Konsularbeam-
ten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts
oder auf Grund besonderer Vereinbarungen zuste-
hen.

Artikel 17

Räumlicher Geltungsbereich

(1) Dieses Abkommen findet Anwendung
a) auf die europäischen und überseeischen

Departments der Französischen Republik
einschließlich des Küstenmeeres und darüber
hinausreichender Zonen, in denen die Fran-
zösische Republik in Übereinstimmung mit
dem Völkerrecht Hoheitsbefugnisse in bezug
auf das Aufsuchen und die Ausbeutung der
Bodenschätze des Meeresbodens und des
Meeresuntergrundes sowie der darüberlie-
genden Gewässer besitzt;

b) auf das Gebiet der Republik Österreich.

(2) Dieses Abkommen kann entweder als Ganzes
oder mit den erforderlichen Änderungen auf
Überseegebiete und andere Gebietskörpersch'aften
der Französischen Republik ausgedehnt werden, in
denen Steuern erhoben werden, die im wesentlichen
den Steuern ähnlich sind, für die das Abkommen
gilt. Eine solche Ausdehnung wird von dem
Zeitpunkt an und mit den Änderungen und
Bedingungen, einschließlich der Bedingung für die
Beendigung wirksam, die zwischen den Vertrags-
staaten durch auf diplomatischem Weg auszutau-
schende Noten oder auf andere, den Verfassungen
dieser Staaten entsprechende Weise vereinbart
werden.

(3) Haben die Vertragstaaten nichts anderes
vereinbart, so wird mit der Kündigung durch einen
Vertragstaat nach Artikel 19 die Anwendung des
Abkommens in der in jenem Artikel vorgesehenen
Weise auch für alle Gebiete und Gebietskörper-
schaften beendet, auf die das Abkommen nach
diesem Artikel ausgedehnt worden ist.

13. Les dispositions du présent article ne peuvent
être interprétées comme imposant à l'Etat requis
l'obligation:

a) de prendre des mesures qui dérogent à sa
législation ou à sa pratique administrative, ou
à la législation ou à la pratique administrative
de l'Etat requérant;

b) de prendre des mesures qu'il estime contraires
à l'ordre public.

Article 16

Agents diplomatiques et fonctionnaires consulaires

Les dispositions de la présente Convention ne
portent pas atteinte aux privilèges fiscaux dont
bénéficient les agents diplomatiques ou les fonction-
naires consulaires en vertu soit des règles générales
du droit international, soit des dispositions d'ac-
cords particuliers.

Article 17

Champ d'application territorial

1. La présente Convention s'applique:
a) aux départements européens et d'outre-mer

de la République française y compris la mer
territoriale et au-delà de celle-ci aux zones sur
lesquelles, en conformité avec le droit
international, la République française a des
droits souverains aux fins de l'exploration et
de l'exploitation des ressources naturelles des

. fonds marins et de leur sous-sol, et les eaux
surjacentes;

b) au territoire de la République d'Autriche.

2. La Convention peut être étendue, telle quelle
ou avec les modifications nécessaires, aux territoires
d'outre-mer et autres collectivités territoriales de la
République française, qui perçoivent des impôts de
caractère analogue à ceux auxquels s'applique la
Convention. Une telle extension prend effet à partir
de la date, avec les modifications et dans les
conditions, y compris les conditions relatives à la
cessation d'application, qui sont fixées d'un
commun accord entre les Etats contractants par
échange de notes diplomatiques ou selon toute autre
procédure, en conformité avec leurs dispositions
constitutionnelles.

3. À moins que les Etats contractants n'en soient
convenus autrement, la dénonciation de la Conven-
tion par l'un d'eux en vertu de l'article 19 mettra
aussi fin, dans les conditions prévues à cet article, à
l'application de la Convention à tout territoire et
collectivité territoriale auxquels elle a été étendue
conformément au présent article.
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4943190. Stück — Ausgegeben am 5. August 1994 — Nr. 614

Artikel 18

Inkrafttreten

(1) Jeder der Vertragstaaten teilt dem anderen die
Erfüllung der für das Inkrafttreten dieses Abkom-
mens erforderlichen Maßnahmen mit. Das Abkom-
men tritt sodann am ersten Tag des zweiten Monats
in Kraft, der auf den Tag der Entgegennahme der
letzten dieser Mitteilungen folgt.

(2) Dieses Abkommen ist anzuwenden auf
Erbschaften und Nachlässe von Personen, die nach
seinem Inkrafttreten verstorben sind und auf
Schenkungen, die nach seinem Inkrafttreten ausge-
führt werden.

(3) Das am 8. Oktober 1959 in Wien unterzeich-
nete Abkommen zwischen der Republik Österreich
und der Französischen Republik zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung sowie über gegenseitige
Hilfeleistung auf dem 'Gebiet der Steuern vom
Einkommen und vom Vermögen sowie der
Erbschaftssteuern *) ist ab dem Zeitpunkt, für den
die . entsprechenden Bestimmungen dieses Abkom-
mens erstmals gelten, nicht mehr anzuwenden.

Artikel 19

Kündigung

(1) Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte
Zeit in Kraft. Jedoch kann es jeder Vertragstaat auf
diplomatischem Weg unter Wahrung einer minde-
stens sechsmonatigen Kündigungsfrist zum Ende
eines Kalenderjahres kündigen.

(2) In diesem Fall ist das Abkommen letztmalig
anzuwenden auf Erbschaften und Nachlässe von
Personen, die im Kalenderjahr, zu dessen Ende die
Kündigung erfolgt ist, verstorben sind und auf
Schenkungen, die in diesem Kalenderjahr ausge-
führt worden sind.

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu
gehörig Bevollmächtigten dieses Abkommen unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 26. März 1993, in
zwei Urschriften, jede in deutscher und französi-
scher Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist. Ä

Für die Republik Österreich:
Dr. Wolfgang Nolz

Für die Französische Republik:
André Lewin

Article 18

Entrée en vigueur
1. Chacun des Etats contractants notifiera à

l'autre l'accomplissement des procédures requises en
ce qui le concerne pour la mise en vigueur de la
présente Convention. Celle-ci entrera en vigueur le
premier jour du deuxième mois suivant le jour de
réception de la dernière de ces notifications.

2. Les dispositions de la Convention s'applique-
ront aux successions de personnes décédées, et aux
donations effectuées, à compter de la date de son
entrée en vigueur..

3. Les dispositions de la Convention entre la
République française et la République d'Autriche en
vue d'éviter les doubles impositions et de prévoir une
assistance réciproque dans le domaine des impôts
sur le revenu et sur la fortune ainsi que dans celui des
impôts sur les successions, signée à Vienne le
8 octobre 1959, cesseront d'avoir effet à compter de
la date à laquelle les dispositions correspondantes de
la présente Convention s'appliqueront pour la
première fois.

Article 19

Dénonciation

1. La présente Convention demeurera en vigueur
sans limitation de durée. Toutefois, chacun des
Etats contractants pourra, moyennant un préavis
minimum de 6 mois notifié par la voie diplomati-
que, la dénoncer pour la fin d'une année civile.

2. Dans ce cas, les dispositions de la Convention
s'appliqueront pour la dernière fois aux successions
de personnes décédées ou aux donations effectuées
au cours de l'année civile pour la fin de laquelle la
Convention aura été dénoncée.

EN FOI DE QUOI les soussignés, dûment
autorisés à cet effet, ont signé la présente
Convention et y ont apposé leur sceau.

FAIT en double exemplaire, à Vienne le 26. mars
1993 en langues française et allemande, les deux
textes faisant également foi.

Pour la République d'Autriche:
Dr. Wolfgang Nolz

Pour la République française:
André Lewin

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 246/1961

Die Mitteilungen gemäß Art. 18 Abs. l des Abkommens erfolgten am 14. April bzw 5. Juli 1994;
das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 18 Abs. l mit 1. September 1994 in Kraft.

Vranitzky
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